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Bis zur Erschöpfung 

Die AOK berichtet über stei¬ 
gende Anzahl an Burn-Outs 
und psychischen Erkrankungen 
durch Überbelastung - schon 
Marx und Engels sahen es vo¬ 
raus 

Selten 
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Fachidiotie statt 
Bildung 

Vor zehn Jahren wurde die 
Bologna-Studienreform in 
der Bundesrepublik gesetz¬ 
lich verankert... 
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Antikriegstag 2012 

Das Kabinett hatte 2010 
beschlossen, dass im Mi¬ 
litäretat gespart werden 
soll. Schon da wurde ge¬ 
trickst. Jetzt gibt‘s wie¬ 
der mehr für‘s Militär. 
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Die Opel-Killerin 

Wie Merkels Sparzwang die Konjunktur abwürgt 


„Opel - jeder 3. Job in Gefahr!“ alar¬ 
mierte die Bild-Zeitung. Nach der 
pünktlich zum 150-jährigen Jubiläum 
verkündeten Kurzarbeit für 10 000 
Beschäftigte drohe nun die Massen¬ 
entlassung. Eine „Geheimstrategie“ 
der „US-Mutter General Motors“ 
will das Blatt aufgedeckt haben: „Hier 
gibt’s die klare Vorgabe aus den USA: 
30 Prozent Personalabbau. Jeder Drit¬ 
te soll deutschlandweit gehen.“ Die 
Meldung wurde umgehend von Un¬ 
ternehmensleitung und Betriebsrat 
dementiert. Aber die Nachricht ist in 
der Welt. Von wem auch immer durch¬ 
gestochen. Der Boulevard bereitet das 
emotionale Umfeld für Schließungen 
und Entlassungen vor. Angesichts der 
Lage kann so etwas zu einer selbster¬ 
füllenden Prophezeiung werden. Wer 
kauft schon ein Auto eines Herstellers, 
dem die Pleite droht? 

Interessant ist der (US-)unterneh- 
menskritische Unterton. Da wird 
„gedroht“, „entlassen“, die Kosten der 
Kurzarbeit auf den „deutschen Staat 
abgewälzt“. Alles sicher nicht falsch. 
Es geht im Kapitalismus bekanntlich 
um Proüt und nicht um Arbeitsplätze. 
Auch wenn das mancher „Co-Mana- 


ger“ glaubt. Die Schwächsten fliegen 
aus dem Markt. Die Frage lautet nicht: 
„Ob?“, sondern nur: „Wer?“. Merk¬ 
würdigerweise kam in den Schlagzei¬ 
len der letzten Tage ein Name nicht 
vor: Angela Merkel. 

„Autos kaufen keine Autos“, soll Hen¬ 
ry Ford gewusst haben. Wenn, dann 
hatte er der Kanzlerin etwas voraus. 
Die scheint, ausgestattet mit den Weis¬ 
heiten der Angebotsökonomie, davon 
auszugehen, dass es reicht möglichst 
viel mit möglichst niedrigen Löhnen 
zu produzieren. Die Frage, wer das 
Produzierte mit welchem Geld kaufen 
soll, blendet dieses Denken bekannt¬ 
lich diskret aus. 

Opel wird, anders als VW, Mercedes 
und BMW, hauptsächlich auf dem eu¬ 
ropäischen Markt vertrieben. Und so 
lange die Menschen in Europa genü¬ 
gend Geld verdienten bzw. sich ge¬ 
nügend leihen konnten, funktionier¬ 
te das auch einigermaßen. Allerdings 
hat die Eurokrise die deutsche Kanz¬ 
lerin bedauerlicherweise in die Positi¬ 
on gebracht, nahezu ganz Europa ein 
radikales Sparprogramm diktieren zu 
können. Wobei Sparen hier heißt, sich 
die Bezahlung der arbeitenden Men¬ 


schen zu sparen. Teilweise oder gleich 
ganz. Zuerst im Staatsdienst, dann in 
der „freien Wirtschaft“. 

Dieses Programm kann große Erfolge 
feiern. Die Zahl der Menschen, deren 
Lohnzahlung neuerdings gespart wird, 
geht in die Millionen. Viele bekom¬ 
men noch Stütze. Noch, denn auch das 
wird sukzessive gespart. Normalerwei¬ 
se wären diese Menschen durchaus 
Opel-Kunden. Nun nicht mehr. Denn 
ein neues Auto, das ist wohl das Erste, 
das man sich spart, wenn einem der 
Lohn weggespart wird. 

Die Pkw-Neuzulassungen im Juli sind 
denn auch selbst für abgeklärte Zeit¬ 
genossen ungewöhnlich. Verglichen 
mit den Juli-Hochs vor Ausbruch der 
Eurokrise und den besagten Sparmaß¬ 
nahmen ging es beeindruckend in den 
Keller. Nur einmal die Highlights: 
Irland - minus 51 Prozent 
Italien - minus 57 Prozent 
Spanien - minus 61 Prozent 
Portugal - minus 68 Prozent 
Griechenland - minus 82 Prozent 
Man kann also nicht behaupten, dass 
Frau Merkel erfolglos geblieben wäre. 

Nun sah die Idee, halb Europa nieder 
zu konkurrieren, vielleicht auf den ers¬ 


ten Blick auch aus Rüsselsheim ganz 
vortrefflich aus. Die Unternehmer¬ 
verbände haben ja heftig applaudiert 
und auch aus der IG Metall war nichts 
wirklich Kritisches zu hören. Die Zah¬ 
len sahen blendend aus. Und sind es 
teilweise immer noch. Leider hat diese 
Strategie aber die unangenehme Ne¬ 
benwirkung, dass die in den Konkurs 
Konkurrierten als Marktteilnehmer 
ausfallen. Leider auch als Käufer. Die 
nun entwickelte Vorstellung des Kanz¬ 
leramtes, dass den Problemen am vor¬ 
teilhaftesten dadurch abzuhelfen sei, 
dass man den Pleite Gegangenen auch 
den Geldhahn weitgehend zudreht - 
zur Anregung der Sparanstrengun¬ 
gen - hat die „Kauflust“ auch nicht 
gerade angeregt. 

Wenn nun bei Opel die Bänder ste¬ 
hen und sich der Konzern, dank Kurz¬ 
arbeitergeld, die volle Bezahlung der 
Kollegen spart, sollte doch der Dank 
für diese Sparmaßnahme, die ja eine 
direkte Konsequenz der allseits ge¬ 
priesenen Sparmaßnahmen in der Eu¬ 
ro-Peripherie ist, ihre genialen Schöp¬ 
ferinnen nicht verfehlen: Die Kanzle¬ 
rin und ihre schwäbische Hausfrau. 

Klaus Wagener 


Im Schatten von Krieg, Rüstung und neonazistischen Umtrieben 

Auszug aus der Erklärung des Bundesausschusses Friedensratschlag 


Seit Monaten tobt in Syrien ein er¬ 
bitterter Bürgerkrieg, zwischen des¬ 
sen Fronten die an einem friedlichen 
Wandel interessierte Zivilgesellschaft 
zunehmend aufgerieben wird. In Syri¬ 
en tummeln sich längst nicht mehr nur 
die unter dem Dach der „Freien Sy¬ 
rischen Armee“ (FSA) operierenden 
bewaffneten Kräfte der Opposition, 
sondern Kämpfer und Freischärler 
aus Libyen, Saudi-Arabien und Af¬ 
ghanistan; viele von ihnen verfügen 
über Trainings- und Stützpunkte in 
der Türkei und werden logistisch und 
propagandistisch unterstützt aus dem 
Emirat Katar. Der Westen hat von An¬ 
fang an Partei ergriffen für die Oppo¬ 
sition, obwohl deren Zusammenset¬ 
zung und politische Orientierung viel¬ 
fach unklar sind. So musste auch der 
von den Vereinten Nationen getrage¬ 


ne Vermittlungsversuch von Kofi An¬ 
nan scheitern: Weder die USA noch 
die FSA waren an Verhandlungen 
zwischen der Assad-Regierung und 
der Opposition interessiert, sondern 
bestanden auf einem Regimewech¬ 
sel. Leidtragende sind die Menschen 
in Syrien, die sich schon zu Hundert¬ 
tausenden auf der Flucht befinden 
und dringend humanitärer Hilfe be¬ 
dürfen. 20 000 Menschen - darunter 
viele Zivilpersonen - sollen getötet 
worden sein. 

Der syrische Bürgerkrieg ist zu einer 
Art Stellvertreterkrieg mutiert: Der 
Westen (unter Führung der USA), 
die NATO, die EU und die Bundes¬ 
regierung tun dabei so, als stünden ei¬ 
ner friedlichen Entwicklung lediglich 
Russland und China im Weg, die im 
UN-Sicherheitsrat jegliche einseitige 


Verurteilung der syrischen Regierung 
blockiert haben. In Wahrheit geht es 
dem „Westen“ aber um die Durchset¬ 
zung ihrer hegemonialen Interessen in 
der ölreichsten Region der Welt, um 
die Ausschaltung der letzten unbot¬ 
mäßigen Regierungen, die einer im¬ 
perialen Neuordnung des Nahen und 
Mittleren Ostens im Weg stehen. Ein 
Ende der Gewalt in Syrien scheint nur 
möglich, wenn folgende Maßnahmen 
ergriffen werden: 

★ Sofortiger Stopp sämtlicher Waffen¬ 
lieferungen - von welcher Seite auch 
immer, an welche Seite auch immer 

★ Beendigung der militärischen und 
logistischen Unterstützung der be¬ 
waffneten Opposition 

★ Rücknahme der Sanktionen, die 
schon längst die Schwelle des Wirt¬ 
schaftskriegs gegen Syrien überschrit¬ 


ten haben und von keiner UN-Reso- 
lution gedeckt sind 

★ Diplomatische Unterstützung aller 
Versuche, die Konfliktparteien zu Ver¬ 
handlungen zu bewegen 

★ Aufstockung der uneigennützigen 
humanitären Hilfe (Medizin, Lebens¬ 
mittel, Behelfsunterkünfte) in der 
Konfliktregion und großzügige Auf¬ 
nahme von Bürgerkriegsflüchtlingen 
bei uns 

★ Das Wichtigste: Es darf keine Mi- 
litärintervention von außen geben. 
Schon das Politiker-Gerede über die 
Opportunität einer Militärinterventi- 
on ist mit dem Völkerrecht unverein¬ 
bar: Nach Artikel 2 der UN-Charta 
ist jede Androhung oder Anwendung 
von Gewalt in den zwischenstaatli¬ 
chen Beziehungen strikt verboten. 
Fortsetzung auf Seite 5 


Thema der Woche 


Hinter den 
Schlagzeilen 

Karin Leukefeld ist Journalistin und 
war kürzlich wieder für mehrere Wo¬ 
chen in Damaskus tätig. Im Interview 
gibt sie Auskunft über ihre Arbeit in 
Syrien, die Gespräche mit Menschen 
und die Hintergründe des Krieges. 
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Die Gutscheine 
sind endlich da! 


Liehe Hartz-IV-Kinder, 
endlich ist es soweit: Ihr könnt ah so¬ 
fort eure Bildungsgutscheine abholen, 
die euch die Bundesregierung zur Ver¬ 
fügung stellt. Weil euch die Gutscheine 
direkt von eurer Stadtverwaltung ausge¬ 
geben werden, gibt es allerdings einige 
kleine Änderungen: 

1. Freikarten zum kostenlosen Besuch 
der städtischen Bäder erhaltet Ihr nicht 
mehr, weil diese inzwischen alle ge¬ 
schlossen sind. Allerdings war die Hypo 
Real Estate Bank so freundlich, ersatz¬ 
weise einen großen Stapel an wertlosen 
Wertpapieren zur Verfügung zu stellen. 
Damit könnt ihr gut ausprobieren, ohne 
Wasser baden zu gehen. 

2. Auch die angekündigten Gutscheine 
für Kultur gibt es nun in anderer Form, 
weil auch das städtische Theater dicht ge¬ 
macht wurde. Wir bieten euch zur kultu¬ 
rellen Erbauung stattdessen den Besuch 
der öffentlichen Stadtratssitzungen an. 
Der Stadtrat vermittelt euch damit einen 
ersten Vorgeschmack auf die Erlernung 
eines Musikinstrumentes, indem er per¬ 
manent Streichkonzert spielt. Deshalb 
sind die Sitzungen inzwischen auch ver¬ 
gnügungssteuerpflichtig. 

3. Zu Dank sind wir außerdem verschie¬ 
denen ortsansässigen Firmen verpflich¬ 
tet, die verschiedene Gutscheine zur Ver¬ 
fügung stellen: drei Tattoo-Studios sind 
zum Beispiel bereit, eure Hartz-TV-Be- 
arbeitungs-Nummer auf einen Körper¬ 
teil eurer Wahl kostenlos zu tätowieren. 
Zum Erlernen des Gefühles, abgestem¬ 
pelt zu sein, erhaltet ihr von städtischen 
Behörden täglich kostenlos Stempelab¬ 
drücke auf Gesicht und Hände. Und die 
ortsansässigen Auto firmen stellen einige 
hundert Altreifen zur Verfügung, aus de¬ 
nen ihr Taschen und andere schöne Ge¬ 
genstände basteln könnt wie die Kinder 
in Afrika. Nicht zuletzt gibt es von den 
hiesigen Bestattungsfirmen zur Erler¬ 
nung des deutschen Wahlrechts einige 
Dutzend Urnen. 

So, das war’s. Wir wünschen euch viel 
Spaß beim Einlösen der Gutscheine und 
der damit verbundenen Bildung. 

Eure Gutschein-Tante Ursula 

Werner Lutz 


UZ-Extra zum 
Aktionstag 

Für den Aktionstag „UmFairteilen“ am 
29. September wird die nächste UZ- 
Extra erscheinen. 

Noch sind einige Details wie Redak¬ 
tionsschluss, Drucktermin, Ende der Be¬ 
stellmöglichkeit etc. noch nicht endgültig 
geklärt. 

Fest steht auf jeden Fall, dass auch die¬ 
ses Extra in die reguläre UZ vom 28. Sep¬ 
tember eingelegt wird und den Gruppen 
schon einige Tage vor dem Aktionstag 
zur Verfügung stehen soll. 

Da bedingt durch Sparmaßnahmen der 
Post die Auslieferung der 1 .-Mai-UZ per 
Info-Brief bis zu zehn Tagen (!) gedau¬ 
ert hat, werden wir diesmal den Versand 
der Größe 70 Exemplare, als „normale“ 
Briefe zu 2,20 Euro, in der Größe 140 
Stück als Päckchen zu 3,90 Euro, von 
2 bis 10 kg als Paket zu 5,90 Euro und 
darüber zu 11,90 Euro versenden. 

Bestellungen können ab jetzt an die 
Adresse 

lnfo@dkp-nordbayern.de 
gesandt werden. 
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Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Darf’s ein bisschen mehr sein? 


Moderne Sklaverei 


Wer es sich noch leisten kann ab und 
an wenigstens Wurst- und Fleisch bei 
einem echten Metzger zu kaufen, ist 
auch auf den nächsten Arztbesuch 
gut vorbereitet. Warum? Hier wie 
dort wird er ziemlich sicher mit der 
gleichen Frage konfrontiert: „Darf s 
ein bisschen mehr sein?“ Denn Metz¬ 
ger und Medizinern wollen an das 
immer weniger werdende Bargeld 
ihrer „Kunden“. Wer will das den 
„gedeckelten“ Ärztinnen verübeln, 
kommt doch ein Allgemeinmedizi¬ 
ner laut einem Bericht der Kassen¬ 
ärztlichen Bundesvereinigung gera¬ 
de mal auf einen durchschnittlichen 
Nettomonatslohn von 5 018 Euro. 

So ist es doch mehr als verständlich, 
wenn seit einiger Zeit in Deutsch¬ 
lands Arztpraxen eine massive 
Dienstleistungsoffensive durchge¬ 
zogen wird. Immer mehr vom Spar¬ 
zwang genervte Herren und Damen 
Doktoren nehmen sich wieder Zeit 
für die Wünsche, besonders aber 
auch für die Ängste ihrer Patien¬ 
tinnen und Patienten. Dabei ist der 
Hausarzt/die Hausärztin dem Metz¬ 
ger beim Kampf um die Wurst haus¬ 
hoch überlegen, denn: das Arzt-Pa- 
tient-Verhältnis ist keine einfache 
Produzenten-Konsumenten-B ezie- 
hung - es gibt kein Gleichgewicht 
von Anbietern und Nachfragern. Im 
Gegenteil, es besteht „Anbieterdo¬ 
minanz“. Geködert werden die „Kun¬ 
den“ vom Arzt selbst oder seinen 
Angestellten mit Fragen wie: Muss 
Ihre Glatze kahl bleiben? Sähe Ihr 
Bein nicht besser aus ohne Besen- 
reiser-Krampfadern? Wäre bei Ihnen 
in Ihrem Alter nicht ein Extra-Ge- 
sundheits-Check gefällig, man weiß 
ja nie? Meinen Sie nicht auch, ältere 
Männer sollten mehr für die Früher¬ 
kennung des Prostata-Krebses tun? 
Aber merke: Umsonst ist diese ge¬ 
heuchelte Fürsorge wahrscheinlich 
nicht, auf keinen Fall aber kosten¬ 
los. Und so zahlen Kassenpatienten 
Behandlungen immer öfter aus ihrer 
eigenen Tasche. Das von den Ärzten 
zusätzlich angebotene Spektrum 
reicht vom Sportattest bis zur Darm¬ 
spülung. Krebsvorsorge beim Frau¬ 
enarzt per Ultraschall kostet extra - 
mal 16 Euro, mal 50, je nach Arzt. 
Routine-Check beim Augenarzt? 
Da kommen noch einmal 20 Euro 
für die Messung des Augeninnen- 
drucks dazu. 

Etwa 400 solcher Angebote sind 
inzwischen auf dem Markt, schätzt 
der Medizinische Dienst der Kran¬ 
kenkassen. Gut 1,5 Milliarden Euro 


geben die Patienten jedes Jahr für 
„IGeE‘-Behandlungen aus, Progno¬ 
se: weiter steigend. 

Doch nicht jeder gute Arzt ist auch 
ein Spitzenverkäufer. Daher bieten 
etliche private Institute inzwischen 
Seminare und Coachings für Ärzte 



und deren Angestellte an. Auf der 
Internetseite des Seminar-Anbieters 
„Profitraining“ wird verraten, was da 
vermittelt wird: „Sie und Ihr Team 
lernen Erfolgsfaktor Nummer zwei 
kennen: Einfache und unaufdringli¬ 
che Formulierungen, mit denen Sie 
Ihre Patienten leicht und schnell 
vom Sinn und Nutzen einer Selbst¬ 
zahler-Leistung überzeugen.“ Und: 
„Besondere Aufmerksamkeit wid¬ 
men wir Einwänden im Patienten¬ 
gespräch: Von Arzt und Helferinnen 
oft als Niederlage oder persönliche 
Ablehnung empfunden, bedeuten sie 
in den meisten Fällen in Wirklichkeit, 
dass der Patient gedanklich kurz vor 
einem ,Ja‘ steht.“ 

Erst vor kurzem wurde bekannt, dass 
das Wirtschaftsministerium Maß¬ 
nahmen zur Förderung des Umsat¬ 
zes bei der Ärzteschaft mitfinanziert 
hat. Das Ministerium tat dies auf der 
Grundlage der Richtlinien zur „För¬ 
derung unternehmerischen Know- 
hows für kleine und mittlere Unter¬ 
nehmen sowie Freie Berufe“. Nach 
energischen Protesten der Kranken¬ 
kassen hat das Bundesamt für Wirt¬ 
schaft seine Förderung inzwischen 
eingestellt. Indirekt beteiligt sich der 
Staat aber nach wie vor an den weiter 
stattfindenden Verkaufsschulungen. 
Denn die teilnehmenden Ärzte kön¬ 
nen die Seminarkosten zum Thema 
IgeL-Leistungen ja steuerlich abset¬ 
zen. Auf eine moralische „Selbsthei¬ 
lung“ des Medizinbetriebes darf man 
in Anbetracht der hohen Gewinner¬ 
wartungen nicht warten. Mit dieser 
ungesunden Schattenwirtschaft muss 
Schluss sein. 

Der Mensch geht vor Profit! 


Bei einer gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung benötigt 
der Verleiher eine Erlaubnis, deren Fehlen zu einem Arbeits¬ 
verhältnis des Leiharbeitnehmers mit dem Entleiher führt (§§ 
9, io AÜG). Die „Gefahr“ besteht für den Arbeitgeber, dass der 
Arbeitnehmer fest im Unternehmen eingestellt werden muss. 

Findet eine Überlassung von Arbeitnehmern ohne Erlaubnis 
statt, so ist der Einsatz der Arbeitnehmer - auch für den Kun¬ 
den - strafbar bzw. ordnungswidrig gern. § 15 ff. AÜG. 

Bei Zeitarbeitsverhältnissen haftet der Kunde für die Abführung 
des Gesamtsozialversicherungsbeitrags durch das Zeitarbeits¬ 
unternehmen, bei einem Werkvertrag entfällt diese Haftung. 

Bei einer Arbeitnehmerüberlassung ohne Erlaubnis besteht die 
Haftung des Kunden zusätzlich für die Abführung der Lohn¬ 
steuer. 

Der Einsatz ausländischer Arbeitnehmer ist häufig mit größe¬ 
ren rechtlichen Schwierigkeiten verbunden als der Einsatz von 
Werkskolonnen oder Selbstständigen, da die entsprechende 
Erlaubnis oft nicht erteilt wird. 

• 

Häufig wird deshalb auf „Werkvertragskonstruktionen“ ausge¬ 
wichen,die im Rahmen der Richtlinien der EU überdie Dienstleis¬ 
tungsfreiheit in größerem Umfang zulässig sind. 


Was steckt hinter den Werkverträgen? 


S eit für die Leiharbeit ein Mindest¬ 
lohn und „equal pay“ - gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit - gilt, su¬ 
chen Unternehmen nach neuen Billig¬ 
lohn-Modellen. 

Und haben sie in den Werkverträgen 
gefunden. Diese funktionieren folgen¬ 
dermaßen: 

Das Unternehmen kauft nicht mehr 
Arbeitskräfte für den eigenen Betrieb, 
sondern eine Leistung ein. Diese wird 
dann von externen Dienstleistungsfir¬ 
men erledigt. 

Im Baugewerbe greift man schon lange 
zu Werkverträgen. Große Firmen sto¬ 
cken ihre Stammbelegschaft je nach 
Bedarf kräftig um fremde Beschäftig¬ 
te auf. Dies sieht man deutlich an den 
Beschäftigtenzahlen der Betriebe und 
deren Bauleistungen. 

Auch in der Schlachtindustrie ist es 
üblich, dass 80 bis 90 Prozent der Mit¬ 
arbeiter aus Subunternehmen/Werk¬ 
vertragsunternehmen kommen, häu¬ 
fig aus Rumänien. Im Einzelhandel 
unterstützen mittlerweile mehr als 
100 Fremdfirmen mit 350 000 
Beschäftigten die Händler vor 
allem beim Einräumen der 
Regale; die Löhne liegen zum 
Teil unter sieben Euro. 

Diese Werkvertrags-Ar¬ 
beitnehmer sind damit 
deutlich billiger als 
Zeit- oder Leihar¬ 
beiter. Verglichen 
mit dem Einzel¬ 
handelstarif für 
solche kör¬ 
perliche 
Arbeiten 


Logistikfunktionen, Instandhaltung, 
Reinigung, Service, Pflegepersonal in 
Kliniken. 

„Schein“werkverträge 

Doch inzwischen hat sich eine neue 
Form von Werkverträgen in den Be¬ 
trieben etabliert. Neu ist, dass die 
Werkvertragsarbeiter ihre Aufgaben in 
den Räumen der auftraggebenden Be¬ 
triebe oder in zeitlicher Abhängigkeit 
von deren Produktionsabläufen ablie¬ 
fern. In diesem Fall sprechen die Ge¬ 
werkschaft von Scheinwerkverträgen. 
Kernaufgaben des Betriebes werden 
an „billigere“ Anbieter vergeben. Ge¬ 
schickt umgehen die Unternehmen mit 
Werkverträgen die sogenannte Arbeit¬ 
nehmerüberlas¬ 
sung, die 
für 


tigten weiter, der billigste erhält den 
Auftrag. Der Druck auf die ehemali¬ 
gen Arbeitnehmer wächst, wenn wei¬ 
tere Werkvertragsunternehmen zu der 
Auftragsvergabelotterie hinzugezogen 
wurden. Gerade Unternehmen/Ar- 
beitskräfte aus Osteuropa sind bereit 
für noch weniger zu arbeiten. Häufig 
finden wir auf einer Baustelle für die 
gleiche Arbeit unterschiedliche Werk¬ 
vertragsunternehmen, es kommt vor, 
dass in einem Wohnhaus 10 Badezim¬ 
mer von 10 Unternehmen gefliest wer¬ 
den, hinter den Unternehmen steht ein 
Generalunternehmer. 

Neue Variante des Lohndumpings 

Laut einer Umfrage der Gewerkschaf¬ 
ten bekommen Werkvertrag-Arbeit¬ 
nehmer im Schnitt 5,84 Euro 
weniger pro Stunde als ein 
vergleichbarer Stammar¬ 
beitnehmer. Leiharbeit- 
\ nehmer verdienen im 
Schnitt 5,06 Euro weni¬ 
ger. Werkvertrag-Arbeiter 
verdienten also im Schnitt 
rund 80 Cent weniger in der 
Stunde als Leiharbeitneh¬ 
mer. Bei genauer Betrach¬ 
tung haben wir inzwischen 
eine Mehrklassengesellschaft 
auf dem Arbeitsmarkt. Nach¬ 
dem die Gewerkschaften in 
vielen Unternehmen Equal 
Pay durchgesetzt haben, ha¬ 
ben die Personalleitungen 
damit eine neue Variante 
des Lohndumpings ge¬ 



verdienen sie sogar fast die Hälfte we¬ 
niger. 

Doch was und wie sind Werkverträge? 

Gesetzlich ist das im BGB in den 
§§631 ff. geregelt: Ein Werkvertrag 
kommt durch zwei übereinstimmende 
Willenserklärungen zustande, die dar¬ 
auf gerichtet sind, einen körperlichen 
oder unkörperlichen Werkerfolg gegen 
Entgelt herzustellen. Kennzeichnend 
ist neben der Erstellung eines Werkes 
auch die wirtschaftliche Selbständig¬ 
keit des Unternehmers. Dieser übt sei¬ 
ne Tätigkeit in eigener Verantwortung 
und mit eigenen Arbeitsmitteln aus. 
Er trägt das Unternehmerrisiko für 
das Gelingen des geschuldeten Wer¬ 
kerfolges. 

Werkverträge sind keine neue Erfin¬ 
dung: Werbeagenturen gestalten Pro¬ 
spekte, Elektriker verlegen Leitungen 
und Gärtner kümmern sich um Außen¬ 
anlagen. Sie alle erledigen Aufgaben, 
die zeitlich begrenzt sind und die kei¬ 
nen unmittelbaren Bezug zur Produk¬ 
tion eines Betriebs haben. Laut Ge¬ 
werkschaften suchen die Unterneh¬ 
men gezielt noch weitere Bereiche, die 
sie auslagern können. Dazu gehörten 


Unternehmen ein unternehmerisches 
Risiko war. Mit Werkverträgen wird 
der Mindestlohn z.B. für Leiharbeit 
umgangen. 

Bei vielen Werkverträgen reden wir 
über sogenannte Scheinselbstständige. 
Das sind auch oft Arbeitnehmer, die 
früher zur Stammbelegschaft gehörten 
und ausgegliedert wurden. 

Beispiele sehen wir im Baugewerbe: 
Der Arbeitgeber bietet etwa seinen 
LKW-Fahrern an, die LKW auf Ra¬ 
ten zu kaufen und als Selbstständige 
für das Bauunternehmen zu fahren. 
Stück für Stück werden diese Schein¬ 
selbstständigen im Preis gedrückt und 
fahren bzw. arbeiten für den Preis, der 
ihnen diktiert wird, um die Raten zu 
finanzieren und den Lebensunterhalt 
zu bezahlen. 

Ein weiteres Beispiel sind Fliesen¬ 
leger. Durch die Änderung in der 
Handwerksrolle konnte sich jeder als 
Fliesenleger selbstständig machen. In 
den Unternehmen wurden die Be¬ 
schäftigten entlassen, kauften sich im 
Baumarkt „eine Kelle und einen Ei¬ 
mer“ und meldeten ein Gewerbe an. 
Der ehemalige Arbeitgeber gibt Auf¬ 
träge an seine ehemaligen Beschäf¬ 


funden. Die Werkvertragsfirmen stel¬ 
len ihrerseits Leiharbeiter ein und um¬ 
gehen so die Equal-Pay-Regelung. 

Die eingekauften Leistungen werden 
nicht mehr der industriellen Wert¬ 
schöpfung zugerechnet. 

Und das ist das Problem. Denn auf die¬ 
sem Weg werden die Mitbestimmungs¬ 
möglichkeiten der Betriebsräte ausge¬ 
hebelt, der im Unternehmen geltende 
Tarifvertrag gilt für die Werkvertrags¬ 
beschäftigten nicht. Zusätzlich setzen 
die Unternehmen so die eigene Beleg¬ 
schaft unter Druck. 

★ 

Um dieser Ausbeutungsstrategie des 
Kapitals einen Riegel vorzuschieben 
kann es nur einen Weg geben: Ein um¬ 
fängliches Tarifsystem, das ordentliche 
Einkommen und Arbeitsbedingungen 
garantiert. Dazu gehört das Prinzip 
„Ein Betrieb - eine Gewerkschaft“, 
ein Tarifvertrag sowie eine Politik, die 
tarifliche und gesetzliche Regelungen 
durchsetzt und schützt und nicht Scha¬ 
den schafft. Andreas Görke 


Die zivilrechtliche Haftung 

zwischen Werkvertrag und Arbeitneh¬ 
merüberlassung unterscheidet sich 
grundlegend. Während der Unterneh¬ 
mer beim Werkvertrag für den Erfolg 
haftet, hat er bei der Arbeitnehmerüber¬ 
lassung nurdafür einzustehen, dass sei¬ 
ne Arbeitnehmer die vereinbarte Quali¬ 


fikation besitzen. Weitere Punkte sind: 
Ausübung des Weisungsrechts gegen¬ 
über dem Fremdpersonal, dies ist das 
Hauptkriterium. Erteilt der Auftragge¬ 
ber den Arbeitnehmern selbst Weisun¬ 
gen, liegt kein Werkvertrag sondern nur 
Arbeitnehmerüberlassung vor. Verein¬ 
barung eines konkreten werkvertragsfä¬ 


higen Leistungsgegenstands zwischen 
Auftraggeber und Auftragnehmer; Ein¬ 
satz des Fremdpersonals nur innerhalb 
des vereinbarten Leistungsgegenstan¬ 
des Organisation der zur Erreichung des 
Vertragszieles notwendigen Arbeitsab¬ 
läufe durch den Auftragnehmer und 
nicht durch den Kunden. 
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„Flexibel“ bis zur Erschöpfung 

AOK-Fehlzeiten-Report: 


G esundheits-Reports, Fehlzeiten- 
Reports, Burn-Out-Statistiken. 
Immer wieder neue Meldun¬ 
gen über die Zunahme psychisch be¬ 
dingter Erkrankungen. Routinemäßig 
legen Krankenkassen und Lebensver¬ 
sicherungen alljährlich ihre neuesten 
Umfrageergebnisse und Datensamm¬ 
lungen vor, die belegen, in welch rasan¬ 
tem und durchdringenden Tempo sich 
die Belastungen der Arbeitswelt für die 
Lohnabhängigen steigern. 

Resignation und Überdruss könnten 
beim Durchblättern der gerade neues¬ 
ten Berichte und Analysen hochkom¬ 
men. Ist das nicht alles schon x-mal 
gesagt, beschrieben und beklagt wor¬ 
den? Und doch: man kann und darf vor 
den neuen Fakten die Augen nicht ver¬ 
schließen, auch wenn man als „Profes¬ 
sioneller“ dazu neigt nur mit den Ach¬ 
seln zu zucken. „Alles bekannt. Alles 
schon da gewesen. Ändert sich doch 
nichts.“ Nein, nicht alles ist bekannt, 
und ob sich was ändert, wenn man nicht 
mehr darüber schreibt und redet? 

Totale Verfügbarkeit 

Laut Fehlzeiten-Report 2012 des Wis¬ 
senschaftlichen Instituts der allgemei¬ 
nen Ortskrankenkassen (WIdO) hat 
inzwischen fast jeder zweite Berufstä¬ 
tige mit seinem Betrieb eine Vereinba¬ 
rung getroffen, auch außerhalb der Ar¬ 
beitszeit erreichbar zu sein. Telearbeit, 
Videokonferenzen, Smartphones - die 
von Marxisten als „wissenschaftlich- 
technische Revolution“ bezeichne- 
te permanente Revolutionierung der 
Produktivkräfte hat eine Flexibilisie¬ 
rung der Formen und Zeiten der Aus¬ 
beutung der menschlichen Arbeitskraft 
erreicht, von der Marx und Engels auch 
in ihren Albträumen noch keine Vor¬ 
stellung haben konnten. Der dem ka¬ 
pitalistischen Profitgesetz gehorchende 
technische Fortschritt hat für Lohnab¬ 
hängige die permanente Verfügbarkeit 
gebracht. 

„Sie sind rund um die die Uhr erreich¬ 
bar, telefonisch oder über E-Mail. Sie 
nehmen ihre Arbeit mit nach Hause 
und fahren am Wochenende für ein 
paar Stunden ins Büro. Sie arbeiten 
rund um die Uhr, um ein Projekt fer¬ 
tigzustellen - und wenn der Chef am 
folgenden Tag das nächste bestellt, sind 
sie wieder voll dabei. Flexibilität ist das 
große Stichwort, und für den Beschäf¬ 
tigten heißt das, seine Freizeit flexibel 
für die Arbeit zu verplanen.“ So kom¬ 
mentierte die „Süddeutsche Zeitung“ 
am 17. August das Ergebnis des WldO- 
Berichtes. 

„Allein seit 2004 ist die Anzahl unserer 
Versicherten, die aufgrund einer psy¬ 
chischen Erkrankung in Behandlung 
sind, um 40 Prozent gestiegen. Die Be¬ 


handlungskosten beliefen sich bei der 
AOK allein im Jahr 2011 auf 9,5 Mil¬ 
liarden Euro“, erklärte Uwe Deh, Ge¬ 
schäftsführender Vorstand des AOK- 
Bundesverbandes, bei der Vorstellung 
des Reports in Berlin. Danach be¬ 
richten diejenigen öfter über psychi¬ 
sche Beschwerden, die häufig außer¬ 
halb der normalen Arbeitszeit arbei¬ 
ten oder Probleme haben, Beruf und 
Freizeit zu trennen. „Arbeitnehmer, 
die ständig erreichbar sind, die immer 
am oberen Limit arbeiten oder lange 
Anfahrtswege zur Arbeit in Kauf neh¬ 
men, sind großen psychischen Belas¬ 
tungen ausgesetzt“, skizzierte Helmut 
Schröder, Herausgeber des Fehlzeiten- 
Reports und stellvertretender WldO- 
Geschäftsführer, die Ergebnisse der ak¬ 
tuellen Beschäftigtenumfrage wie auch 
der Krankmeldungen von 10,8 Millio¬ 
nen Beschäftigten des Jahres 2011. 

Wenn man nicht mehr 
zur Ruhe kommt 

Die AOK spüre wie ein Seismograf die 
Erschütterungen dieses gesellschaftli¬ 
chen Wandels. Die Anzahl der psychi¬ 
schen Erkrankungen nehme kontinu¬ 
ierlich zu. Seit 1994 habe sich die An¬ 
zahl der Tage, in denen Beschäftigte 
aufgrund psychischer Erkrankungen 
arbeitsunfähig waren, nahezu verdop¬ 
pelt. Allein seit 2004 sei die Anzahl 
der AOK-Versicherten, die aufgrund 
einer psychischen Erkrankung in Be¬ 
handlung sind, um 40 Prozent gestie¬ 
gen. Das wirke sich auch auf die Be¬ 
handlungskosten aus. 

In den vergangenen acht Jahren sind 
die Ausgaben der AOK zur Behand¬ 
lung psychisch Erkrankter um über 
eine Milliarde Euro gestiegen. Im Jahr 
2011 lagen die Kosten bei 9,5 Milliar¬ 
den Euro. 

Einer der Autoren des Fehlzeiten-Re- 
ports, der Schweizer Professor Andre¬ 
as Krause, wies im Gespräch mit der 
„Ärzte Zeitung“ auf die „Selbstgefähr¬ 
dung“ vieler Betroffener hin. Gemeint 
ist damit das bewusste Arbeiten über 
die Belastbarkeitsgrenzen hinaus. 
Gewiss, der mir bekannte Mitdreißiger 
und Patient, der als Leiharbeiter und 
Informatiker schon seit jetzt fünf Jah¬ 
ren so viele Überstunden machte (Ar¬ 
beitszeiten bis zu 300 Stunden im Mo¬ 
nat), dass er dann mit einem Burn-Out 
kollabierte, sodass er wochenlang im 
Krankenhaus behandelt werden muss¬ 
te, mag einer der ganz krassen Fälle 
der „Selbstgefährder“ sein. Aber auch 
für die „Normalos“ mit Festanstellung 
gehört die „Rundum-Verfügbarkeit“ 
mittlerweile zum Standard des Berufs¬ 
lebens. 

Nach einer weiteren Umfrage der AOK 
unter 2000 Versicherten hatte mehr als 
jeder dritte der Befragten in den ver¬ 


gangenen vier Wochen häufig Anrufe 
und E-Mails außerhalb der Arbeitszeit 
bekommen und/oder Überstunden ma¬ 
chen müssen. Zwölf Prozent nahmen 
Arbeit mit nach Hause, und zehn Pro¬ 
zent mussten an Sonn- und Feiertagen 
arbeiten. Fast jeder achte Beschäftigte 
gab an, dass er Probleme habe, seine 
Freizeit mit den beruflichen Verpflich¬ 
tungen in Einklang zu bringen. Insbe¬ 
sondere die so genannten „Solo-Selbst- 
ständigen“ fallen in diese Kategorie. 
Sucht man nach den Gründen und 
Erklärungen für diese „Selbstgefähr¬ 
dung“ gibt es dazu weder im Report 
noch in den erläuternden Interviews 
eine gescheite Erklärung. 

Der „Faktor Angst" existiert nicht 

Der junge Friedrich Engels - ein wah¬ 
rer „Rocker“ und furchtloser Drauf¬ 
gänger der 1848er Revolution - wuss¬ 
te, dass ein wirklich menschenwürdiges 
Dasein nur ein Leben ohne Angst und 
Furcht sein kann. In einer seiner ganz 
frühen „Elberfelder Reden“ forderte er 
„eine solche Lebenslage für alle Men¬ 
schen zu schaffen, dass ein jeder sei¬ 
ne menschliche Natur frei entwickeln, 
mit seinen Nächsten in einem mensch¬ 
lichen Verhältnisse leben kann und vor 
keinen gewaltsamen Erschütterungen 
seiner Lebenslage sich zu fürchten 
braucht“. 

Und Karl Marx brachte das Ganze in 
seinem „Kapital“ so auf den Punkt: 
„Die Überarbeit des beschäftigten Teils 
der Arbeiterklasse schwellt so die Rei¬ 
hen ihrer Reserve, während umgekehrt 
der vermehrte Druck, den die letzte¬ 
re durch ihre Konkurrenz auf erstere 
ausübt, diese zur Überarbeit und Un¬ 
terwerfung unter die Diktate des Kapi¬ 
tals zwingt, was zur Verdammung eines 
Teils der Arbeiterklasse zu erzwunge¬ 
nem Müßiggang durch Überarbeit des 
anderen Teils und umgekehrt führt.“ 
Das „Diktat des Kapitals“ und die ganz 
ordinäre Angst, die dieses Diktat pro¬ 
duziert, bleiben bei der AOK uner¬ 
wähnt bzw. wird nur verklausuliert an¬ 
gedeutet. Haben die „Arbeitgeber- 
Vertreter in den AOK-Gremien dafür 
gesorgt oder reichte „die Schere im 
Kopf“? Wahrscheinlich beides. 

Helfende Berufe und Straßen¬ 
reiniger besonders belastet 

Insgesamt ist 2011 der Krankenstand 
unter den AOK-Mitgliedern im Ver¬ 
gleich zum Vorjahr leicht auf 4,7 Pro¬ 
zent gesunken. Auch dazu gibt es kei¬ 
ne Erklärung; man kann nur vermuten, 
dass auch hier der Faktor Angst wirkt. 
Die meisten der insgesamt 140 Millio¬ 
nen Krankheitstage fielen laut Report 
zu 23,1 Prozent wegen Muskel- und 
Skeletterkrankungen an, gefolgt von 
den Atemwegserkrankungen, die rund 



12,4 Prozent ausmachten. Verletzungen 
schlugen mit 12,3 Prozent zu Buche. 
Die einzelnen Branchen sind laut 
Fehlzeiten-Report unterschiedlich 
stark von Krankschreibungen wegen 
psychischen und Verhaltensstörungen 
betroffen. Der Report zeigt, dass 2011 
Helfer in der Krankenpflege am häu¬ 
figsten krankgeschrieben waren. Mehr 
als 18 Prozent der Pflegehelfer waren 
mit einer solchen Diagnose krank. Im 
Schnitt fehlten sie je Fall länger als 
25 Tage. 

Ein anderes Bild ergibt sich bei den 
Ärzten. Die bei der AOK versicherten 
Mediziner fehlten im gleichen Zeit¬ 
raum im Schnitt lediglich sieben Tage 
wegen psychischer Belastungen. 
Straßenreiniger und Abfallbeseitiger 
waren am häufigsten krank. Hier schei¬ 
nen die körperlichen Abnutzungser¬ 
scheinungen durch die harte Knochen¬ 
arbeit besonders stark zu sein. Ihnen 
folgt die Gruppe der Mitarbeiter in der 
öffentlichen Verwaltung und bei Sozi¬ 
alversicherern. 

Eher selten meldeten sich die Ange¬ 
stellten in der Finanzbranche krank. 

Propaganda für die Unternehmer 

Die AOK Berichterstattung zum Fehl¬ 
zeiten-Report mündet ein in eine un¬ 
gewöhnlichen Lobhudelei für den Soft¬ 
warebetrieb SAP. 

Ob dafür Fans des Bundesligafußball¬ 
clubs Hoffenheim in der AOK-Füh- 
rungsebene verantwortlich sind, lässt 
sich nur erraten. Aber wahrscheinlich 
ging es den Unternehmervertretern in 
den AOK Aufsichtsgremien eher da¬ 
rum, den fatalen Eindruck zu verwi¬ 
schen, der sich zwangsläufig aufdrängt, 
wenn man über die totale „Flexibili¬ 
sierung“ im Interesse der Lohnarbeit 
und des Profitsystems nachdenkt, der 
trotz aller Retusche nicht aus der Welt 
zu schaffen ist. 

Mit seiner „Global Health Strate- 
gy“ setze SAP seit 15 Jahren auf eine 
„nachhaltige Stärkung der mitarbeiter¬ 
orientierten Unternehmens- und Füh¬ 
rungskultur“ und biete eine Vielzahl 
von Angeboten für Mitarbeiter, Füh¬ 
rungskräfte und Teams, lobte Dr. Nata¬ 


lie Lotzmann, Vice President, HR Glo¬ 
bal Health Management, sich selbst 
anlässlich der Vorstellung des AOK- 
Fehlzeitenreports. 

Für SAP als ein führendes IT-Unter- 
nehmen sei „die volle Entfaltung des 
Kreativitäts- und Innovationspotenzi¬ 
als ihrer Mitarbeiter der entscheidende 
Wettbewerbsfaktor. Wohlbefinden am 
Arbeitsplatz ist der Schlüssel zu nach¬ 
haltiger Motivation und Leistungsbe¬ 
reitschaft. Deshalb definieren wir Ge¬ 
sundheit ganzheitlich: auf individueller, 
Team- und organisationaler Ebene.“ 
Zum Gesundheitsmanagement der 
SAP zählten neben „Vertrauensar¬ 
beitszeit“, flexiblen Arbeitszeitmodel¬ 
len, Sabbaticals und Zeitkonten auch 
freiwillige Online-Gesundheitschecks, 
Coaching sowie vielfältige Fitness-, 
Wellness- und Gesundheitsangebote. 
Der Erfolg gebe SAP recht: Mit einer 
Fehlzeitenquote von 2,4 Prozent im 
Jahr 2011 liege das Unternehmen deut¬ 
lich unter dem Bundesdurchschnitt von 
4,7 Prozent. 

Die SAP-Managerin „vergaß“ zu er¬ 
wähnen, dass der hoch gelobte Trend 
zur „Vertrauensarbeit“ einer der we¬ 
sentlichen Faktoren für „Selbstschä¬ 
digung“, ausufernde „Flexibilisierung“ 
und die vermehrte Ausbeutung der 
Lohnabhängigen ist. 

Sie „vergaß“ auch zu erwähnen, dass 
die Belegschaft des Unternehmens 
seit Jahren mit allerhärtesten Banda¬ 
gen kämpfen musste, um überhaupt 
eine betriebliche Interessensvertretung 
aufbauen zu können. Schikanen gegen 
ver.di-Mitglieder, die für Betriebsrats¬ 
wahlen kandidieren wollen, waren und 
sind an der Tagesordnung. 

Dass unter diesen Bedingungen dort 
die Fehlzeitquote niedriger ist als im 
Bundesdurchschnitt hat mit der be¬ 
sonderen Art der von Marx verurteil¬ 
ten „Unterwerfung unter das Diktat 
des (SAP-) Kapitals“ zu tun. 

Doch dazu schweigen die Experten der 
AOK und des WiDO. 

Hans-Peter Brenner 


Rumänien und Deutschland Spitzenreiter bei der Wochenarbeitszeit 

Jahresbericht über Arbeitszeiten in der EU liegt vor 


Ein Vergleich der EU-Staaten zeigt, 
dass die Wochenarbeitszeit in Deutsch¬ 
land höher liegt als in fast allen ande¬ 
ren Mitgliedsländern. Nur in dem Neu¬ 
mitglied Rumänien und in Luxemburg 
arbeiten Lohn- und Gehaltsempfänger 
je Woche noch länger. 

Dies geht aus einem Vergleich der 
27 Mitgliedstaaten und Norwegens 
für das vergangene Jahr hervor, den 
die von der EU-Kommission finan¬ 
zierte und in Dublin ansässige Euro¬ 
päische Stiftung zur Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen (Eu- 
rofound) kürzlich veröffentlicht hat. 
Wie es in der Einführung heißt, stützt 
sich der Jahresbericht 2011 in erster Li¬ 
nie auf Beiträge der nationalen Zent¬ 
ren der von Eurofound unterhaltenen 
Europäischen Beobachtungsstelle der 
Arbeitsbedingungen in der Indust¬ 
rie, dem European Industrial Rela- 
tions Observatory (EIRO). Obwohl 
das luxemburgische Arbeitsrecht die 
Wochenarbeitszeit auf 40 Stunden be¬ 


grenzt, betrug die 2011 in Luxemburg 
tatsächlich geleistete durchschnittliche 
Wochenarbeitszeit dem Bericht zufol¬ 
ge 40,7 Stunden. Das ist der höchste 
Wert der 15 alten EU-Mitgliedstaaten, 
gefolgt von Deutschland mit 40,6 und 
Großbritannien mit 40,5 Arbeitsstun¬ 
den pro Woche. Der Durchschnittswert 
der EU-15 lag demnach bei 39,5 Ar¬ 
beitsstunden je Woche, der der EU-27 
bei 39,7 und der zwölf Neumitglieder 
bei 40,3 Stunden. In Rumänien war 
die durchschnittliche Wochenarbeits¬ 
zeit mit 41,3 Stunden am höchsten. 
In Finnland, wo die gesetzliche Wo¬ 
chenarbeitszeit 37,5 Stunden beträgt, 
lag die tatsächliche wöchentliche Ar¬ 
beitszeit im vergangenen Jahr bei 
37,8 Stunden, gefolgt von Frankreich, 
wo trotz der von den „Sozialisten“ ein¬ 
geführten 35-Stunden-Woche tatsäch¬ 
lich 38,1 Stunden je Woche gearbeitet 
wurde. Dahinter stehen die unter dem 
früheren Präsidenten Nicolas Sarkozy 
durchgesetzten Lockerungen des Ar¬ 


beitsrechts sowie neue Vorschriften 
über zulässige Überstunden. Auch die 
belgischen Nachbarn lagen mit 38,6 
Arbeitsstunden pro Woche 2011 unter 
dem EU-Durchschnittswert. 

Unter Berücksichtung von Urlaubsan¬ 
spruch und gesetzlichen Feiertagen 
lagen Luxemburg und Griechenland 
bei der tariflich vereinbarten Arbeits¬ 
zeit mit jährlich 1 816 Stunden zu¬ 
sammen an erster Stelle der EU-15, 


während Deutschland mit 1 659 Stun¬ 
den vor Dänemark und Frankreich (1 
581 Stunden) an drittletzter Stelle lag. 
Belgien wies mit 1730 Stunden im Jahr 
einen mittleren Wert auf. 

Bei den freien Tagen ist Deutschland 
mit 30 Urlaubs- und zehn gesetzlichen 
Feiertagen nach wie vor „Europa¬ 
meister“, gefolgt von Italien und Dä¬ 
nemark mit jeweils 39 Urlaubstagen. 
Bei Frankreich und Belgien lauten die 


Zahlen 30 + 8 und 20 + 10. Luxemburg 
liegt mit 33 freien Tagen im Mittelfeld. 
Deutlich hinter Griechenland liegen 
neue Mitgliedstaaten wie Ungarn und 
Rumänien (jeweils 27 Tage) sowie Est¬ 
land (28 Tage) und Polen (29 Tage). 
Eurofound verweist in ihrer Studie da¬ 
rauf, da sich die tatsächliche wöchent¬ 
liche Arbeitszeit in den EU-Staaten 
nicht ohne weiteres ermitteln und 
vergleichen lasse. So seien Urlaubsta¬ 
ge, Teilzeitarbeit und andere Formen 
der Arbeitszeitorganisation im Be¬ 
richt nicht in Betracht gezogen wor¬ 
den. Dennoch erlaube der Vergleich, 
Entwicklungen aufzuzeigen. So sei die 
ermittelte durchschnittliche tatsäch¬ 
liche Arbeitszeit in der EU zwischen 
2006 und 2009 von 39,9 auf 39,5 Stun¬ 
den zurückgegangen, habe sich aber in¬ 
zwischen bei 39,7 Stunden stabilisiert. 
Dies liege 1,6 Stunden über der gesetz¬ 
lichen oder tariflich vereinbarten Ar¬ 
beitszeit. oe 


Wochenarbeitszeit in Stunden 

I"— EU Durchschnitt = 39.7 | 
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Wahlwiederholung in 
Dortmund 


Die Wählergemeinschaft „Linkes 
Bündnis Dortmund - Parteilose Linke, 
DKP und SDAJ“ hat es nicht geschafft, 
bei der Wiederholung der Kommu¬ 
nalwahl ein Stimmenplus zu erreichen 
und wie bis 2009 mit einem Mandat im 
Rat der Stadt vertreten zu sein. Prozen¬ 
tual wurde das Ergebnis gehalten - mehr 
gelang aber nicht (782 Stimmen, 0,5 Pro¬ 
zent der abgegebenen Stimmen). In der 
so verstörend wie erklärbar niedrigen 
Wahlbeteiligung (32,7 Prozent gegen¬ 
über 46,7 im Jahre 2009) konnten leider 
auch die eigenen Stimmen nicht gehal¬ 
ten werden. 

Die SPD (die mit der „Wahllüge“) hat 
ihr Ergebnis von 37,8 Prozent in 2009 auf 
jetzt 43,7 Prozent erheblich verbessern 
können. Darüber staunt die bürgerliche 
Lokalpresse. Obwohl doch die Haus¬ 
haltslüge das Normale im Kapitalis¬ 
mus ist. Mit zwei Sitzen ist nun die fa¬ 
schistische NPD im Rat vertreten, 
die wohl die Stimmen der nicht mehr 
vertretenen DVU übernommen hat (bis¬ 
her auch ein Sitz). 

Das Linke Bündnis Dortmund dankt al¬ 
len, die uns und unsere Arbeit, unseren 
Wahlkampf und unsere Aktivitäten un¬ 
terstützt haben, auch den Genossinnen 
und Genossen aus Berlin, Bottrop, Es¬ 
sen, Gelsenkirchen, Hattingen, OWL, 
Recklinghausen. Der Erfolg war diesmal 
nicht unser, aber die Solidarität hat gut 
getan - sie ist eine auf Gegenseitigkeit 
und wird halten. 

Unser „Linkes Bündnis Dortmund - Par¬ 
teilose Linke, DKP und SDAJ“ hat un¬ 
ter schwierigen Bedingungen (geringes 


Budget, kleine Mannschaft) Wahlkampf 
gemacht. Der war ambitioniert gerichtet 
gegen den Zeitgeist, der den Kapitalis¬ 
mus als alternativlos propagiert, der die 
soziale Frage nicht stellt, der Demokra¬ 
tie als verzichtbar ansieht und für den 
Krieg und Faschismus irgendwie doch 
dazu gehören. Und er war mutig ge¬ 
richtet gegen die Übermacht und Über¬ 
heblichkeit der lokalen Parteien, gegen 
ihre große Materialschlacht, gegen ihre 
leeren Worthülsen und falschen Verspre¬ 
chungen, gegen ihr „Weiter so ...“ 
Unsere besondere „Anerkennung“ gilt 
den lokalen Medien - sie haben es tat¬ 
sächlich geschafft, „Linkes Bündnis 
Dortmund - Parteilose Linke, DKP und 
SDAJ“ während der gesamten Wahl¬ 
kampfzeit mit keinem Wort, keinem Be¬ 
richt, keinem Artikel und keinem Kom¬ 
mentar zu erwähnen. Ein erster und letz¬ 
ter Hinweis war in der Westfälischen 
Rundschau vom 7.7. erschienen. 

Das Gezeter der bürgerlichen Presse 
über die zu erwartende geringe Wahlbe¬ 
teiligung und die vorgetäuschte Angst 
der kapitalorientierten Ratsparteien da¬ 
vor gehören inzwischen zu ihrem ständi¬ 
gen Repertoire. Es sind die Auswirkun¬ 
gen ihrer Politik, es ist die Hinterzim¬ 
mer- und Geheimhaltungspolitik, die sie 
treiben, und die Entdemokratisierung 
auch in den Gemeinden, die zu Verdruss 
und Apathie führen. 

Für eine gründliche Analyse ist es zu 
früh. Das Bündnis und seine Freundin¬ 
nen und Freunde werden sie aus ihrer 
Sicht entwerfen, beraten und beschlie¬ 
ßen. Udo Stunz, Linkes Bündnis Dortmund 


20 Jahre 

Rostock-Lichtenhagen 


- da erinnert man sich an die Bilder: 
Das Sonnenblumenhaus, auf dem Dach 
Menschen auf der Flucht. Der auslän¬ 
derfeindliche Mob und die Nazis gehen 
bis zum Äußersten. Nach tagelangen po¬ 
gromähnlichen Zuständen sind die Asyl¬ 
bewerber von den Behörden abtranspor¬ 
tiert worden - geschützt wurden sie nicht. 
Das Ziel der Brandanschläge ist jetzt das 
Nachbarhaus, in dem Vietnamesen leben. 
Das Haus brennt, die Feuerwehr kann 
über Stunden nicht eingreifen, weil keine 
Polizeikräfte sie vor den Nazis schützen. 
Den Menschen gelingt im letzten Augen¬ 
blick über das Dach die Flucht vor den 
Mördern. 

Dies alles geschieht unter den Augen der 
Polizei, die nicht eingreift, zeitweise so¬ 
gar ganz abgezogen wird. Und der Mob 
applaudiert. Die Behörden, die über Mo¬ 
nate nichts gegen die unhaltbaren Zu¬ 
stände der Unterbringung getan haben, 
sind anscheinend nicht präsent, der Bür¬ 
germeister stammelt einige Worte und 
verschwindet wieder. 

1992 - zwei Jahre nach dem Zusammen¬ 
bruch und der Zerschlagung des Sozia¬ 
lismus in der DDR - zeigen Rassismus, 
Ausländerfeindlichkeit und Neonazis¬ 
mus, zu welchen Verbrechen deren An¬ 
hänger fähig sind. Nachdem die Bilder 
um die Welt gingen und die Vertreter 
des Kapitals um ihr „Ansehen“ und ihre 
weltweiten Profite fürchten, setzt Betrof¬ 
fenheitslyrik ein. 

Gegen die Täter wird kaum ermittelt, es 
gibt nur wenige Verhaftungen, einer der 
Haupttäter wird zu einer Gefängnisstrafe 
verurteilt. Der Einsatzleiter der Polizei, 
einziger Angeklagter aus dem Spektrum 
der staatlichen Organe, wird freigespro¬ 
chen. 

Rostock war nur die Spitze des Eisber¬ 
ges. Im Osten und Westen der Bundesre¬ 
publik gab und gibt es bis heute unzähli¬ 
ge Anschläge und Morde durch Nazis, bis 
hin zur mörderischen NSU-Bande. 
Gründe genug, dem Aufruf der VVN- 
BdA und anderer zu folgen und in Ros¬ 
tock-Lichtenhagen zu demonstrieren. Es 
war ein gutes Gefühl, unter einigen tau¬ 
send vorwiegend jungen Menschen für 
Antifaschismus und Toleranz zu werben. 
An der Spitze der Demo trugen Kinder 
aus Lichtenhagen das Haupttransparent, 
dahinter Repräsentanten der VVN-BdA. 
Wir Schleswig-Holsteiner reihten uns 
ein. Aber bevor der Demozug sich in 


Bewegung setzte, forderten zwei Ordner, 
dass die Parteifahne der DKP (wie auch 
die eventuell anderer Parteien entspre¬ 
chend der Absprache im Bündnis) nur 
weiter hinten gezeigt werden sollte. Um 
Auseinandersetzungen zu verhindern, 
gingen wir zu anderen Genossinnen und 
Genossen der SDAJ und DKP, die weiter 
hinten im Zug waren. 

Für uns ist dies nicht nachvollziehbar. 
Es kann nicht sein, dass die Partei, die in 
direkter Traditionslinie der größten Op¬ 
fergruppe des Widerstandes gegen die 
Nazis steht, ans hintere Ende einer anti¬ 
faschistischen Demonstration verbannt 
wird. Die DKP war und ist die Heimat 
jener Antifaschistinnen und Antifaschis¬ 
ten, die oft ein Leben lang gegen Nazis 
und die gesellschaftlichen Ursachen des 
Faschismus kämpften. 

Ein allgemeines Parteienverdikt ist po¬ 
litisch falsch. Ebenso die Dominanz an¬ 
archistischer, autonomer und besonders 
„antideutscher“ Teilnehmer, wenn, wie 
wir es in Rostock erlebt haben, deren 
Positionen in Reden und Sprechchören 
prägend sind. Es ist in dieser Demonst¬ 
ration nicht gelungen, in angemessenem 
Ausmaß z.B. Gewerkschaften, bewe¬ 
gungsorientierte Aktivisten, Immigran¬ 
tenorganisationen und die Bevölkerung 
Rostocks einzubeziehen. 
Antifaschismus gründet sich auf unter¬ 
schiedliche Zugänge. Dies zu vergessen, 
wäre eine Wiederholung alter Fehler. Pa¬ 
rolen aber wie „Nie wieder Deutschland“ 
oder „Deutschland halt‘s Maul“ sind aus 
unserer Sicht politisch falsch und wenig 
hilfreich, notwendige Mehrheiten in der 
Bevölkerung zu gewinnen bzw. zu festi¬ 
gen. 

Am Ende des Zuges demonstrierten wir 
mit einer dänischen antifaschistischen 
Gruppe, offensichtlich vom Stuthof-Ko- 
mitee. Sie hatten Traditionsfahnen dabei, 
die nach unserer Meinung an der Spitze 
der Demonstration einen guten Platz 
gehabt hätten. 

Die angesprochenen und weitere zu 
diskutierende Probleme sollen nicht 
den Gesamteindruck dieser Akti¬ 
on schmälern. Es war gut und rich¬ 
tig, mit dieser Demonstration ein öf¬ 
fentlich wahrnehmbares Zeichen 
gegen Ausländerfeindlichkeit, Ras¬ 
sismus und Neonazismus zu setzen. 

Wittigo Stubbe, Heinz Stehr 


Grüne suchen 
Spitzenkandidaten 

Sie wollen in der „Krise des demokratischen Kapitalismus“ regieren 


D er Bundestagswahlkampf wirft 
seine Schatten voraus. Es geht 
zunächst vorrangig um Perso¬ 
naldebatten. Während die Unionspar¬ 
teien den Wählerinnen und Wählern 
im nächsten Frühjahr sicherlich ihre 
„Glücksfee“ Merkel als Kanzlerkandi¬ 
datin präsentieren werden, tut sich die 
SPD schwer, aus der Männer-Riege 
Gabriel, Steinbrück oder Steinmeier 
einen auszuwählen. Obwohl die Grü¬ 
nen, das kann man ja wohl schon jetzt 
Voraussagen, gar keinen Kanzler oder 
gar Kanzlerin stellen werden, hat das 
Gerangel um Spitzenkandidatinnen 
begonnen. Es geht um, im Falle eines 
Erfolges, einträgliche Ministerämter. 


Und da gilt für die Grünen wie für die 
SPD: Regieren ist allemal besser als op¬ 
ponieren, denn „Opposition ist Mist“ 
Da bleibt natürlich schon die bloße 
Anfrage nach Inhalten auf der Strecke. 
Zum Wochenende ist nun der Länder¬ 
rat der Grünen nach Berlin einberufen. 
Er soll, einem Antrag des Bundesvor¬ 
standes entsprechend, für ein Spitzen- 
Duo für die Bundestagswahl im Sep¬ 
tember 2013 votieren, das in einer 
Urwahl bestimmt werden soll. Jedes 
Mitglied könne danach entscheiden, 
welche beiden Personen die Grünen in 
den Wahlkampf führen sollen. Bereits 
im März hatten sich Bundesvorstand 
und Parteirat für eine „quotierte Dop¬ 
pelspitze“ ausgesprochen und eine Ur¬ 
wahl für den Fall vorgeschlagen, dass 
sich mehr als zwei Personen bewerben 
würden. Kurz vor Bewerbungsschluss 
haben sechs Personen ihre Kandidatur 
angekündigt. Es sind dies: 

★ Katrin Göring-Eckardt, Kreisver¬ 
band Gotha, Bundestagsvizepräsiden¬ 
tin und Präses der Evangelischen Kir¬ 
che in Deutschland; 

★ Renate Künast, Kreisverband Ber- 
lin-Tempelhof/Schöneberg, Bundes¬ 
tagsfraktionsvorsitzende; 

★ Claudia Roth, Kreisverband Augs¬ 
burg, Parteivorsitzende; 

★ Franz Spitzenberger, Kreisverband 
Oberallgäu, Prokurist; 

★ Jürgen Trittin, Kreisverband Göttin¬ 
gen, Bundestagsfraktionsvorsitzender; 

★ Werner Winkler, Kreisverband 
Rems/Murr, Autor und Coach. 

Ob es nun zum vom Bundesvorstand 
gewünschten Doppel-Pack kommen 
oder gar zu einer Vierer-Bande kom¬ 
men wird, soll am Wochenende ge¬ 
klärt werden. Auch über die Urwahl 
wird beraten und entschieden. Gegen 
eine Urwahl hatte sich die Kandidatin 
Göring-Eckardt ausgesprochen, weil 
dies die Kandidatenaufstellung verzö¬ 
gern würde. „Sie bedeutet Beschäfti¬ 


gung mit uns selbst und verlängert ei¬ 
nen Prozess, der uns schon in den letz¬ 
ten Monaten alles andere als gut getan 
hat“, meinte sie. Und wenn es doch zu 
einer Urwahl kommen sollte, so Gö¬ 
ring-Eckardt, „sollten wir sie zuerst 
mit unseren Inhalten bestreiten“. Sie sei 
im übrigen für ein „Spitzenteam“, das 
„Frauen und Männer unterschiedlicher 
Generationen mit je eigenen Geschich¬ 
ten und inhaltlichen Schwerpunkten“ 
umfassen solle. 

Der Bundesvorstand der Grünen hin¬ 
gegen drängt jetzt auf Personalent¬ 
scheidungen und auf eine Urwahl. 
Über Inhalte der Politik, über ein Wahl¬ 
programm, sollen die Mitglieder erst 


nach Abschluss der Personal-Urwahl 
am 3. November die Diskussion be¬ 
ginnen, die mit Beschluss eines Wahl¬ 
programms im Juni 2013 abgeschlos¬ 
sen werden soll. Die Partei wird also 
gut mit sich selbst beschäftigt sein, aber, 
so verklärt die Bundesgeschäftsführe¬ 
rin Steffi Lemke die Lage: „Wir gehen 
als Partei grundsätzlich neue Wege der 
Beteiligung. Bei uns entscheiden in die¬ 
sem Wahlkampf die Mitglieder über 
Personen und Inhalte - das gab es so 
noch nie zuvor. Und das traut sich kei¬ 
ne andere Partei“, sagte Lemke. Dass 
man die basisdemokratischen Prakti¬ 
ken der Piratenpartei genau beobach¬ 
tet hat, erzählte Lemke natürlich nicht. 
Das wird nun als Patent der „basisde¬ 
mokratischen“ Grünen ausgewiesen. 
Die Mitglieder konnten sich um eine 
Spitzenkandidatur schriftlich beim 
Bundesvorstand bis zum 31. August 
bewerben. Die sechs genannten Mit¬ 
glieder haben das in meist mehrseitigen 
Bewerbungsschreiben getan. Mit Aus¬ 
nahme der beiden Basis-Kandidaten 
Spitzenberger und Winkler, die neue 
Gesichter in der Grünen-Spitze sehen 
wollen, enthalten die Schreiben der vier 
anderen langatmige Begründungen für 
die politische Unfähigkeit der schwarz¬ 
gelben Regierungskoalition und An¬ 
häufungen von Versprechungen und 
ganze Wunschkataloge, die zum Teil 
wahrscheinlich auch im grünen Wahl¬ 
programm wieder auftauchen werden. 
Hierfür könnten die Wort Müntefe¬ 
rings zutreffend sein, der davon sprach, 
das es unfair sei, Parteien und Personen 
nach Wahlen an ihren Versprechungen 
vor Wahlen zu messen. In vielen Zei¬ 
len versprechen Göring-Eckardt, Kün¬ 
ast, Roth und Trittin, die schwarz-gelbe 
Koalition durch eine rosarot-olivgrüne 
ablösen zu wollen. Über einen Politik¬ 
wechsel wird geschrieben, darüber, dass 
nur die Grünen Alternative für eine an¬ 
dere Politik bieten und Garant dafür 
seien. Die Wählerinnen und Wähler, die 
grüne Regierungspolitik in Bund und 


Ländern sowie vor Ort erlebten und 
erleben, werden für dumm verkauft. 
Zu Recht verweisen die Grünen auf 
ihre Erfolge in der Atomenergiepoli¬ 
tik; über ihre Beihilfen zur bundesdeut¬ 
schen Kriegspolitik oder zur sozialre¬ 
aktionären Agenda-Politik schweigen 
sie sich lieber aus. Es nimmt nicht Wun¬ 
der, das ein Engagement der Kandida¬ 
ten für Frieden nicht zu ihren bearbei¬ 
teten Themen gehören. 

Sechs Bewerbungsseiten braucht Trit¬ 
tin, um über eine „Krise des demokra¬ 
tischen Kapitalismus“ zu schwadronie¬ 
ren und für „eine andere Mehrheit für 
eine andere Politik“ zu werben. Voll¬ 
mundig erklärt er: „Grün entscheidet: 

Rot-Grün oder Große 
Koalition“. Auch sei¬ 
ne ihm im Bundestag 
gleichgestellte Frakti¬ 
onschefin Künast nimmt 
sechs Seiten für sich in 
Anspruch. Sie braucht, 
bevor sie auf ihre Ver¬ 
sprechungen kommt, 
schon etliche Zeilen, um 
der Partei zu erklären, 
dass es in Berlin mit ihr 
als Spitzenkandidatin 
nicht zur Regierungs¬ 
fähigkeit gelangt hat. 
Dass sie, um Stellvertre¬ 
terin des Regierenden 
Bürgermeisters zu wer¬ 
den, sogar eine schwarz¬ 
grüne Koalition nicht 
ausgeschlossen hat, be¬ 
halten grüne Mitglieder 
und Beinahe-Wähler in 
guter Erinnerung. „Ihre 
Renate“ redet nicht drü¬ 
ber. „Ich stehe für eine 
klare und sachliche Aus¬ 
einandersetzung mit 
dem politischen Gegner, 
mit dessen falscher Poli¬ 
tik und unhaltbaren Versprechungen“, 
schreibt Göring-Eckardt. Grüne Poli¬ 
tik müsse in der Mitte der Gesellschaft 
ankommen und dort Wählerstimmen fi¬ 
schen. Man lese genau: Mit FDP, Links¬ 
partei und Piratenpartei wolle sie nicht 
in einem Boot sitzen. Da ist die Par¬ 
teivorsitzende offener, offen nach al¬ 
len Seiten. Sie will Mut machen, denn 
2013 hätten die Grünen „alle Chancen, 
auch in Niedersachsen und in meiner 
Heimat Bayern Schwarz-Gelb abzulö¬ 
sen. Denn der Liebe Gott hat Bayern 
nicht der CSU vermacht und Nieder¬ 
sachsen war noch nie so grün wie heu¬ 
te“, schreibt sie, die mal als „Heulsuse“ 
der Nation galt. Kämpferisch schließt 
sie ihre sechsseitige Bewerbung: „Für 
eine bessere, ökologischere, sozialere 
Republik! Herzlich - Eure Claudia.“ 
Die Dreistigkeit, mit der die Grünen 
im politischen Alltag und insbesonde¬ 
re in Regierungsverantwortung ihre 
vier Grundsätze - basisdemokratisch, 
ökologisch, sozial, gewaltfrei - immer 
wieder preisgegeben haben, mag für 
manche erschreckend sein. Mit Ent¬ 
täuschungen können Grüne nicht um¬ 
gehen, mit Wählertäuschungen schon 
eher. In die Personaldebatte der Grü¬ 
nen hat sich nun von außen jemand 
eingeschaltet, der ein Großmeister in 
Sachen Dreistigkeit und Verdrängung 
gilt: der Bundeskanzler außer Diensten 
Gerhard Schröder. Er legte den Grünen 
die Wahl Jürgen Trittins als Spitzenkan¬ 
didaten ans Herz. Der habe sich „einen 
staatsmännischen Habitus erarbeitet“, 
meinte Schröder in der „Tageszeitung“. 
Trittins Positionen in der Europapoli¬ 
tik kämen einer „sehr staatstragenden 
Haltung“ gleich. Schröder muss es wis¬ 
sen. Denn er und Trittin kennen sich 
schon länger und bestens, nicht nur aus 
der Zeit der Koalition im Bund. In Nie¬ 
dersachsen war zu Zeiten Schröders als 
Ministerpräsident Jürgen Trittin dessen 
Minister für Bundes- und Europaange¬ 
legenheiten. Ob ein „staatsmännischer 
Habitus“ ausreicht, um eine andere Po¬ 
litik durchzusetzen? Rolf Priemer 



Nach zähen Verhandlungen fand die Grünen-Spitze den ultimativen Wahlkampfslogan, der bis 
2079 gelten soll. 
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m unsere zeit _ Innenpolitik _ 

Fachidiotie statt ganzheitlicher Bildung 

Vor zehn Jahren wurde die Bologna-Studienreform gesetzlich verankert 



Massenhafte Studienabbrüche, starke 
Eingrenzung der Lehrinhalte und zu¬ 
nehmende Verschulung des Studiums 
sind nur einige der derzeitigen Miss¬ 
stände an deutschen Hochschulen. Im¬ 
mer wieder werden diese Verhältnisse 
unter dem Begriff „Bologna-Prozess“ 
zusammengefasst. Doch was genau 
steckt hinter der größten Studienre¬ 
form seit dem zweiten Weltkrieg? 

Eine Erklärung 
verändert Europa 

Im Sommer 1999 gaben die Bildungs¬ 
minister von Frankreich, Deutsch¬ 
land, Italien und Großbritanniens im 
italienischen Bologna eine Erklärung 
ab, die den europäischen Hochschul¬ 
raum nachhaltig verändern sollte. Die 
drei Hauptziele lauteten wie folgt: 
Steigerung der Mobilität Studieren¬ 
der, erhöhte Wettbewerbsfähigkeit der 
Hochschulen und Verbesserung der 
Beschäftigungsfähigkeit von Studie¬ 
nabgängern. Konkret bedeutete dies 
die Einführung des zweistufigen Stu¬ 
diensystems (Bachelor-Master) und 
von Kreditpunkten (ECTS) zur Aner¬ 
kennung von erbrachten Leistungen. 
Auch die Einteilung der Studieninhalte 
in Module sollte der Vergleichbarkeit 
des Studiums national und internatio¬ 
nal dienen. 

Vor zehn Jahren wurden diese Punk¬ 
te im Rahmen einer Reform des bun¬ 
desweit geltenden Hochschulrahmen¬ 
gesetzes auch in Deutschland für alle 
staatlichen Universitäten und Fach¬ 
hochschulen festgeschrieben. 

Ausrichtung nach 
Wirtschaftsinteressen 

Nutznießer der genannten Änderun¬ 
gen ist die private Wirtschaft. Die 
Verkürzung der Regelstudienzeit von 


fünf (Diplom) auf drei (Bachelor) 
Jahre wirft die jungen Menschen be¬ 
deutend früher auf den Arbeitsmarkt. 
Das Sammeln von Kreditpunkten und 
Scheinen bei starren Anwesenheits¬ 
pflichten bereitet Studierende gekonnt 
auf Abnicken und Gehorsam im spä¬ 
teren Berufsleben vor. Der Wettbe¬ 
werb der Hochschulen untereinander 
wird enorm gefördert von Think Tanks 
großer Unternehmen. Bestes Beispiel 
hierfür ist der Bertelsmann-Konzern, 
der u.a. in Form des Centrums für 
Hochschulentwicklung (CHE) auf 
die Landeshochschulgesetze Einfluss 
nimmt und als Verfasser des bekann¬ 
testen Hochschulrankings die direkte 
Konkurrenz der einzelnen Hochschu¬ 
len anheizt. 

Ein weiteres Instrument der ökonomi¬ 
schen Ausrichtung der Hochschulen ist 
der sogenannte Hochschulrat. Mit ähn¬ 


lichen Kompetenzen ausge¬ 
stattet wie ein Aufsichtsrat in 
Unternehmen ist er zu min¬ 
destens 50 Prozent durch 
Externe besetzt. Diese kom¬ 
men zu einem Großteil aus 
den Führungsetagen großer 
Banken und Konzerne. 

Die forcierte Umstellung des 
akademischen Bildungsbe¬ 
reichs nach Kapitalinteres¬ 
sen fordert in der Realität 
viele Opfer. Die Verschulung 
des Studiums mit Anwesen¬ 
heitspflichten und massen¬ 
haft Prüfungen am Ende des 
Semesters stellt eine hohe 
Belastung für viele Studie¬ 
rende dar. Zur Finanzierung 
des Studiums sind 66 Prozent 
aller Studierenden gezwun¬ 
gen, einen Nebenjob anzu¬ 
nehmen (Sozialerhebung des 
DSW, 2009). Die logische Folge ist u.a. 
die erschreckend hohe Abbruchquote 
von 35 Prozent („Bildung in Deutsch¬ 
land 2012“ des BMBF) in Bachelorstu¬ 
diengängen an Universitäten. 

Gegenwehr und Perspektiven 

Diese Entwicklungen blieben von stu¬ 
dentischer Seite nicht unbeantwortet. 
Den Höhepunkt des Protests bildeten 
die Bildungsstreiks und Hörsaalbeset¬ 
zungen von 2009 bis 2011. Von Erfolg 
gekrönt waren zuletzt die Aktionen ge¬ 
gen Studiengebühren, welche in zahl¬ 
reichen Bundesländern (bis auf Bay¬ 
ern, Niedersachsen und Baden-Würt¬ 
temberg) zurückgenommen wurden. In 
Baden-Württemberg erlaubt die grün¬ 
rote Landesregierung mittlerweile wie¬ 
der die Verfasste Studierendenschaft 
und in Nordrhein-Westfalen sollen die 
Mitbestimmungsrechte akademischer 


Statusgruppen mithilfe einer Viertel¬ 
parität gestärkt werden. Trotz alledem 
ist ein grundlegender (d.h. der Ökono¬ 
misierung Einhalt gebietender) Rich¬ 
tungswechsel nicht in Sicht. 
Unterschiede gibt es unter Studieren¬ 
den vor allem um die Perspektive ih¬ 
rer Proteste. Die Frage, ob die Rück¬ 
nahme von Bachelor und Master not¬ 
wendig sei oder eine Reformierung mit 
dem Ziel jedem Bachelor-Absolventen 
einen Master-Studienplatz zu garantie¬ 
ren ausreiche, ist nur eine der umstrit¬ 
tenen Fragen innerhalb der Studieren¬ 
denschaft. 

Die durch den Bologna-Prozess her¬ 
vorgerufene Schmalspurbildung als Er¬ 
ziehung der jungen Generation zur Be¬ 
schäftigungsfähigkeit (Employability) 
negiert das Humboldtsche Bildungs¬ 
ideal von der Einheit von Lehre und 
Forschung. Die Forderung der revolu¬ 
tionären Arbeiterbewegung ist seit je¬ 
her ein Bildungssystem, das allseitig ge¬ 
bildete Persönlichkeiten hervorbringe, 
die ihre Umwelt ganzheitlich erkennen 
und deshalb verändern können. Von 
diesem Ziel entfernt sich die deutsche 
Hochschullandschaft derzeit meilen¬ 
weit, indem sie mehr und mehr nach 
Kapitalinteressen ausgerichtet wird. 
Um Bildung jedoch nachhaltig an den 
Interessen der gesamten Gesellschaft 
auszurichten und die Maxime, junge 
Menschen zu verantwortungsbewuss¬ 
ten und ihre Umwelt reflektierenden 
Teilen der Gesellschaft auszubilden, 
muss der Einfluss der Wirtschaft auf 
die Bildungspolitik zurückgedrängt 
und vollends beseitigt werden. Diese 
Erkenntnis muss sich jedoch in wei¬ 
ten Teilen der Studierendenschaft erst 
noch entwickeln. Sascha Wolbert 


Fortsetzung von Seite 1 

Im Schatten von Krieg, Rüstung und 
neonazistischen Umtrieben 


Besorgniserregend bleibt auch der 
Konflikt mit dem Iran. Der Westen hält 
unbeirrt an seiner Maximalforderung 
fest, der Iran müsse die Urananreiche¬ 
rung beenden. Solange das nicht ge¬ 
schieht, werden die Wirtschaftssankti¬ 
onen gnadenlos fortgesetzt und - über 
das vom UN-Sicherheitsrat verhängte 
Maß hinaus - ausgedehnt. Die Sankti¬ 
onspolitik hinterlässt bereits tiefe Spu¬ 
ren in der iranischen Wirtschaft: Der 
Mittelstand und die Landwirtschaft 
stecken tief in der Krise, die Inflation 
galoppiert, die Arbeitslosigkeit wächst 
unaufhörlich - vor allem unter Jugend¬ 
lichen. In der Folge verschlechtert sich 
die soziale Lage der Bevölkerung. Die 
iranische Atompolitik, die nach Auffas¬ 
sung vieler Experten zum Ziel hat, die 
technologische Fähigkeit Teherans zum 
Bau der Atombombe zu erreichen, ist 
bei nüchterner Betrachtung nur eine 
„logische“ Strategie angesichts des re¬ 
gionalen Atomwaffenmonopols Isra¬ 
els. Dennoch ist der angebliche „Griff 
nach der Bombe“ für den Westen nur 
ein Vorwand, Teherans Stellung in der 
Region zu schwächen - zugunsten des 
Hegemonialstrebens Saudi-Arabiens 
und der Türkei. 

Im Fall Irans muss klar sein: Eine mili¬ 
tärische Lösung kann und darf es nicht 
geben. Eine politische Lösung des Kon¬ 
flikts ist möglich. Sie sollte folgende 
Bestandteile haben: 

★ Schluss mit den verheerenden Wirt¬ 
schaftssanktionen, die den Iran in eine 
verzweifelte soziale Abwärtsspirale 
drängt 

★ Verbot jeglicher Waffenexporte in 
die Spannungsregion Naher Osten 

★ Ernsthafte Gesprächsangebote an 
den Iran über Kooperation und ge¬ 
meinsame Sicherheit 


★ Aufnahme von Verhandlungen zur 
Einrichtung einer atomwaffenfreien 
Zone im Nahen/Mittleren Osten auf 
der Grundlage des Beschlusses von 189 
Mitgliedstaaten des Atomwaffensperr¬ 
vertrags vom 28. Mai 2010. 

Waffenexporte stoppen 

Deutschland hat sich an die dritte Stel¬ 
le der weltgrößten Waffenhändler vor¬ 
gearbeitet. Weder gereicht das unserem 
Land zur Ehre, noch ist das ein Beitrag 
zum Frieden in der Welt. Im Gegen¬ 
teil: Deutsche Kleinwaffen (z.B. die 
berühmt-berüchtigten Gewehre von 
Heckler&Koch), deutsche Kampfpan¬ 
zer und gepanzerte Fahrzeuge, aber 
auch deutsche U-Boote werden an 
zahlreiche Staaten geliefert, die ent¬ 
weder in extremen Spannungsgebie¬ 
ten liegen oder deren innenpolitische 
Situation eine Rüstungskooperation 
geradezu verbieten. Die in Berlin of¬ 
fenbar gewünschte Lieferung von Hun¬ 
derten von Leopard-2-Kampfpanzern 
nach Saudi-Arabien, Indonesien und 
Katar stellt nur den Gipfel der politi¬ 
schen Instinktlosigkeit dar. Damit wer¬ 
den erstmals schwere Heereswaffen in 
Spannungsgebiete geliefert. 

In Saudi-Arabien sind Menschenrech¬ 
te, insbesondere die Rechte von Frau¬ 
en, ein Fremdwort, Gewerkschaften, 
Parteien und jegliche zivilgesellschaft¬ 
liche Opposition sind verboten. Anläss¬ 
lich des Antikriegstags wendet sich die 
Friedensbewegung entschieden gegen 
die geplanten Panzerdeals mit Saudi- 
Arabien, Indonesien und Katar. Wir 
fordern den Stopp aller Waffenexporte 
und die Reduzierung der Rüstungspro¬ 
duktion bei gleichzeitiger Umstellung 
auf die zivile Produktion. 


Gegen Nazis und gegen 
die Militarisierung der 
Inneren Sicherheit 

Es ist unerträglich, dass Alt- und Neo¬ 
nazis den Antikriegstag nutzen wol¬ 
len, um ihre geschichtsrevisionistische 
Hass-Ideologie unter die Leute zu brin¬ 
gen. Rechtsradikalen Aufmärschen wie 
z.B. in Dortmund werden sich Friedens¬ 
bewegung und antifaschistische Grup¬ 
pierungen, demokratische Parteien und 
Organisationen und andere zivilgesell¬ 
schaftliche Kräfte entgegenstellen. 
Der Zweite Weltkrieg begann ja nicht 
erst am 1. September 1939; vorberei¬ 
tet wurde er seit der Machtübernahme 
der Nazis im Jahre 1933. Eine rassisti¬ 
sche Ideologie, die im millionenfachen 
Mord an jüdischen Menschen kulmi¬ 
nierte, der Abbau der republikanischen 
Freiheiten der Weimarer Verfassung, 
das Verbot linker Arbeiterorganisati¬ 
onen, der Aufbau eines faschistischen 
Gewaltapparats, der Wiedereinstieg in 
die militärische Hochrüstung, die mi¬ 
litärische Niederschlagung demokra¬ 
tischer Regime im Ausland (z.B. Spa¬ 
nien): All das waren Etappen auf dem 
Weg in den Zweiten Weltkrieg, an des¬ 
sen Ende etwa 60 Millionen Menschen 
ihr Leben lassen mussten. 

Eine Lehre aus der deutschen Ge¬ 
schichte besteht darin, dass Polizei und 
Bundeswehr, also Innere und Äußere 
Sicherheit strikt getrennt werden müs¬ 
sen. So sieht es auch das Grundgesetz 
der BRD vor. Und in einer viel beach¬ 
teten Entscheidung des Ersten Senats 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
Februar 2006 wurde das strikte Verbot 
des Einsatzes bewaffneter Streitkräfte 
im Inneren höchstrichterlich bekräftigt. 
Vor wenigen Tagen nun hat dasselbe 
Gericht eine Kehrtwende vollzogen 


und das eigene Urteil von 2006 wider¬ 
rufen. Die Bundeswehr könne nun in 
Ausnahmefällen „katastrophischen 
Ausmaßes“ auch im Inneren eingesetzt 
werden und Waffengewalt ausüben. 
Kritiker weisen darauf hin, dass damit 
ein wesentlicher Pfeiler des demokra¬ 
tischen Rechtsstaates eingerissen und 
einer willkürlichen Interpretation des¬ 
sen, was als „Ausnahmesituation“ gel¬ 
ten könne, Tür und Tor geöffnet werde. 
Wir stellen fest: Zum zweiten Mal hat 
das Bundesverfassungsgericht in einer 
zentralen Frage des Friedensrechts sich 
über den Verfassungsgeber hinwegge¬ 
setzt und das Grundgesetz geändert. 
Das erste Mal geschah dies 1994, als 
das Bundesverfassungsgericht Kampf¬ 
einsätze der Bundeswehr im Aus¬ 
land - entgegen den Bestimmungen 
des Grundgesetzes (Art. 25 und 26) - 
für rechtens erklärt hatte. Das war das 
Startsignal für die Umwandlung der 
Bundeswehr aus einer Verteidigungs¬ 
armee in eine Interventionsarmee. 
Auch der jüngste Plenarbeschluss des 
Bundesverfassungsgerichts vom 17. Au¬ 
gust 2012 setzt sich faktisch über das 
Grundgesetz hinweg und erlaubt den 
Bundeswehreinsatz im Inneren. 

Der Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag unterstützt alle Aktionen der 
Friedensbewegung zum Antikriegs¬ 
tag. Sie finden in etwa 100 Orten der 
BRD statt und richten sich gegen jede 
ausländische Intervention in interne 
Konflikte, gegen den Export und die 
Herstellung von Kriegswaffen, gegen 
Neonazi-Umtriebe und gegen den be¬ 
waffneten Einsatz der Bundeswehr im 
Inneren. 

Bundesausschuss Friedensratschlag 

Die vollständige Erklärung ist nachzulesen un¬ 
ter: www.ag-friedensforschung.de 


Freitag, 31. August 2012 5 


Razzien gegen Rechts 

Am 23. August verbot das nordrhein¬ 
westfälische Innenministerium drei 
neofaschistische Gruppen die „Ka¬ 
meradschaft Aachener Land“, „Natio¬ 
naler Widerstand Dortmund“ und die 
„Kameradschaft Hamm“. Unmittelbar 
danach durchsuchten 900 Ermittler am 
Donnerstag 146 Vereinsheime, Gefäng¬ 
niszellen und Wohnungen von Rechten, 
wie Innenminister Ralf Jäger (SPD) in 
Düsseldorf mitteilte. In den Räumen 
der verbotenen Dortmunder Gruppie¬ 
rung fanden die Beamten 1 000 Plaka¬ 
te der rechtsextremen NPD. „Das zeigt 
die enge Verflechtung dieser rechtsex¬ 
tremen Partei mit der gewaltbereiten 
Neonazi-Szene in Nordrhein-Westfa¬ 
len“, sagte Jäger. Der Fund werde der 
Bund-Länder-Kommission als Material 
für ein mögliches NPD-Verbotsverfah- 
ren zur Verfügung gestellt. 

Verbot von Nazikameradschaf¬ 
ten nachhaltig umsetzen 

„Das Verbot von drei der gewalttä¬ 
tigsten Nazikameradschaften in Nord¬ 
rhein-Westfahlen ist ein längst über¬ 
fälliger Schritt, den „Die Linke“ seit 
Jahren eingefordert hat“, erklärt die 
innenpolitische Sprecherin der Frakti¬ 
on „Die Linke“, Ulla Jelpke. Die Dort¬ 
munder Abgeordnete weiter: 

„Das Verbot des für unzählige Ge¬ 
walttaten einschließlich mehrerer An¬ 
schläge auf Parteibüros und alternative 
Kneipen verantwortlichen „Nationalen 
Widerstands Dortmund“ straft zugleich 
all diejenigen in der Dortmunder Po¬ 
lizei und Stadtverwaltung Lügen, die 
beharrlich ein Naziproblem in dieser 
Stadt bestritten hatten. Nun gilt es, das 
Verbot nachhaltig umzusetzen. Konse¬ 
quent wäre daher auch ein Verbot des 
bundesweiten Naziaufmarsches am 
1. September in Dortmund, der zu ei¬ 
nem hohen Maße von Autonomen Na¬ 
tionalisten aus den jetzt verbotenen 
Kameradschaften getragen wird. Alle 
Nazigegner sind aufgerufen, am 1. Sep¬ 
tember auf die Straße zu gehen und zu 
zeigen: In Dortmund ist kein Platz für 
Neonazis.“ 

DGB NRW begrüßt Verbot 

Zum Verbot dreier rechtsextremis¬ 
tischer Kameradschaften durch den 
nordrhein-westfälischen Innenminis¬ 
ter erklärte Andreas Meyer-Lauber, 
Vorsitzender des DGB NRW: 

„Wir begrüßen ausdrücklich das Ver¬ 
bot der rechtextremistischen Grup¬ 
pierungen in Dortmund, Hamm und 
Aachen. Der DGB NRW und die Ge¬ 
werkschaften fordern seit langem nicht 
nur das Verbot der NPD, sondern auch 
der sogenannten Kameradschaften. 
Vielen Rechtsextremen wird es in Zu¬ 
kunft schwerer fallen, sich zu organi¬ 
sieren und ihre menschenfeindliche 
Propaganda zu verbreiten. Wir bleiben 
dabei: Es darf keinen Spaß machen, 
in NRW ein Nazi zu sein. Daher muss 
auch in Zukunft der Verfolgungsdruck 
auf rechtsmotivierte Straftäter erhöht 
werden. Es ist zudem ein unerträgli¬ 
cher Zustand, dass auch in diesem Jahr 
Rechtsextreme den Antikriegstag am 
1. September missbrauchen wollen, 
um für ihr demokratiefeindliches und 
menschenverachtendes Weltbild zu de¬ 
monstrieren.“ 

NPD nennt Wahlergebnis 
„zufriedenstellend” 

Bei der Wiederholung der Ratswahl in 
Dortmund kam die NPD am Sonntag 
auf 2 771 Stimmen bzw. 1,9 Prozent. 
2009 hatte sie 0,9 Prozent erreicht. 
Trotz des NPD-Zugewinns: Unterm 
Strich ist die Zahl der Wähler extrem 
rechter Parteien in Dortmund nicht 
gewachsen: 2009 hatte neben der NPD 
auch die inzwischen aufgelöste DVU 
kandidiert und 1,5 Prozent geholt, was 
ebenfalls für ein Mandat gereicht hatte. 
In diesem Jahr investierte die NPD in¬ 
tensiv in den Dortmunder Wahlkampf. 
Nach eigenen Angaben wurden mehr 
als 15 000 Plakate aufgehängt, 180 000 
Flugblätter verteilt, 40 Infostände und 18 
Kundgebungen durchgeführt. Parteichef 
Holger Apfel, der in der vorigen Woche 
in der drittgrößten Stadt Nordrhein- 
Westfalens im Wahlkampfeinsatz war, 
bilanzierte, „das Minimalziel mit zwei 
Mandaten und damit Gruppenstatus“ sei 
erreicht worden. Das Ergebnis sei „nicht 
unbedingt spektakulär“, aber „durchaus 
zufriedenstellend“. (blick nach rechts) 
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ioo Tage Präsidentschaft 
Hollande - eine Bilanz 

Die Schonzeit der ersten 100 Tage 
ist für den französischen Präsidenten 
Frangois Hollande zu Ende. Die Op¬ 
position und allen voran Frangois Fil- 
lon, der ehemalige Ministerpräsident, 
bezichtigt Hollande außenpolitischer 
Untätigkeit und wirft ihm vor, lediglich 
„sein Image zu pflegen“. Jean-Luc Me- 
lenchon, der Ex-Präsidentschaftskandi- 
dat der Linksfront, bringt die Amtszeit 
Hoflandes auf den Punkt: „100 Tage 
für fast nichts. Nach zehn Jahren ist die 
Linke an die Macht zurück, und alles, 
was sie dringend erledigten, war ein 
Budgetrahmen und ein Gesetz gegen 
sexuelle Belästigung.“ 

„Wo ist ein Bankengesetz?“, fragt 
Melenchon und bricht den Stab über 
Hollande: Er habe in den von ihm im 
Wahlkampf propagierten Neuverhand¬ 
lungen „kapituliert“ er sei „ein Sozial¬ 
liberaler wie jene, die ins griechische, 
spanische und portugiesische Desaster 
führten“. Die Einschätzung hat viel für 
sich, denn in der EU-Politik treibt Hol¬ 
lande den undemokratischen Fiskal¬ 
pakt voran, er legte die Neuverhand¬ 
lung ad acta, verschließt sich einem Re¬ 
ferendum über diese Frage. 

Auch bei der im Präsidentschaftswahl¬ 
kampf groß angekündigten 75-Prozent- 
Besteuerung von Millionenvermögen 
weichen Hollande und sein Budget¬ 
minister Cahuzac erstmal zurück: Sie 
wollen die Vermögensabgabe auf den 
Zeitraum der Entschuldung begren¬ 
zen und beginnen einige Ausnahmen 
in Aussicht zu stellen: Man müsse un¬ 
terscheiden zwischen garantiertem und 
zufälligem Einkommen oder relativie¬ 
ren nach dem Risiko wie bei Artisten, 
Schriftstellern und Chefs von Unter¬ 
nehmen (!). Dabei ist in der Budgetpla¬ 
nung 2012 noch ein Loch von 10 bis 12 
Milliarden Euro zu stopfen (die Zah¬ 
len schwanken von Woche zu Woche). 
Es steht zu befürchten, dass ab Herbst 
die Debatte über Schnitte ins soziale 
Netz beginnt. 

Innen- wie außenpolitisch bewegt sich 
Hollande ganz in Sarkozys Schatten. 
Im Innern ließ er seinen Innenminis¬ 
ter Valls ein Dutzend „nationaler Zo¬ 
nen erhöhter Sicherheit“ einrichten - 
darunter natürlich Vorstädte von Paris, 
aber auch Städte wie Strasbourg, die in 
den vergangenen Jahren durch Krawal¬ 
le auffielen. In diesen sozialen Brenn¬ 
punkten werden zusätzliche Polizisten 
konzentriert. Außen sichert er - in der 
Tradition seines Vorgängers - die Wett¬ 
bewerbsfähigkeit der „Grande Nation“, 
also des französischen Großkapitals. 

In den ersten 100 Tagen von Hollan¬ 
des Präsidentschaft gab sich eine Rei¬ 
he von Selbstherrschern die Klinke des 
Elyseepalastes in die Hand, etwa Mo¬ 
hammed VI., König von Marokko, der 
Premierminister von Katar oder der 
Sohn des Königs von Saudi-Arabien. 
Den Höhepunkt setzte Seine Hoheit 
Hamad ben Issa al-Khalifa, der Poten¬ 
tat von Bahrain, der zwar mit militä¬ 
rischen Ehren empfangen wurde, aber 
ohne Presse und Fernsehen. Sein Be¬ 
such war selbst in der im Internet ver¬ 
öffentlichten Agenda des Elysee nicht 
enthalten. Als Kreditgeber sind arabi¬ 
sche Ölmagnaten willkommen - an Er¬ 
schießungen von Demonstranten oder 
Beteiligung am Bürgerkrieg in Syrien 
soll das nicht scheitern. 

Frankreich leidet zur Zeit unter einer 
Hitzewelle, aber das ist vielleicht nur 
eine warme Brise im Vergleich dazu, 
was im Herbst politisch zu erwarten 
ist: Aufgeschobene Massenentlassun¬ 
gen werden ausgesprochen, Betriebe 
weiter ins Ausland verlagert oder ge¬ 
schlossen, die Bankenspekulationen 
werden ungestört fortgesetzt, wie auch 
die Privatisierung im Gesundheits- und 
Schulwesen. 

Wird Präsident Hollande im Herbst aus 
dem Schatten Sarkozys heraustreten? 
Als „sozialistischer“ Präsident, der die 
Macht der Großunternehmen und Fi¬ 
nanzinstitute einschränkt, oder als sozi¬ 
aldemokratisch-liberaler Krisenmana¬ 
ger, der die Wettbewerbsfähigkeit der 
französischen Wirtschaft nach deut¬ 
schem Vorbild verbessert? 

Georges Hallermayer 


Weitere Streiks und Proteste der 
Schülerbewegung in Chile 

Kommunistin wird Präsidentin des Gewerkschaftsdachverbandes CUT 



A m Donnerstag vergangener Wo¬ 
che ist es in vielen chilenischen 
Städten zu Demonstrationen 
von Schülerinnen und Schülern gekom¬ 
men, die zu einem Tag des nationalen 
Ausstandes aufgerufen hatten. 
Unterstützt wurden sie dabei von Ver¬ 
bänden der Universitätsstudierenden. 
Bei dem Aktionstag mit 14 Demon¬ 
strationen im ganzen Land ging es den 
Schüler/inne/n allgemein um eine bes¬ 
sere, kostenfreie und öffentliche Bil¬ 
dung, aber im Konkreten vor allem um 
eine Rückverlagerung der Verantwor¬ 
tung für die Bildungspolitik von den 
Kommunen zum Zentralstaat. Chi¬ 
le hat seit der Pinochet-Diktatur eine 
weitgehend privatisierte Bildung, die 
in zwanzig Jahren der Regierungen des 
„Linksblocks“ der Concertaciön und 
den zweieinhalb Jahren der rechtskon¬ 
servativen Regierung unter Präsident 
Sebastian Pinera noch verschärft wur¬ 
de. Dabei ist den privaten Bildungsin¬ 
stituten gestattet worden enorme Ge¬ 
winne zu machen, da gleichzeitig die 
staatliche Ausbildung zurückgedrängt 
und schlechtgeredet wurde. Statt den 
Forderungen nach einer zentralstaatli¬ 
chen Bildung nachzukommen, will die 
konservative Regierung über eine Steu¬ 
erreform, die bereits das Parlament als 
erste Kammer passiert hat, umgerech¬ 
net bis zu einer Milliarde US-Dollar 
aufbringen, um den Sekundarschüler/ 
inne/n die Möglichkeit günstigerer Kre¬ 
dite für eben jene privaten Institute zu 
geben, neben einer größeren Anzahl 
von Stipendien; die öffentliche Schule 
wird nicht begünstigt. Hinzu kommen 
die Vergrößerung der Gruppen in Kin¬ 
dergärten und der Rückgang des dorti¬ 
gen Personals. 

Die Studierenden und Schüler Chi¬ 
les sind seit Jahren im Kampf um eine 
völlig andere Bildung. Die Merkantili- 
sierung von Chiles Bildungssystem ist 
eine ideologische Basis der Regierung, 
weshalb die davon Betroffenen vom 
Kongress nichts erwarten, weil die Elite 
völlig in das Geschäft mit der Bildung 
verwickelt ist; sowohl Abgeordnete der 
Rechten wie der Concertaciön seien 


selbst Besitzer von Bildungseinrichtun¬ 
gen. „Wir sind es leid passive Mitspieler 
zu sein und aus dem Parlament oder 
von der Regierung vergeblich auf Ant¬ 
worten zu warten“, so Xavier Delgado, 
einer der Schülersprecher. Man habe 
deshalb selbst einen Forderungskata¬ 
log aufgestellt, das „Kompendium von 
Forderungen und Vorschlägen der Ler¬ 
nenden“, das systematisch die seit 2006 
angehäuften Anliegen aufgelistet hat. 
Der Aktionstag war der vorläufige Hö¬ 
hepunkt von dreiwöchigen Aktivitäten, 
bei denen Schulen besetzt, von der Po¬ 
lizei geräumt und von den Schülern 
wieder besetzt wurden sowie Straßen¬ 
demonstrationen von der Polizei ge¬ 
waltsam niedergeschlagen wurden, wo¬ 
bei es zu hunderten Festnahmen kam. 
Unter anderem wurde am 20. August 
im „Instituto Nacional“ einer Schule in 
Santiago, eine Besetzung polizeilich ge¬ 
räumt, aber daraufhin die verbliebenen 
Polizisten von den Schülern hinausge¬ 


worfen. Die Polizei besetzte in der Fol¬ 
ge die Schule von Neuem, nahm 101 
Schülerinnen und Schüler fest und be¬ 
ließ einen Bus mit Polizisten im Schul¬ 
hof, was zu einem Protest des Bürger¬ 
meisters Pablo Zalaquett führte. Nach 
Angaben der Schüler- und Studieren¬ 
denorganisationen sind in Santiago 
noch zehn und im ganzen Land etwa 
50 Lehranstalten besetzt. 

Bei den Demonstrationen am 23. Au¬ 
gust kam es nur in Santiago und Pro- 
videncia zu gewaltsamen Zwischenfäl¬ 
len, weil die Polizei mit Tränengas und 
Wasserwerfern den Schülern den Weg 
über eine Hauptstraße nahe der zent¬ 
ralen „Plaza de Armas“ in der Haupt¬ 
stadt versperrten. Die jungen Leute 
antworteten mit Steinwürfen. In Pro- 
videncia wurden 5 000 Demonstrieren¬ 
de „von der Polizei angegriffen“, bevor 
sie ihre Forderungen im Rathaus ab¬ 
geben konnten, so die Nachrichten¬ 
agentur EFE. Die Polizeibrutalität soll 


in Kürze eine Grundlage bekommen, 
wenn das so genannte „Hinzpeter-Ge- 
setz“ (nach dem Innenminister) durch¬ 
gebracht wird. Der Sprecher der Koor¬ 
dinierungsstelle der Sekundarschüler 
(ACES), Pablo Toro, sagte, die Regie¬ 
rung ziehe durch ohne auf die Schüler¬ 
bewegung zu hören. Präsident Pinera 
ließ verlautbaren, die Regierung höre 
auf die Anliegen des Volkes, jedoch 
„nicht nur derer, die demonstrieren 
und Besetzungen machen“. Für ver¬ 
gangenen Dienstag, als das Steuerre¬ 
formgesetz den Senat passieren sollte, 
waren weitere Märsche und Aktionen 
angekündigt. 

In allen diesen Aktionen hat die Kom¬ 
munistische Partei Chiles eine füh¬ 
rende Rolle inne; viele der Studen¬ 
ten- und Schülervertrerer/innen sind 
Mitglieder des Jugendverbandes der 
Partei. In neuesten Umfragen nach 
der Sympathie für eine Partei liegt die 
PCCh bei 15 Prozent. Unterdessen hat 
die KP Chiles bei den Wahlen in der 
CUT (Einheitszentrale der Arbeiter) 
erstmals nach 20 Jahren einen großen 
Erfolg errungen: die Genossin Bärba- 
ra Figueroa wird als erste Frau in Chile 
und in Lateinamerika Vorsitzende ei¬ 
nes gewerkschaftlichen Dachverban¬ 
des. In einer Stellungnahme sagte sie, 
dass Chile sich zweifellos verändere 
und die Gewerkschaftszentrale dabei 
ein wichtiger Pfeiler sei. Es gehe dar¬ 
um, das Arbeitsrecht zu ändern und für 
ein anderes Manteltarifgesetz zu strei¬ 
ten. Auch will sie die inneren Struk¬ 
turen der CUT dahingehend ändern, 
dass der Dach verband eingriffsfähiger 
werde. Die kommunistische Liste mit 
Barbara Figueroa an der Spitze, die 
der Lehrergewerkschaft angehört und 
dadurch in enger Verbindung zu den 
Studierendenprotesten steht, erreich¬ 
te mit etwa 45 Prozent eine passable 
Mehrheit gegenüber der Liste von Ar- 
turo Martfnez (Sozialistische Partei, 41 
Prozent), der das Amt zwölf Jahre aus¬ 
geübt hatte. An den Wahlen beteiligten 
sich etwa 750 000 Mitglieder; die CUT 
ist der größte gewerkschaftliche Dach¬ 
verband in Chile. Günter Pohl 


Merkel will die Griechen weiter leiden lassen 

Nach den Treffen Merkel - Hollande - Samaras in Berlin und Paris kein Ausweg aus der Euro-Krise in Sicht 


„Mit leeren Händen zurück nach 
Athen“ titelte die „Frankfurter All¬ 
gemeine“, offensichtlich zufrieden mit 
Verlauf und Ergebnis des Besuchs des 
rechtskonservativen griechischen Re¬ 
gierungschefs Antonis Samaras am 
letzten Freitag und Samstag in Ber¬ 
lin und Paris. Samaras habe um ,Luft 
zum Atmen 4 gebeten, sie aber „vorerst 
nicht bekommen: Sowohl in Deutsch¬ 
land als auch in Frankreich stieß er im 
Ton auf freundliche Gastgeber - und in 
der Sache auf Granit“. So das Leitblatt 
des deutschen Großkapitals (FAZ-On- 
line, 25.8.). Das bringt das Ergebnis der 
beiden Treffen ziemlich genau auf den 
Punkt. 

Frau Merkel gab sich beim Presse¬ 
auftritt nach dem Gespräch mit ih¬ 
rem konservativen „Parteifreund“ Sa¬ 
maras zwar leicht „beeindruckt“. Sie 
habe sich von ihm über die Arbeit der 
neuen griechischen Regierung infor¬ 
mieren lassen und sei „zutiefst davon 
überzeugt“, dass diese alles daranset¬ 
ze, die Probleme zu lösen, sagte sie. 
Doch für diese schönen Worte konn¬ 
te Samaras sich nichts kaufen. Es blieb 
dabei, dass die deutsche Regierungs¬ 
chefin mit unbeweglicher Starrheit an 
der Forderung festhielt, dass „die Zu¬ 
sagen, die gemacht wurden, umgesetzt 
werden“ müssen. Mit anderen Worten: 
die Griechen sollen die „großen Opfer“, 
die Merkel in ihrer Erklärung vor der 
Presse erwähnte, auch weiter bringen - 
für Schulden und für eine Krise, die sie 
nicht gemacht haben. Damit die Gläu¬ 
biger Griechenlands, also die großen 
Finanzkonzerne und Hedgefonds, das 
Geld für die Kredite zurückbekommen, 


die sie dem griechischen Staat oder an¬ 
deren Auftraggebern vor einiger Zeit 
mit dem Ziel prächtiger Zinsgewinne 
eitrigst geliehen, teilweise auch regel¬ 
recht aufgedrängt haben. An dem Kurs, 
der Griechenland seit fünf Jahren in 
eine anhaltende Rezession gedrängt 
hat, will Frau Merkel eisern festhalten. 
Der griechische Regierungschef be¬ 
mühte sich, in den deutschen Medi¬ 
en und bei der Kanzlerin gut Wetter 
zu machen. Der Rechtskonservative 
machte dabei noch mal klar, was von 
rechten Wahlversprechen zu halten ist. 
Noch im Frühjahr hatte er vehement 
gegen die EU-Vorgaben agitiert und 
erklärt, er werde bei den EU-Oberen 
eine „Erleichterung“ der EU-Aufla¬ 
gen durchsetzen. Davon war in seinem 
Berliner Statement jetzt weit und breit 
nichts mehr zu hören. „Griechenland 
wird seine Verpflichtungen erfüllen 44 , 
verkündete er. „Wir wollen nicht mehr 
Hilfen. Wir haben nicht um mehr Mittel 
gebeten“. Man brauche lediglich etwas 
mehr „Zeit zum Atmen“, um das Wirt¬ 
schaftswachstum wieder anzukurbeln. 
Nur mit allergrößter Zurückhaltung 
brachte er in bescheidenster indirekter 
Form eine Bemerkung an, dass „toxi¬ 
sche“ Erklärungen „ranghöher Poli¬ 
tiker, egal aus welchem Land,“ Grie¬ 
chenland werde bald in die Zeiten der 
Drachme zurückfallen, nicht hilfreich 
seien. Wie allerdings neues Wachstum 
durch weiter beschnittene Löhne und 
Renten, weitere Massenentlassungen 
und damit verbundene wachsende 
Arbeitslosigkeit und Armut, weiteren 
Ausverkauf öffentlichen Eigentums 
entstehen soll, blieb sein Geheimnis. 


Von neuen „Wachstumsimpulsen“ der 
EU für Griechenland war bei dem 
Treff in Berlin jedenfalls weder von 
ihm noch von der Kanzlerin etwas zu 
hören. Selbst zu einer Andeutung oder 
Zusage in Sachen „mehr Zeit“ fand 
sich die Kanzlerin nicht bereit. Hart 
und trocken verwies sie wie bisher 
auf den „Troika“-Bericht, der abge¬ 
wartet werden müsse. Die Troika aus 
EU-Kommission, Europäischer Zen¬ 
tralbank und Internationalem Wäh¬ 
rungsfonds will im September erneut 
nach Athen reisen, um die inzwischen 
von der griechischen Regierung einge¬ 
leiteten weiteren Spar- und Privatisie¬ 
rungsmaßnahmen zu überprüfen. Ihr 
Bericht darüber soll Ende September 
vorliegen, nach jüngsten Andeutungen 
vielleicht auch erst im Oktober. Bis da¬ 
hin bleibt alles beim Alten - also bei 
dem katastrophalen Kürzungs-, Ent- 
lassungs- und Privatisierungskurs, der 
immer weiter in die Krise und die Not 
der Menschen hineinführt. 

So erschöpfte sich die „Freundlichkeit“ 
von Kanzlerin Merkel gegenüber Sa¬ 
maras bei ihrem Treff in Berlin letzt¬ 
lich in der Erklärung: „Wir wollen, dass 
Griechenland im Euroraum bleibt 44 . 
Aber das sei nur möglich, wenn Grie¬ 
chenland die Verpflichtungen erfüllt - 
sich also weiter dem EU-Zwang unter¬ 
ordnet. Manche Kommentatoren sahen 
in dieser Erklärung der Kanzlerin eine 
gewisse Zurückweisung von Stimmen 
aus ihrem eigenen Regierungslager, 
die sich in jüngster Zeit gehäuft hatten 
und mehr oder weniger offen für den 
Austritt bzw. das Hinausdrängen Grie¬ 
chenlands aus dem Euro agitierten. Die 


Reihe solcher Politiker wurde zuletzt 
immer „prominenter“, angefangen von 
Rösler und Brüderle aus der FDP über 
führende CSU-Politiker wie Dobrindt 
und Söder bis zu CDU-Fraktionschef 
Kauder und CDU-Finanzminister 
Schäuble. Die Meinungsverschieden¬ 
heiten zwischen verschiedenen Grup¬ 
pen des deutschen Kapitals und im 
politischen „Establishment“ über die¬ 
se Frage dürften also anhalten. Indes 
ist sicher: die Kanzlerin plädiert für 
den Verbleib Griechenlands im Euro 
nicht aus Mitgefühl oder gar aus Hilfs¬ 
bereitschaft für die Griechen. Sie und 
die Kreise, deren Interessen sie dabei 
wahrnimmt, haben ganz andere Motive. 
Da ist zum einen die Sorge vor den un¬ 
gewissen ökonomischen Folgen eines 
griechischen Ausscheidens aus dem 
Euro, sowohl für Griechenland selbst 
und seine Aufnahmefähigkeit für deut¬ 
sche Exportprodukte wie auch für wei¬ 
tere EU-Staaten wie Spanien und Itali¬ 
en, die dann zum verstärkten Angriffs¬ 
ziel internationaler Finanzspekulanten 
werden könnten („Dominoeffekt“). 
Doch neben den ökonomischen Un¬ 
sicherheiten würde auch die politische 
Autorität der EU in der übrigen Welt 
nicht gerade gestärkt, wenn sie sich als 
unfähig erweisen würde, die „Wäh¬ 
rungsunion“ zusammenzuhalten. 
Bleibt das Fazit: ein Ausweg aus der 
Krise ist auch nach den jüngsten Be¬ 
gegnungen in Berlin und Paris nicht 
in Sicht. Weder für Griechenland 
noch für die Euro-Zone als Ganzes. 

Georg Polikeit 





m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 31. August 2012 7 


Das Leben hinter den Schlagzeilen 

Die Journalistin Karin Leukefeld über ihre Arbeit in Syrien, 
die Gespräche mit den Menschen und die Hintergründe des Krieges 


Karin Leukefeld, Jahrgang 1954, ist freie Journalistin und Buchautorin. Nach ihrem 
Studium der Ethnologie, Islam- und Politikwissenschaften arbeitete sie u. a. beim 
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), der Partei Die Grünen, der 
Informationsstelle El Salvador und als persönliche Mitarbeiterin eines Bundestags¬ 
abgeordneten der PDS. Sie schreibt u. a. für die Tageszeitungen „junge Welt“ „Neues 
Deutschland“ „Rheinischer Merkur“und die Zürcher „ Wochenzeitung“und arbeitet 
für verschiedene Rundfunksender. 

Das Gespräch mit Karin Leukefeld führte Uli Brockmeyer, Redakteur unserer lu¬ 
xemburgischen Schwesterzeitung „Zeitung vum LetzebuergerVollek“. 


Frage: Sie waren sechs Wochen als Kor¬ 
respondentin in Damaskus. Wie war die 
Situation in der syrischen Hauptstadt, 
als Sie sie am Wochenende verlassen 
haben? 

Karin Leukefeld: Ich bin in Syrien offi¬ 
ziell akkreditiert und halte mich mehr¬ 
mals im Jahr für längere Zeit dort auf. 
In diesem Jahr war es mein dritter Auf¬ 
enthalt. Der Tag an dem ich ausgereist 
bin, war ruhig in Damaskus. In der 
Nacht zuvor waren heftige Gefechts¬ 
geräusche zu hören gewesen, die al¬ 
lerdings aus den Außenbezirken und 
umliegenden Satellitenstädten kamen. 
Man erfährt von den Gefechten aus 
den syrischen Medien und von Leuten, 
die in den jeweiligen Bezirken wohnen. 
Aber wie gesagt, der Tag meiner Abrei¬ 
se war ruhig, es gab keine Kontrollen, 
kein Militär auf den Straßen. 

Frage: In der westlichen Presse wurde 
immer wieder behauptet, dass es auslän¬ 
dischen Journalisten nicht gestattet wer¬ 
de, aus Syrien zu berichten. Wie war es 
möglich, dass Sie täglich Berichte nach 
Deutschland schicken konnten? 

Karin Leukefeld: Seit 2010 bin ich in 
Syrien akkreditiert. Das ermöglicht 
mir eine problemlose Ein- und Aus¬ 
reise. Andere Kollegen müssen - wie 
ich früher auch - einen Antrag für ein 
Journalistenvisum bei der syrischen 
Botschaft in ihrem Land stellen. Visa 
werden heute schneller erteilt als frü¬ 
her, aber viele Kollegen beantragen gar 
kein Visum, sondern reisen illegal nach 
Syrien ein, mit bewaffneten Gruppen 
aus der Türkei oder dem Libanon. In 
Beirut erfuhr ich von einem Repor¬ 
ter, der 1.500 US-Dollar dafür bezahlt 
hat, um vom Libanon nach Horns ge¬ 
schmuggelt zu werden. 

Im Land kann ich wie syrische Kol¬ 
legen arbeiten. Ich kann reisen, Stra¬ 
ßeninterviews machen usw. Den An¬ 
trag auf Akkreditierung hatte ich 2005 
gestellt, nachdem es in Bagdad, wo ich 


zuvor gearbeitet habe, sehr unsicher 
geworden war. Nach fünf Jahren dann 
erhielt ich die Akkreditierung in Syri¬ 
en. Es gibt außer mir andere auslän¬ 
dische Journalisten mit einer solchen 
Akkreditierung, ein britischer Kollege, 
der für „The National“ (VAE) scheibt, 
aber meist sind es Kollegen von Fern¬ 
sehsendern: „TeleSur“, „Russia Today“, 
CCTV (China) und eine Reihe arabi¬ 
scher Sender. Auch das Türkische Fern¬ 
sehen TRT hatte einen akkreditierten 
Journalisten in Damaskus. In diesem 
Jahr hat TRT den Kollegen abberufen, 
er wurde nicht von den syrischen Be¬ 
hörden ausgewiesen. 

Frage: In Zeiten des Krieges ist es 
schwierig, sich in einem Land zu bewe¬ 
gen und zu berichten. Welche Restrikti¬ 
onen wurden Ihnen auferlegt? 

Karin Leukefeld: Von Seiten der Be¬ 
hörden, also vom Informationsministe¬ 
rium, heißt es lediglich: passen Sie auf 
sich auf! In diesem Jahr ist das freie 
Reisen in Syrien schwieriger geworden. 
In Kampfzonen ist es gefährlich, auch 
Busfahrten durch das Land, zum Bei¬ 
spiel nach Aleppo, müssen gut überlegt 
werden. Zwischen Januar und März 
war ich mehrmals in der Provinz Horns 
unterwegs, allerdings nicht in Gebie¬ 
ten, wo gekämpft wurde. Ich bin keine 
Kriegsberichterstatterin und habe auch 
keine Ausrüstung dafür. Kriegsbericht¬ 
erstattung ist ein Geschäft und beför¬ 
dert Krieg, daran will ich mich nicht be¬ 
teiligen. Ich berichte über das Leben 
hinter den Schlagzeilen, also über die 
Folgen von Krieg für die Bevölkerung, 
für Parteien, Organisationen, für die 
Wirtschaft. Ich spreche vor allem mit 
denjenigen, die die bewaffnete Ausein¬ 
andersetzung ablehnen - das ist die kla¬ 
re Mehrheit der Bevölkerung - und be¬ 
richte darüber, welche Vorschläge sie 
für die Zukunft ihres Landes machen. 


Frage: Welche Erfahrungen haben Sie 
im Umgang mit syrischen Behörden ge¬ 
macht? 

Karin Leukefeld: An der Grenze, wenn 
ich einreise, heißt es immer: Herzlich 
willkommen! Wenn ich bei der Ein¬ 
wanderungsbehörde meinen Aufent¬ 
halt verlängere, kennt man mich in¬ 
zwischen schon und hilft mir, dass alles 
schnell erledigt ist. Ansonsten habe ich 
wenig mit Behörden zu tun. Es dauert, 
wenn ich einen offiziellen Interview¬ 
antrag bei einem Ministerium stelle, 
zum Beispiel konnte ich nie mit den 
Ministern für Verteidigung oder Inne¬ 
res sprechen. Ich konnte auch kein Ge¬ 
fängnis besuchen, obwohl ich das mehr¬ 
fach beantragt habe. Allerdings wurde 
ich eingeladen, bei einer der fast tägli¬ 
chen Gefangenenfreilassungen teilzu¬ 
nehmen, dort hatte ich dann die Mög¬ 
lichkeit eines Gesprächs. 

Frage: Sie sind vor allem für deutsche 
Medien tätig. Wie haben Ihre Gesprächs¬ 
partner in Syrien darauf reagiert? 
Karin Leukefeld: Man heißt mich 
willkommen, verweist häufig auf Er¬ 
eignisse in der deutschen Geschichte, 
Errungenschaften deutscher Kultur. 
Das zeigt, wie gut viele Leute über die 
europäische und deutsche Politik und 
Geschichte informiert sind. Inzwischen 


wird auch offen die politische Linie der 
Bundesregierung gegenüber Syrien be¬ 
dauert oder kritisiert, ebenso die mi¬ 
litärische Unterstützung Israels durch 
die Bundesregierung. Es ist allgemein 
bekannt, dass Deutschland U-Boote 
an Israel liefert, die nukleare Spreng¬ 
köpfe tragen können. Die deutsche 
Öffentlichkeit ist über dieses Gesicht 
Deutschlands im Mittleren Osten we¬ 
niger gut informiert. Geschweige denn, 
dass man in Deutschland viel über Sy¬ 
rien weiß. 

Frage: Hier in Westeuropa werden in 
den Medien vor allem Berichte von so¬ 
genannten Aktivisten zitiert. Für wie 
glaubwürdig halten Sie solche Meldun¬ 
gen? 

Karin Leukefeld: Als professionelle 
Reporterin muss ich mich an bestimm¬ 
te Regeln halten, dazu gehört die Über¬ 
prüfbarkeit von Informationen durch 
verschiedene Quellen, dazu gehört es, 
Informationen von allen Seiten zu sam¬ 
meln, und vor allem Unparteilichkeit. 
Die einzige Parteilichkeit, die ich „mir 
leiste“, ist die gegen Krieg. „Aktivisten“ 
sind natürlich emotional in einem Kon¬ 
flikt engagiert und parteilich. Diesen 
Berichten muss ich ebenso vorsichtig 
begegnen, wie Berichten der Armee. 

Fortsetzung auf Seite 8 



Foto: Leukefeld 

Karin Leukefeld im Juli 2011 vor dem ausgebrannten Gebäude der syrischen Militär¬ 
akademie in Jisr as-Shughour nach einem Angriff bewaffneter Assad-Gegner. 


Israels KP ruft zum Widerstand gegen den Krieg auf 

Netanjahus Kriegspläne sind ein Gipfel an politischem und militärischem Abenteurertum 


In einer kürzlich veröffentlichten Er¬ 
klärung warnte die Kommunistische 
Partei Israels eindringlich vor der 
„schrecklichen Gefahr eines neuen re¬ 
gionalen Krieges, der uns infolge des 
Programms der Netanjahu-Barak-Re- 
gierung aufgedrängt werden soll, den 
Iran anzugreifen.“ Sie reagierte damit 
auf die von der Regierung Anfang Au¬ 
gust fast täglich neu gesteigerte Kriegs¬ 
propaganda gegen den Iran. Mittler¬ 
weile erheben sich dagegen auch im¬ 
mer mehr Stimmen aus dem nicht zu 
den Linken gehörenden Spektrum Is¬ 
raels. 

In der Erklärung des Politischen Büros 
der KP Israels heißt es: „Netanjahu und 
Barak führen das Volk von Israel und 
die Völker der Region in einen Krieg, 
dessen Gefährlichkeit und Schwere¬ 
grad völlig beispiellos sind.“ Selbst die 
Chefs der verschiedenen früheren und 
gegenwärtigen israelischen Sicherheits¬ 
dienste hätten offen vor dem Desaster 
und den Zerstörungen in Israel ge¬ 
warnt, die mit dem Beginn eines sol¬ 
chen Krieges verbunden wären. „Wir 
stellen mit großer Betroffenheit fest, 
dass Netanjahu und Barak jeden Re¬ 
kord an politischem und sicherheitspo¬ 
litischem Abenteurertum brechen und 
das Leben von israelischen Bürgern, 
Juden wie Arabern, furchtbaren Zer¬ 
störungen aussetzen“. 


Hervorgehoben wird, dass die Netan¬ 
jahu-Regierung offenbar die Absicht 
habe, die zu befürchtenden Leiden der 
Bewohner Israels infolge der vorher¬ 
sehbaren Reaktion auf einen israeli¬ 
schen Angriff gegen den Iran mit Vor¬ 
bedacht zu nutzen, „um andere Mächte 
und Kräfte in den Krieg hineinzuzie¬ 
hen“. Dabei gehe es der Regierung 
auch darum, die Frage des israelisch¬ 
palästinensischen Friedens ebenso wie 
die Forderungen nach sozialer Gerech¬ 
tigkeit im Inneren Israels von der Ta¬ 
gesordnung zu verdrängen. Netanjahu 
versuche mit diesen Kriegsplänen auch, 
„die Wahlen in denVereinigten Staaten 
zu beeinflussen“. 

Weiter heißt es in der KP-Erklärung. 
„Die Gefahr ist in der Tat furchtbar - 
aber sie ist nicht vom Schicksal vorher¬ 
bestimmt. Es ist wesentlich und immer 
noch möglich, den Krieg zu verhindern. 
An diesem entscheidenden Zeitpunkt 
rufen wir die Oppositionsparteien, die 
Politiker, die Intellektuellen, Akade¬ 
miker und Journalisten, die Bewegun¬ 
gen und Kräfte der israelischen Ge¬ 
sellschaft und auch die gesunden Ele¬ 
mente im israelischen Establishment 
selbst dazu auf, gemeinsam gegen die 
Kriegsinitiative tätig zu werden. Wir ru¬ 
fen dazu auf, eine breite Mobilisierung 
öffentlicher Aktionen gegen den Krieg 
zu schaffen.“ Die Mitglieder der KPI 


und der Kommunistischen Jugendliga 
sowie ihre Sympathisanten und Bünd¬ 
nispartner in der Friedensbewegung 
werden aufgefordert, das Thema des 
Kampfes gegen den Krieg überall an 
die erste Stelle ihrer Tätigkeit zu set¬ 
zen. Zugleich heißt es: „Wir bitten alle 
Aktivisten des sozialen Protests drin¬ 
gend, sich klar gegen den Krieg auszu¬ 
sprechen, gestützt auf das Verständnis, 
dass neben allen anderen Schäden ein 
regionaler Krieg den Kampf für soziale 
Verbesserungen und soziale Gerechtig¬ 
keit in Israel erschweren würde. Regio¬ 
naler Krieg und soziale Gerechtigkeit 
können nicht koexistieren.“ 

Die Erklärung schließt mit der Fest¬ 
stellung: „Kriege können Atomwaffen 
nicht beseitigen. Das kann nur eine 
umfassende Vereinbarung zur Entmi¬ 
litarisierung des gesamten Nahen Os¬ 
tens von atomaren und Massenvernich¬ 
tungswaffen generell.“ In diesem Sinn 
sei auch zu fordern, dass die israelische 
Regierung endlich denVertrag über die 
Nichtweiterverbreitung von Kernwaf¬ 
fen unterzeichnet, dem sich Israel als 
einer von wenigen Staaten der Welt bis¬ 
her nicht angeschlossen hat. 

Seit der israelische Regierungschef 
Anfang August verkündet hatte, Isra¬ 
el werde „notfalls“ einen Militärschlag 
gegen die Atomanlagen des Iran auch 
ohne die Zustimmung der USA und 


vielleicht sogar noch vor den US-Prä- 
sidentenwahlen im November starten, 
ist dieses Thema nicht mehr aus den is¬ 
raelischen Medien verschwunden. 

Es gebe „keinerlei Grund hysterisch zu 
werden“, hieß es aus Regierungskrei¬ 
sen, weil „die innere Front noch nie so 
gut vorbereitet“ war wie jetzt. Israel 
müsse sich auf einen „Krieg von etwa 
30 Tagen“ vorbereiten, doch dank des 
israelischen Luftabwehrsystems seien 
auf israelischer Seite maximal 300-500 
Tote zu befürchten, wurde verlautbart. 
Zu den wichtigsten Stimmen gegen die¬ 
sen Kurs gehört ein am 8. August von 
zahlreichen Intellektuellen, Schriftstel¬ 
lern, Künstlern und Akademikern ver¬ 
öffentlichter Appell an Netanjahu, in 
dem vor allem die Absicht der Regie¬ 
rung attackiert wurde, einen militäri¬ 
schen Angriff auf den Iran auch ohne 
vorher zugesicherte Unterstützung der 
USA zu wagen. „Netanjahus Bemer¬ 
kungen über eine unabhängige isra¬ 
elische Aktion 4 sind eine absichtliche 
Irreführung der Öffentlichkeit“, hieß es 
darin. Es könne Netanjahu „nicht er¬ 
laubt werden, hunderttausende Opfer 
bei israelischen Truppen und Zivilisten 
zu machen“ allein in der Hoffnung, dass 
es ihm gelingen werde, die USA in den 
Krieg hineinzuziehen. Dirk Grobe 


Bankangestellte 
im Streik 

Indiens Bankensektor als Fraß 
für ausländisches Kapital 

Am 22. August sind in Indien aus Pro¬ 
test gegen eine geplante Banken-Re- 
form über eine Million Bank-Ange¬ 
stellte landesweit in einen zweitägi¬ 
gen Streik getreten. Bestreikt wurden 
vor allem die staatlichen Banken, die 
mit insgesamt 87 000 Niederlassungen 
etwa 70 Prozent des Marktes kontrol¬ 
lieren. 

Die von der Regierung vorgeschlage¬ 
ne Reform des Bankensektors sieht vor 
den Banking Regulation Act von 1949 
zu verbessern. Das Limit von Anteilen 
einzelner Aktionäre wird im privaten 
Sektor von bisher 10 auf 26 Prozent ge¬ 
steigert und im Sektor der staatlichen 
Banken von bisher ein auf 10 Prozent. 
Diese Änderung eröffnet Finanzinsti¬ 
tuten und Kapitalfonds mehr Einfluss¬ 
nahme im indischen Banken-Sektor 
und soll Übernahmen vereinfachen. 
Bemerkenswert ist, dass es gelungen ist 
alle neun Gewerkschaften, die in Indi¬ 
en für Angestellte des Banken-Sektors 
zuständig sind, für die Teilnahme an 
dem Streik zu gewinnen. Das unter¬ 
streicht die Bedeutung dieser Aktion. 
Die Gewerkschaften forderten neben 
der Zurücknahme der geplanten Re¬ 
form eine Fünf-Tage-Arbeitswoche so¬ 
wie eine Neuregelung der Pensionen 
und des gesamten Lohnsystems. Des¬ 
weiteren diene der Streik dazu Wider¬ 
stand zu leisten gegen in der Branche 
immer häufigeres Outsourcing von Ar¬ 
beitsplätzen und gegen die Schließung 
von Filialen und den Ausverkauf und 
Zerschlagung ganzer Bankenketten in 
den ländlichen Regionen, so das Uni¬ 
ted Forum of Bank Unions (UFBU). 

„Patriotische Mission“ 

Das UFBU bringt den Sinn der Bank- 
Reform auf den Punkt: „Die Reform 
ist dafür da die nationalen Banken zu 
schwächen und zu sabotieren, und den 
Prozess der langsamen Übernahme 
des indischen Banken-Sektors durch 
ausländische Finanzhaie und Groß¬ 
unternehmen voranzutreiben.“ Sie 
bezeichnet den Streik als eine „große 
patriotische Mission“. „Der indische 
Banken-Sektor wird an multinationale 
Finanzinstitute übergeben“, sagte Vish- 
was Utagi, Vorsitzender der All India 
Bank Employees Association - einer 
der stärksten Gewerkschaften des Ban¬ 
ken-Sektors. 

Das Centre of Indian Trade Unions 
(CITU) - die der CPI(M), der KP In¬ 
diens (Marxisten), nahestehende Ge¬ 
werkschaft - drückte den Bankange¬ 
stellten ihre Solidarität aus und for¬ 
derte die indische Regierung auf die 
Lektion der massiven Streiks zu ler¬ 
nen, die vorerst nur eine Warnung sei¬ 
en, dass die Reform nicht umgesetzt 
werden dürfe. Die ganze Bewegung 
der Bankangestellten sei entschlossen 
ihren Kampf gegen solche „rückstän¬ 
digen“ Maßnahmen fortzusetzen und 
den indischen Banken-Sektor, sowie 
die nationale Wirtschaft zu verteidigen. 
Ob die Banken-Reform wie geplant 
umgesetzt werden wird und - wenn ja - 
wie der weitere Widerstand dagegen 
aussehen wird, bleibt abzuwarten. Fest 
steht, dass schon die zwei Tage Streik 
den Wirtschaftsmagnaten deutlich ge¬ 
gen den Strich gingen. So äußerte Sha- 
shi Sharme, Chef-Manager der staatli¬ 
chen Punjab National Bank (PNBK. 
NS) seinen Unmut darüber. Es leiden 
ja schließlich alle Seiten darunter. „Der 
Öffentlichkeit ist es unbequem und au¬ 
ßerdem verlieren wir unsere Tageskun¬ 
den.“ 

Die bürgerliche Presse verwies noch 
darauf, wie stark doch mit dem Streik 
der indischen Wirtschaft geschadet 
werde. Besonders die Kapital- und 
Geldmärkte litten unter dem Streik - 
der indische nationale Aktien-Index 
schloss nach dem ersten Tag des Streiks 
bei 5412.85 Punkten - um 8,15 Punkte 
bzw. 0,15 Prozent reduziert. Wie stark 
dem indischen Volk durch den Aus¬ 
verkauf des indischen Banken-Sektors 
an ausländische Finanzhaie geschadet 
werde, darüber bewahren sie selbstver¬ 
ständlich Stillschweigen. MHad 
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Kolumne von Bettina Jürgensen 


Demokratie in 
(Bundes-)Wehrhaft?! 


Es gibt viele geschichtliche Daten, de¬ 
nen eine besondere Rolle in der Ge¬ 
genwart und Zukunft zukommt. Der 
1. September erfährt als Antikriegs¬ 
tag spätestens mit dem Aufbau der 
Bundeswehr in den 50er Jahren stän¬ 
dig aktualisierte Brisanz. Notwendi¬ 
ge Demonstrationen gegen Militari¬ 
sierung und Krieg, die Ostermärsche, 
Aktionen gegen die Notstandsgeset¬ 
ze Ende der 60er Jahre, aber auch der 
Einsatz der Bundeswehr in anderen 
Ländern, der klare Verstoß gegen 
das Grundgesetz durch die Beteili¬ 
gung an dem Krieg gegen Jugoslawi¬ 
en, der Einsatz deutscher Soldaten in 
Afghanistan belegen: die Geschich¬ 
te der BRD ist keine friedliche und 
schon gar keine friedensstiftende, wie 
uns so manche Politiker und Medien 
im Interesse der Regierungen weis¬ 
machen wollen. 

Und jetzt sollen Soldaten auch im 
Inneren dieser Republik eingreifen 
dürfen! Noch, so wird gesagt, gibt es 
Regeln, nach denen dies nicht gegen 
Demonstrantlnnen geschehen soll. 
Doch wie klein ist dieser Schritt, was 
muss passieren, damit auch dafür 
ein Grund vorgeschoben wird? Der 
Bundespräsident Gauck spricht am 
20. Jahrestag des Pogroms in Ros- 
tock-Lichtenhagen - wieder einmal - 
davon, dass die Demokratie wehrhaft 
sein muss. Mir drängt sich die Frage 
auf: statt bisheriger Polizeihaft gilt 
jetzt die (Bundes-)Wehrhaft? Natür¬ 
lich, Herr Gauck, daran dachten Sie 
nicht. Obwohl dies nahe liegt, wenn 
wir uns die Kriminalisierung von Wi¬ 
derstand aller Art gegen Regierung 
und Kapitalvertretung ansehen. In 
Dortmund wird einerseits eine Groß¬ 
razzia gegen Faschisten durchgeführt, 
zeitgleich aber das gegen den geplan¬ 
ten Aufmarsch der Nazis am 1. Sep¬ 
tember angemeldete Antifa-Camp 
verboten. Antifaschistische Aktio¬ 
nen, Aktionen gegen Rechtsentwick¬ 
lung und Antikriegstag liegen nahe 
beieinander. 

Wir müssen diesen Zusammenhang, 
gerade unter dem sogenannten Kri¬ 
senmanagement der Regierung und 
dem damit einhergehenden Demo¬ 
kratieabbau, deutlicher hervorhe¬ 


ben. Und wenn endlich „in Kiel nach 
99 Jahren das Zeitalter der Marine¬ 
fliegerei“ (Kieler Nachrichten) en¬ 
det, und die Stadtpräsidentin (SPD) 



von Kiel erklärt: „Das Geräusch der 
Hubschrauber über Kiel wird mir 
fehlen“, möchte ich fragen: „Wo le¬ 
ben Sie denn? Haben Sie noch nie 
etwas von den Ängsten der Men¬ 
schen in Kriegsgebieten gehört, über 
denen die Militärflieger kreisen und 
den Tod bringen? Haben Sie nie von 
Demonstrationen, wie vor Jahren ge¬ 
gen das AKW-Brokdorf, gehört, die 
vom Hubschrauber mit Tränengas be¬ 
worfen werden?“ Beides wird heute 
durch Bundeswehreinsätze möglich 
und die Marineflieger, nebenbei, ge¬ 
hören leider nicht endgültig der Ver¬ 
gangenheit an. 

Bundeswehr im Inneren sowie Ein¬ 
sätze außerhalb der Grenzen der 
BRD: es sind die zwei Seiten ein und 
derselben Medaille. Nehmen wir den 
Antikriegstag nicht nur als Mahntag, 
sondern nutzen wir ihn, um gegen 
die Kriegspolitik heute aktiv zu sein. 
Den Kriegserklärungen gegen an¬ 
dere Länder aus Profitinteresse und 
Weltmachtansprüchen, den Kriegser¬ 
klärungen gegen die eigene Bevölke¬ 
rung, um das kapitalistische System 
zu sichern, müssen wir unseren Wi¬ 
derstand entgegensetzen. Damit es 
nicht nur eine Losung bleibt: Nie wie¬ 
der Faschismus! Nie wieder Krieg! 

(Bettina Jürgensen ist Vorsitzende der 
DKP) 


Zum Urteil gegen 
Anders Breivik 


Nachdem er 77, zumeist junge, so¬ 
zialdemokratische Norwegerinnen 
und Norweger ermordet hatte, mel¬ 
dete der Mörder sich per Handy bei 
der Polizei mit den Worten: „Brei¬ 
vik. Kommandant. Organisiert in der 
antikommunistischen Widerstands¬ 
bewegung gegen die Islamisierung. 
Operation durchgeführt und will sich 
Delta ergeben.“ 

Der Ausländer-, Marxisten- und 
Kommunistenhasser Breivik blieb 
sich und seiner „historischen Mis¬ 
sion“ auch in den letzten Minuten 
des Strafprozesses treu. Zufrieden 
lächelnd nahm er das Urteil gegen 
sich zur Kenntnis: „Sicherungsver¬ 
wahrung mit einem Strafrahmen von 
21 Jahren.“ 

Praktisch ist das nach norwegischem 
Recht ein „Lebenslänglich“. Die Haft 
kann immer wieder verlängert wer¬ 
den. Doch er hatte erreicht, was er 
wollte. Er wurde nichts als psychisch 
krank, sondern als voll zurechnungs¬ 
fähig erklärt. Und als ob er der gan¬ 
zen Welt noch einmal bestätigen 
wollte, dass seine „Mission“ nicht mit 
dem Urteil beendet sei, hub er zu ei¬ 
nem Schlusswort an mit dem Satz: 
„Ich möchte mich bei allen militan¬ 


ten Nationalisten dafür entschuldi¬ 
gen, dass ich nicht fähig war mehr zu 
exekutieren.“ Da schaltet die Richte¬ 
rin den Strom aus. Aber das Unerhör¬ 
te war noch einmal gesagt. 

Doch ein Beweis für seinen „Wahn¬ 
sinn“? Mitnichten. Hier sprach nicht 
einfach ein „Einzelgänger“ und „Ein¬ 
zeltäter“ - wie immer wieder völlig 
verharmlosend betont wird. Hier 
sprach ein FASCHIST. 

Es sei erinnert an den Reichsfüh¬ 
rer SS, Heinrich Himmler, und sei¬ 
ne Rede auf einer SS-Gruppenfüh- 
rertagung: „Ob die anderen Völker 
in Wohlstand leben oder ob sie ver¬ 
recken vor Hunger, das interessiert 
mich nur soweit, als wir sie als Skla¬ 
ven für unsere Kultur brauchen ... 
Ob bei dem Bau eines Panzergrabens 
10 000 russische Weiber an Entkräf¬ 
tung Umfallen oder nicht, interessiert 
mich nur insoweit, als der Panzergra¬ 
ben für Deutschland fertig wird.“ 
Massenmord an Juden, Marxisten, 
Kommunisten, „Kulturbolschewis¬ 
ten“ und „Andersartigen“, das gehört 
zur Normalität des Faschismus. Brei¬ 
vik ist kein „Psychopath“; er ist ein 
normaler Faschist. 

Hans-Peter Brenner 
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Ihr Handy bleibt immer auf Empfang, 
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Das Leben hinter den Schlagzeilen 

Interview mit Karin Leukefeld • Fortsetzung von Seite 7 


So sagte mir beispielsweise eine sehr 
engagierte Gesprächspartnerin und 
Regierungsgegnerin, sie habe mit we¬ 
nigen Freunden 50 000 Flüchtlingsfa¬ 
milien aus Horns untergebracht und 
versorgt. Pro Familie rechnet man bis 
zu zehn Personen, so viele Menschen 
zu versorgen ist für eine kleine Gruppe 
von Aktivisten nicht möglich. 

Eine Flüchtlingsfrau aus Horns sag¬ 
te mir, allein in Horns gebe es 20 000 
Tote, sie könne mir den Namen jedes 
Einzelnen sagen. Auch das ist nicht 
glaubwürdig. 

„Aktivisten“ sind zudem häufig nicht 
da, wo sie behaupten zu sein. Salim 
Qabbani, ein junger Mann, der über 
Ereignisse in Horns u. a. für Al Jazee- 
ra, BBC und CNN berichtete, hielt sich 
tatsächlich in Tripoli, im Nordlibanon 
auf, nicht in Horns. Er hat das selber 
bei einem Interview im syrischen Fern¬ 
sehen eingestanden. Andererseits muss 
ich sagen, dass mir ein Gespräch mit 
Qabbani, das ich beantragt hatte, nicht 
ermöglicht wurde, aus Sicherheitsgrün¬ 
den. Ich konnte mir also kein persönli¬ 
ches Bild von ihm machen. 

In dem Zusammenhang möchte ich auf 
die Aussage eines Aktivisten des „Sy¬ 
rischen Nationalrates“ in Berlin hin- 
weisen. In einem Interview mit „Zeit 
Online“ (21.1.2012) sagte ein Farhad 
Ahma, er und seine Freunde hätten 
„über 180 000 Videofilme (...) aus Sy¬ 
rien angesammelt, dazu unzählige Fo- 
to-Blogs. Viele Syrer inszenieren ihre 
Auftritte regelrecht für ein globales Pu¬ 
blikum, halten immer wieder Plakate 
mit englischen Slogans in die Kameras“, 
heißt es in dem Artikel. 

Die Proteste werden also „inszeniert“. 
Wie in weniger als 365 Tagen mehr als 
180 000 Videofilme zustande gekom¬ 
men sein sollen, müsste mal recher¬ 
chiert werden. Ich sage nicht, dass es 
keine Proteste in Syrien gibt, aber die 
genuinen Proteste der Syrer tragen eine 
andere Handschrift. 

Frage: Eine der am meisten zitierten 
Quellen ist der Direktor der Syrischen 
Beobachtungsstelle für Menschenrech¬ 
te, Rami Abdul Rahman. Wer ist das? 
Karin Leukefeld: Am 12. Juli erschien 
im britischen „Guardian“ ein interes¬ 
santer Text über die „Sprecher der Syri¬ 
schen Opposition“. Darin heißt es über 
Herrn Rahman, dass er im britischen 
Coventry lebt und mit seiner Frau ein 
Bekleidungsgeschäft führt. Er erhält 
seine Informationen telefonisch und 
gibt sie telefonisch weiter - an Agentu¬ 
ren, Fernsehsender usw. Herr Rahman 
ist also ein Telefonaktivist. Nicht, dass 
er nicht ehrlich ist, aber belastbare Re¬ 
cherche von Ereignissen in einem Kri¬ 
sengebiet kann man nicht telefonisch 
bekommen. Die UNO-Beobachter hal¬ 
te ich für die einzige zuverlässige Insti¬ 
tution in Syrien, die eine glaubwürdige 
Recherche durchführt, oder besser ge¬ 
sagt, durchgeführt hat. 


Frage: Sie haben sich mit Vertretern der 
syrischen Opposition getroffen. Wie war 
das möglich? Glaubt man den hiesigen 
Medien, werden diese Leute verfolgt 
und unterdrückt ... 

Karin Leukefeld: Viele meiner Ge¬ 
sprächspartner haben jahrelang im Ge¬ 
fängnis gesessen, andere haben früher 
in Regierungsstellen gearbeitet, auch 
da waren sie schon Opposition. Wieder 
andere sind von der Baath-Partei und 
natürlich gibt es viele unorganisierte 
Menschen mit oppositionellen Ansich¬ 
ten. Es gibt zwei Minister in der Regie¬ 
rung, Kadri Dschamil und Ali Haidar, 
die der Opposition angehören, einer 
„gezähmten Opposition“, wie manche 
Leute sie nennen. Wir trafen uns privat, 
in Cafes und Büros. 

Das politische Klima in Syrien hat sich 
seit Anfang 2011 enorm verändert, auch 
in vielen Medien wird anders, kritisch 
berichtet. Einige Leute haben gesagt, 
dass sie heute zwar noch immer vor den 
Sicherheitskräften, dem Geheimdienst, 
auf der Hut sein müssten, andererseits 
auch vor denjenigen Oppositionellen, 
die eine ausländische Intervention 
wollen und vom Ausland bezahlt wer¬ 
den. Einige Oppositionelle werden von 
diesen Auslandsoppositionellen direkt 
bedroht. Die ermuntern Demonstrie¬ 
rende sogar, Transparente gegen inner¬ 
syrische Oppositionelle zu tragen und 
sie mit Parolen zu beschimpfen und zu 
bedrohen. Es gibt Oppositionelle, die 
unter ungeklärten Umständen ums Le¬ 
ben gekommen sind. 

Frage: Worin sehen Sie die größten Ge¬ 
fahren des syrischen Krieges? Ist es ein 
Bürgerkrieg? Welche Konsequenzen hat 
er für die für die Situation der Nach¬ 
barländer? 

Karin Leukefeld: Ich spreche nicht 
von einem „Bürgerkrieg“ in Syrien. 
Hier kämpft nicht jeder gegen jeden, 
sondern es kämpfen bewaffnete Syrer, 
ausländische Söldner und Gotteskrie¬ 
ger gegen die syrische Armee, Polizei 
und Sicherheitskräfte. Wenn es keine 
Lösung gibt, wenn die Waffen nicht 
schweigen, wird es allerdings vermut¬ 
lich einen konfessionellen Krieg geben. 
Seit Monaten werden die Menschen 
zum Beispiel über einschlägige Fern¬ 
sehsender von radikalen Predigern auf¬ 
gehetzt, gegen Alewiten, Schiiten und 
Christen zu kämpfen. „Das sunnitische 
Blut ist eins“, heißt es im Logo eines 
solchen Senders. Die werden aus Katar 
und Saudi-Arabien ausgestrahlt. West¬ 
liche Medienberichterstattung geht 
immer mehr in die gleiche Richtung. 
„Der Spiegel“ schrieb kürzlich von ei¬ 
nem „Krieg der Konfessionen in Syri¬ 
en“. Das ist nicht nur falsch, sondern 
hochgefährlich. 

Frage: Welches Ziel haben die politi¬ 
schen Führer der USA und der EU bei 
ihrer Unterstützung der bewaffneten As - 
sad-Gegner? Wie schätzen Sie die Rolle 
der Golfmonarchien ein, insbesondere 
die aktive Unterstützung aus Saudi- 


Arabien und Katar für die bewaffneten 
Assad-Gegner? 

Karin Leukefeld: Die bewaffneten Auf¬ 
ständischen werden von den USA und 
der EU, den „Freunden Syriens“, aber 
auch von Israel, der Türkei, Saudi-Ara¬ 
bien und Katar unterstützt. Diese Un¬ 
terstützung geschieht ganz offen, unter 
Missachtung des Völkerrechts. 
Saudi-Arabien und Katar wollen die 
Achse Hisbollah-Damaskus-Teheran 
brechen, dahinter steckt das Interesse 
sunnitisch-wahabitischer Machtblöcke, 
also vor allem der Golfmonarchien, ge¬ 
gen den schiitischen Gottesstaat Iran, 
die nationale libanesische Organisati¬ 
on der Hisbollah und die säkular-natio¬ 
nale panarabische Politik, wie sie das 
syrische Regime seit 40 Jahren betreibt. 
Katar unterstützt - wie die Türkei - die 
in Syrien verbotene Muslim-Bruder¬ 
schaft, Saudi-Arabien unterstützt die 
Salafisten. Israel will Syrien schwächen 
oder brechen, um den iranischen Ein¬ 
fluss und die palästinensischen Organi¬ 
sationen zu schwächen. 

Die EU hat keine einheitliche Politik. 
Frankreich betrachtet Syrien noch im¬ 
mer aus der Sicht der alten Kolonial¬ 
macht, wie auch den Libanon. Groß¬ 
britannien und Deutschland machen, 
was die USA wollen, die wiederum im 
Fall Syriens das wollen, was Israel will. 
Hinzu kommen wirtschaftliche Inter¬ 
essen. Der Westen will die Kontrolle 
über die ressourcenreiche Region: Öl, 
Gas, Wasser. 

So ist beispielsweise der Bau einer 
Ölpipeline vom Golf quer über die 
arabische Halbinsel in die Türkei und 
nach Europa geplant - um sich von rus¬ 
sischen Öl- und Gaslieferungen unab¬ 
hängiger zu machen. 

Wichtig ist aber zu betonen, dass so¬ 
wohl die USA als auch die EU wegen 
ihrer Wirtschaftskrisen vom Geld der 
Golfmonarchien abhängig sind. Ka¬ 
tar ist in Europa der größte Investor, 
vor allem in Frankreich, Großbritanni¬ 
en und Deutschland, und wohl auch in 
Luxemburg. Saudi-Arabien hat - das 
erfuhr ich im Gespräch mit einem aus¬ 
ländischen Analysten in Damaskus - 
der NATO angeboten, einen Angriff 
auf Syrien zu bezahlen! 

Frage: Wie geht es Ihren Freunden in Sy¬ 
rien? Werden Sie die Kontakte aufrecht¬ 
erhalten können? 

Karin Leukefeld: Wir sind telefonisch 
und per E-Mail in Verbindung. Ich wer¬ 
de bald wieder nach Syrien zurückrei¬ 
sen und hoffe, dass alle Freunde und 
Bekannten und ihre Familien gesund 
und sicher bleiben. Und dass geschieht, 
was sie sich wünschen: dass Frieden in 
ihr Land zurückkehrt, damit sie die 
Veränderungen umsetzen und erleben 
können, die sie sich so sehr wünschen. 

Das Interview führte Uli Brockmeyer 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Die Bilder auf dieser Seite geben nur ungenügend die Schrecken und Verbrechen des Krieges wieder - 
weder die Zerstörungen noch die unzähligen Toten. Das imperialistische Deutschland hat zwei Mal 
im 20. Jahrhundert andere Völker überfallen und großes Leid über die Menschen gebracht. 1999 war 
man im Krieg gegen Restjugoslawien wieder aktiv mit dabei. Heute sind Bundeswehrtruppen in vielen 
Regionen der Welt im Einsatz - im Kosovo , am Horn von Afrika , in Afghanistan - wenn es um glo¬ 
balstrategische Vorteile und den Zugriff auf Ressourcen im Interesse des großen Kapitals ; um deren 
Profite geht. 

An der Aggression gegen Libyen nicht unmittelbar beteiligt , will das deutsche Kapital dieses Mal an 
vorderster Front dabei sein , wenn in Syrien die Beute verteilt wird. Inzwischen wird die Rüstung hoch¬ 
gefahren und steigen die deutschen Waffenexporte. 


Geld genug für Rüstung und 
weltweite Kriegseinsätze 

Im Sommer 2010 war in den bür¬ 
gerlichen Medien von „Abrüstung“ 
bei der Bundeswehr, vom Sparen 
bei der Rüstung zu lesen. 

Das Bundeskabinett hatte be¬ 
schlossen, dass auch der Militär- 
haushalt an der Sparoperation bis 
zum Jahr 2014 beteiligt sein sollte. 
Von geplanten 81,6 Mrd. Euro soll¬ 
te der Rüstungsetat 8,3 Mrd. brin¬ 
gen. Wer seine Sinne beisammen 
hatte und die Grundrechenarten 
beherrschte, wusste schon damals, 
dass hier gelogen und getrickst 
wird. So gab es dreistellige Millio- 
nenbeträge aus „Konjunkturpake¬ 
ten“ der Bundesregierung für Waf¬ 
fen und zusätzlich einige Möglich¬ 
keiten, Rüstungskosten in anderen 
Haushaltstiteln zu verstecken. 
Ende Juni 2012 wurde nun die ak¬ 
tuelle Haushaltsplanung präsen¬ 
tiert. Nirgendwo ist in den Kapital- 
Medien jetzt von „Aufrüstung“ zu 
lesen. Trotzdem wird sich der Rüs¬ 
tungshaushalt von 31,7 Mrd. Euro 
im Jahr 2012 auf 33,3 Mrd. im Jahr 
2013 erhöhen. Zusätzlich sollen bis 
zu einer Milliarde Euro Personal¬ 
kosten pro Jahr in den allgemeinen 
Haushalt umgebucht werden. 

Das zusätzliche Geld wird die Mi¬ 
litärs freuen. Zuletzt hatte der 
„Verteidigungsminister in Inter¬ 
views getönt, dass es nun keine Ta¬ 


bus mehr für weltweite Kriegsein¬ 
sätze der Bundeswehr geben werde, 
sofern sie den „wohlverstandenen 
Interessen“ Deutschlands dienen. 
Sprich: den Interessen von Kapital 
und Kabinett. 

Bundesregierung fördert 
Waffendealer 

Mit der Umsetzung des EU-Vertei¬ 
digungspaketes (Defence Package) 
soll den Waffenhändlern aus der 
Europäischen Union und insbe¬ 
sondere aus Deutschland weiterer 
Auftrieb verschafft werden. 
Innerhalb der EU sollen mit der 
Richtlinie nationale Vorschriften 
auf niedrigstem Niveau harmoni¬ 
siert, also Waffengeschäfte geför¬ 
dert werden. Die deutsche Rüs¬ 
tungsindustrie verspricht sich da¬ 
von weitere glänzende Profite in 
den Krisenregionen der Welt. 

Die deutschen Waffendealer konn¬ 
ten ja bereits in den letzten Jahren 
den dritten Rang der größten Waf¬ 
fenexporteure der Welt erringen. 
Im Zeitraum 2007 bis 2011 stiegen 
nach SIPRI-Angaben die deut¬ 
schen Waffenexporte um 37 Pro¬ 
zent gegenüber dem Vergleichszeit¬ 
raum 2002-2006. Aber: „Der dritte 
Platz ist eine Schande“, titelte die 
„Berliner Zeitung“ am 20. März 
des Jahres. 


Besonders Länder wie Saudi- 
Arabien, Bahrain, die Vereinigten 
Arabischen Emirate, Jemen und 
Ägypten dürfen sich über deutsche 
Waffen freuen. Die Geschäftsinte¬ 
ressen der Rüstungskonzerne und 
die geostrategischen Interessen 
der Bundesregierung sind hier de¬ 
ckungsgleich. Der Nahe Osten und 
Nordafrika (Beispiel Algerien) he¬ 
gen im Fokus dieser Interessen. 
Inzwischen gelten auch Waffenlie¬ 
ferungen für reaktionäre arabische 
Regimes und die vorbehaltlose 
Unterstützung der jeweils aktuel¬ 
len israelischen Politik nicht mehr 
als Widerspruch. Während Saudi- 
Arabien die modernsten deutschen 
Leopard-Kampfpanzer bekom¬ 
men soll, baut die deutsche Werf- 
ten-Industrie die U-Boote Num¬ 
mer 4 und 5 für die israelische Ma¬ 
rine. Aus den Torpedorohren dieser 
Boote der Dolphin-Klasse können 
atomare Marschflugkörper ver¬ 
schossen werden. Ein Drittel der 
Kosten trägt der deutsche Steuer¬ 
zahler. Bis 2015 soll ein sechstes 
Boot dieses Typs geliefert werden. 
Für die Bundesregierung gilt: Nie 
mehr Krieg ohne Profit für deut¬ 
sche Waffenschmieden! 

(Aus: „antikriegs-info der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei “ 
September 2012) 


Das Wichtigste zum Antikriegstag 



Bild oben rechts: Bombereinsatz in Afghanistan. 

Bilder links (von oben nach unten): 

• Im Sommer 1914: Bauern auf der Flucht 

• „Landespolizisten“ und Grenzbeamte stellen den Abriss des 
polnischen Schlagbaums an der Grenze zur Freien Stadt 
Danzig nach. Bei Sopot, am 1. September 1939 

• 2. Februar 1943dm Zentrum des befreiten Stalingrads. 

• 1944: Die Angehörigen beweinen ihre im Warschauer 
Aufstand umgekommenen Freunde und Verwandten. 


Und was das Wichtigste ist: Es darf keine 
Militärintervention von außen geben. Sie 
würde die Region in ein großflächiges 
Schlachtfeld verwandeln mit unabsehbaren 
Folgen für die Menschen und Staaten. Schon 
das Politiker-Gerede über die Opportunität 
einer Militärintervention ist mit dem 
Völkerrecht unvereinbar: Nach Artikel 2 der UN- 
Charta ist jede Androhung oder Anwendung 
von Gewalt in den zwischenstaatlichen 
Beziehungen strikt verboten. 


Zur Situation in Syrien: Aus der Erklärung des 
Bundesausschusses Friedensratschlag zum 
Antikriegstag 2012 


• 21. April 1999: Die Nato bombardiert Belgrad. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Wo, bitte, 


F rühere Professoren und Dozenten der Partei¬ 
hochschule „Karl Marx“ der SED haben in 
einem Buch ihre „Gedanken zur zukünftigen 
gesellschaftlichen Entwicklung“ (GNN, Schkeu¬ 
ditz, 2012) niedergeschrieben. Der Ökonom Heinz 
Wachowitz hat es herausgegeben. 

In seiner Streitschrift setzt sich Robert Steiger¬ 
wald mit einigen Inhalten dieses Buches aus¬ 
einander, kritisiert dabei - völlig berechtigt - vor 
allem das in diesem Band favorisierte „Transfor¬ 
mationskonzept“. - Es gab in diesem Zusammen¬ 
hang einen sehr aufschlussreichen Briefwechsel 
zwischen Robert Steigerwald und dem inzwischen 
leider verstorbenen Heinz Wachowitz. 
„Transformation“ ist in Teilen der Linken seit Län¬ 
gerem „das“ Zauberwort. Damit sollen grundle¬ 
gende gesellschaftliche Veränderungsprozesse be¬ 
schrieben werden. Ein „Zauberwort“, das in den 
Band „Gedanken zur zukünftigen gesellschaftli¬ 
chen Entwicklung“ unter anderem mit der Be¬ 
gründung eingeführt wurde, man müsse sich frei 
machen von „feststehenden Formeln“. 
„Transformation“ ist jedoch - und das ist eben 
das Dilemma - ein sehr schwammiger Begriff, 
mit dem man sich sehr schnell von der marxis¬ 
tischen Revolutionstheorie verabschieden kann. 
Darauf macht Robert Steigerwald aufmerksam. 
Der heutige Transformationsbegriff ist - bezogen 
auf die Gesellschaft - reformistisch oder revolu¬ 
tionär ausdeutbar. Er stammt aus Mathematik, 
Physik, beschreibt ursprünglich nur die Verände¬ 
rung einer Gestalt, Form oder Struktur, eben nicht 
aber Entwicklungsprozesse, die Entstehung höhe¬ 
rer Qualitäten. Er ist - auch deshalb - ungeeignet, 
aus marxistischer Sicht Entwicklungsprozesse in 
Natur, Gesellschaft und Denken, vor allem aber 
revolutionäre gesellschaftliche Umbrüche zu er¬ 
fassen. 

Der Revolutionsbegriff, ursprünglich auch aus der 
Naturwissenschaft stammend, orientiert dagegen 
auch noch heute auf die grundlegende Verände¬ 
rung der bestehenden gesellschaftlichen Verhält¬ 
nisse und lässt sich gerade nicht auf eine „fest¬ 


geht hier ein Weg zum Sozialismus? 

Eine Streitschrift von Robert Steigerwald 


stehende Formel“ reduzieren. Der leider viel zu 
früh verstorbene marxistische Revolutionsfor¬ 
scher Manfred Kossok machte in „In Tyrannos. 
Revolutionen der Weltgeschichte“ (Leipzig 1989) 
darauf aufmerksam, dass der Revolutionsbegriff 
im 17. Jahrhundert noch in dem Sinne verstanden 
wurde, die Ereignisse auf ihren Ausgangspunkt 
zurückzuführen („In Tyrannos ...“ S. 7). Erst in 
der Aufklärung wurde im 18. Jahrhundert der Re- 
volutions- mit dem Fortschrittsbegriff verbunden. 
Die Ereignisse von 1789 brachten, so Kossok, eine 
„kopernikanische Wende“. „Revolution“ bedeute¬ 
te nun nicht mehr die Rückkehr zu Gewesenem, 
sondern Fortschreiten zu einer neuen, höheren 
Stufe menschlicher Existenz. Revolutionen wur¬ 
den als Staat und Gesellschaft völlig umwälzende 
Prozesse begriffen. Sie wurden zudem verstanden 
als ein „Massenphänomen“, weil die Volksmassen 
in Bewegung gerieten. (S. 8) Revolutionen ver¬ 
laufen zudem nie nach einem einzigen „Muster“. 
Also warum reden manche Linke heute trotzdem 
von Transformation statt von Revolution? Ist das 
nur ein Modewort, oder hat das etwas damit zu 
tun, dass hier Stränge zum Marxismus gekappt 
werden? 

Steigerwald verteidigt in seiner Streitschrift den 
Inhalt des marxistischen Revolutionskonzeptes. 
Wer dieses jedoch - auch in unseren Reihen - da¬ 
rauf reduziert, Revolutionen nur als kurzfristige 
Ereignisse - wie den Sturm auf das Winterpalais in 
Petrograd im Oktober 1917 oder die Erstürmung 
der Bastille 1789 - zu betrachten, hat nichts vom 
Marxismus und der dialektisch-materialistischen 
Entwicklungstheorie begriffen. Revolutionen sind 
keine Augenblickserscheinungen, sondern haben 
eine lange Vorgeschichte, wurden und werden 
auch „geistig“ vorbereitet. Mit dem Sturm auf die 
Bastille oder das Winterpalais waren die großen 
Revolutionen auch lange noch nicht beendet. Alle 
Verhältnisse mussten umgewälzt werden ... 

Wer andererseits die Positionen der Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten nun wieder auf ein sol¬ 


ches „Revolutionsverständnis“, auf „Putschismus“, 
reduzieren will, will sie diskreditieren. 
Problematisch sieht Robert Steigerwald also im 
Zusammenhang mit der marxistischen Revolu¬ 
tionsauffassung nicht nur das Transformations¬ 
konzept, sondern auch jene „linken“ Positionen 
in der kommunistischen Bewegung, die die mar¬ 
xistische Entwicklungs- und die Revolutionstheo¬ 
rie unzulässig verkürzen. Zur Revolutionstheorie 
gehört zudem das marxistische Verständnis des 
Verhältnisses von Reform und Revolution, gehört 
zugleich auch, die Frage nach den möglichen his¬ 
torischen Formen von „Übergängen“ zu stellen. 
„Die Suche nach Übergangsformen vom Kapita¬ 
lismus zum Sozialismus, nach Zugängen, die den 
Menschen begreifbar machen, dass sie weiterge¬ 
hen müssen und uns allen gemeinsam Wege zei¬ 
gen, wie wir weitergehen können hin zu einer hu¬ 
manen Gesellschaft - diese Suche wird nach der 
Niederlage des Sozialismus schwerer, aber sie wird 
mit Sicherheit nicht weniger notwendig.“ („25 Jah¬ 
re DKP - eine Geschichte ohne Ende, Essen 1993, 
S. 12) 

Robert Steigerwald verweist in der Streitschrift 
in diesem Zusammenhang sehr kritisch auf ein 
Interview mit einem Verantwortlichen der KKE. 
Aber diese Debatte haben wir auch in der DKP. 
Beispielsweise, wenn jüngere Genossen die poli¬ 
tische Orientierung der DKP auf eine antimono¬ 
polistische Demokratie bzw. antimonopolistische 
Übergänge auf dem Weg zum Sozialismus (siehe 
Parteiprogramm der DKP) als falsch ansehen und 
behaupten, die Theorie der antimonopolistischen 
Demokratie als „Zwischenstufe zwischen staats¬ 
monopolistischem Kapitalismus und Sozialismus“ 
stehe „in direktem Widerspruch zu Lenin“, (vgl. 
dazu auch den Beitrag von Willi Gerns und Ro¬ 
bert Steigerwald, die sich mit derartigen Behaup¬ 
tungen auseinandersetzten, in der UZ vom 29. Juli 
2011, S. 15) 

★ 


Leider fehlen in der Streitschrift Robert Stei¬ 
gerwalds „Wo, bitte, geht hier ein Weg zum 
Sozialismus?“an einigen Stellen die Hinweise auf 
die Quellen. Verweise auf die Position von Genos¬ 
sen der DKP kommen recht unvermittelt. Einige 
Protagonisten werden mit Namen genannt, ande¬ 
re bleiben anonym. Für manche Leserinnen und 
Leser werden auch deshalb die heutigen internen 
Auseinandersetzungen in der DKP und die Streit¬ 
punkte in der internationalen kommunistischen 
Bewegung gewiss nicht nachvollziehbarer. 

Nina Hager 


Robert Steigerwald, Wo, bitte, geht hier ein Weg 
zum Sozialismus? Über „Transformation“, Ent¬ 
wicklungssprünge und Revolutionen mit notwen¬ 
digem Anlauf. Eine Streitschrift, Masch-Skript, Es¬ 
sen 2012,42 Seiten, 3 Euro. 



„Kapitalismus in der Krise“ 

Hamburger Veranstaltungsreihe September - November 2012 



geprägt ha¬ 
ben. Es kön¬ 
nen aber auch 
fortschrittli¬ 
che, emanzipa 
torische Verände¬ 
rungen sein, die das 
Ende des Kapitalismus 
einläuten.“ 

Zum Ziel der Reihe schrei¬ 
ben sie: 

„Wer in einer solchen Situation im Interesse der 
Lohnabhängigen handeln will, muss den Charak¬ 
ter der Krise, die Zusammenhänge zwischen ih¬ 
ren verschiedenen Erscheinungsformen und die 
möglichen Folgen verstehen. Dazu soll die Ver¬ 
anstaltungsreihe einen Beitrag leisten.Wir wollen 
möglichst viele Aspekte des Themas gemeinsam 
diskutieren und klären. Fortbestehende Unklar¬ 
heiten und Meinungsverschiedenheiten sollen 
schonungslos offengelegt werden, damit wir ge¬ 
meinsam einer Lösung näherkommen.“ 

Es geht los mit der gemeinsamen Auftaktveran¬ 
staltung am 6. September mit Winfried Wolf unter 
dem Titel „Kapitalismus in der Krise - Plädoyer 
für eine Revolte“. Zum Programm gehören zwei 
Veranstaltungen über den Zusammenhang von 
Krise, Aufrüstung und Krieg mit Karin Leukefeld 
und Tobias Pflüger; eine gewerkschaftspolitische 


Rahmen eines Sym¬ 
posiums der Marx 
Engels Stiftung auch 
Lucas Zeise, Andreas 
Wehr und Beate Lan¬ 
defeld sprechen zur öko¬ 
nomischen Beurteilung der 
Krisenprozesse. Dabei zeich¬ 
net sich ab, dass die unterschiedli¬ 
che Einschätzung der Referentlnnen 
zur Rolle und Bedeutung des Finanzsektors 
im Mittelpunkt der Diskussionen stehen werden. 
Während Guenther Sandleben, der auf der Ver¬ 
anstaltung der DKP sprechen wird, dem Finanz¬ 
sektor gegenüber der Krise der Warenproduktion 
grundsätzlich und aktuell nur eine untergeordne¬ 
te Rolle zumisst, stimmen Lukas Zeise und Tho- 
masz Konicz darin überein, dass der Finanzsektor 
in den letzten 30 Jahren das dynamischste Ele¬ 
ment des Kapitalismus war und die Krise der Wa¬ 
renproduktion zeitweilig überlagert hat. Da hört 
dann aber die Gemeinsamkeit auf. Lucas Zeise 
hält einen Ausweg aus der Krise durch eine Zu- 
rückdrängung des Finanzsektors für möglich und 
nötig. Dem gegenüber meint Konicz, dass der Ka¬ 
pitalismus nicht mehr ohne die gigantische Auf¬ 
blähung des Finanzsektors leben kann, aber mit 
ihr auch nicht. Die Organisatoren hoffen auf eine 
erhellende Diskussion dieser strategisch wichti¬ 


katastrophale 
sein, wie sie 
das Jahrzehnt 
nach 1929 


Strategie im Kampf 
diskutieren. Guen¬ 
ther Sandleben, Tho- 
masz Konicz und im 


In Hamburg führt auf Einladung der MAS CH ein 
beachtliches Spektrum linker Organisationen* ge¬ 
meinsam die Veranstaltungsreihe „Kapitalismus 
in der Krise“ durch. Als gemeinsame Einschätzung 
formulieren sie: 


„Die weltweite Wirtschaftskrise, die sich in im¬ 
mer neuen Erscheinungsformen fortfrisst, geht ins 
fünfte Jahr. Wenn nicht alles täuscht, sind Dauer, 
Schwere und Ausweglosigkeit mit der 
großen Weltwirtschaftskrise 
von 1929 vergleichbar. Ein 
Crash dieser Dimension 


muss weltweit dra¬ 


matische politische 
Veränderungen 
hervorrufen. 


Das können 


Veranstaltung zum Thema Leiharbeit; Prof. Elsner 
erklärt, „warum der verrottende Kapitalismus De¬ 
mokratie nicht mehr gebrauchen kann“; Prof. Be- 
lina spricht zum Zusammenhang von Krise, Stadt¬ 
planung und Wohnungspolitik; Prof. Dieckmann 
spürt an Hand des Marx’schen Vorworts „Zur Kri¬ 
tik der politischen Ökonomie“ „die historischen 
Grenzen des Kapitalismus“ auf. Die SDAJ hat ei¬ 
nen Vertreter der KNE (Kommunistischer Ju¬ 
gendverband Griechenlands) zu Gast. 
Er berichtet über den Widerstand 
der griechischen Jugend gegen 
die Verelendung und will 
über den Unterschied 


zwischen reformisti¬ 


scher, revolutionärer 
und sektiererischer 


gen Frage. Als weitere Referenten des Symposi¬ 
ums der Marx-Engels-Stiftung versucht Arnold 
Schölzel eine Einschätzung des „revolutionären 
Potentials der aktuellen antikapitalistischen Be¬ 
wegungen“ und Werner Seppmann untersucht, ob 
die Arbeiterklasse „trotz struktureller Verände¬ 
rungen“ weiterhin „das revolutionäre Subjekt“ ist. 
Am Ende der Veranstaltungsreihe soll als hand¬ 
lungsorientierter Höhepunkt eine Veranstaltung 
mit Horst Schmitthenner von verschiedenen ge¬ 
werkschaftlichen Gremien unter dem Motto: „Ar¬ 
beitszeitverkürzung jetzt! Trotz und/oder wegen 
der Krise?“ stehen. 

Alle Veranstaltungen, Themen, Referentlnnen, 
Zeit und Ort findet man unter 
www.kapitalismus-in-der-Krise.de 
Die UZ wird die Termine im Veranstaltungskalen¬ 
der ankündigen und über den Verlauf der Reihe 
berichten. 

^Marxistische Abendschule (MASCH) e.V., Ham¬ 
burger Forum für Völkerverständigung und welt¬ 
weite Abrüstung e.V., Linksjugend [,solid] Ham¬ 
burg, Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend 
(SDAJ) Hamburg, Assoziation Dämmerung, Rote 
Szene Hamburg (RSH),Kommunistische Plattform 
(KPF) Hamburg„Clara Zetkin“,Antikapitalistische 
Linke Hamburg (AKL HH) und Deutsche Kommu¬ 
nistische Partei (DKP) Hamburg 


Erste Veranstaltung 

am Donnerstag, 6. September 
19 Uhr 

Winfried Wolf 

Kapitalismus in der Krise - 
Plädoyer für eine Revolte 

Ort: Georg-Asmussen-Haus, 

Böckmannstr. 3 (St. Georg) 

Veranstalter: Bündnis„Kapitalismus in der 
Krise“ 


Termine der Marx-Engels- 
Stiftung/Seminare der KL-Schule: 
November-Dezember 


Sa, 3. 11. 201210.00-18.00 Uhr, Universität 
Siegen, AR-K122/23, Adolf-Reichwein-Str. 2, 
Siegen 

Neofaschismus und Krise 

Gemeinsame Veranstaltung mit der VVN-BdA 
NRW und VVN-BdA Siegen. 

Beiträge von Manfred Weißbecker, Markus 
Bernhardt, Ulla Jelpke, Christina Kaindl, Jürgen 
Lloyd. 


Sa, 10.11.2012,11.00-18.00 Uhr, Kulturzen¬ 
trum Giesinger Bahnhof, München 

„Klima und Klassenkampf“ 

Das Mensch-Natur-Verhältnis im Widerstreit 
sozialer Interessen. 

In Zusammenarbeit mit dem Institut für sozial¬ 
ökologische Wirtschaftsforschung, München. 

Referenten: Helmut Selinger, Hans-Peter-Bren- 
ner, Franz Garnreiter, Nina Hager, Eva Bulling- 
Schröter 


Sa, 17.11.2012,11.00-18.00 Uhr, Kaffeewelt, 
Böckmannstr. 3, Hamburg St. Georg 

In welchem Kapitalismus leben wir? 

Beiträge von Beate Landefeld über die herr¬ 
schende Klasse, von Lucas Zeise zur aktuellen 
Krisenentwicklung, Arnold Schölzel über die 
antikapitalistischen Bewegungen, Andreas 
Wehr über Entwicklungstendenzen des Impe¬ 
rialismus, Werner Seppmann zur Dialektikvon 
Vergesellschaftungskrise und Zivilisationsver¬ 
lust. 


Sa/So, 17./18.11.2012, 
Karl-Liebknecht-Schule, Leverkusen 

Die Zementierung der Spaltung Deutschlands 
in den 50er Jahren, die Remilitarisierung der 
Bundesrepublik und der repressive Bonner 
Staatsapparat. Der Kampf der deutschen Kom¬ 
munisten gegen die Remilitarisierung und die 
Spaltung Deutschlands 

Wochenendseminar der Karl-Liebknecht-Schu¬ 
le; Referent: Günter Judick 
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Hanns-Eisler-Tage Berlin 

Zum 50. Todestag des Komponisten 

Der „ganze Eisler“ 

Eisler war wie kein anderer, auch nicht Dessau, Schostakowitsch, später noch Nono oder Henze, der revolutionäre sozialistische 
Komponist. Gerade deshalb war er nicht einseitig. Schon zu Zeiten der DDR wurde damit begonnen, den „ganzen Eisler“ zu 
zeigen. Er war weder unentwegt politisch-aktiv is tisch noch (als Komponist) vorrangig „materialrevolutionär“ (negativ: „for¬ 
malistisch“) noch stets fraglos-positiv „der Zukunft zugewandt“ sondern auch traurig, ja deprimiert, dann wieder spielerisch, 
witzig ... Der „ganze Eisler“ ist eine dialektische Einheit aus Fragmenten, Facetten, Brüchen, Widersprüchen. Manches zwi¬ 
schen Pathos und neusachlicher Motorik mag veraltet sein. Heutig aber bleiben heitere, aggressive, nachdenkliche, freundlich¬ 
freudige, dunkle, leuchtende Klänge, die gerade „in finsteren Zeiten“ die derzeit nicht überall und nie für allemale vorbei sind, 
Erhellendes vermitteln können. Hanns- Werner Heister in der Ausstellung „An Mut sparet nicht noch Mühe (( 



Eisler-Statuette von Fritz Cremer 

A m 6. September 2012 jährt sich 
zum 50. Mal der Todestag Hanns 
Eislers. Aus diesem Anlass ver¬ 
anstaltet die Internationale Hanns Eis¬ 
ler Gesellschaft in Zusammenarbeit 
mit den Berliner Festspielen/Musikfest 


Berlin, dem Konzerthaus Berlin, der 
Berliner Singakademie und dem Ar¬ 
chiv der Akademie der Künste Berlin- 
Brandenburg eine Konzertreihe sowie 
ein Symposion. Das Filmmuseum Pots¬ 
dam zeigt Filme von Joris Ivens, Alain 
Resnais, Fritz Fang und Slatan Dudow 
mit Musik von Hanns Eisler. 

Die Hanns-Eisler-Tage vom 6. bis 
11. September 2012 lenken die Auf¬ 
merksamkeit auf verschiedene Aspekte 
des vielseitigen Werkes dieses Kompo¬ 
nisten. Dem Theatermusiker Eisler ist 
ein Chansonabend mit Dagmar Man- 
zel im Konzerthaus am Gendarmen¬ 
markt gewidmet (6. September) und 
dem „Sänger des Proletariats“ eine 
„Fange Eisler-Nacht“ in den Räumen 
der Akademie der Künste am Hanse¬ 
atenweg (8. September). Darin wirken 
u.a. das Bremer Eisler-Ensemble, der 
Berliner Hanns-Eisler-Chor, die Schau¬ 
spielerin Sonja Kehler und der Lieder¬ 


macher und Entertainer Hans-Eckardt 
Wenzel mit. Als „special guest“ hat die 
große Eisler-Interpretin Gisela May ihr 
Kommen zugesagt. 

Der „amerikanische Eisler“ steht im 
Zentrum eines Konzertes im Kammer¬ 
musiksaal der Philharmonie (7. Sep¬ 
tember) im Rahmen des Musikfestes 
der Berliner Festwochen. Der Pots¬ 


damer Musikwissenschaftler Thomas 
Freitag und Pianist John R. Carlson 
stellen im Musikclub des Konzerthau¬ 
ses unter dem Motto „Das Neue, so 
merkwürdig ... “ fiktive Gespräche zwi¬ 
schen Hanns Eisler und John Lennon 
vor (11. September). 

Den Abschluss der Eisler-Woche bil¬ 
det am gleichen Abend eine Auffüh- 


2012 


rung der Deutschen Symphonie durch 
die Berliner Singakademie im Konzert¬ 
haus am Gendarmenmarkt. 

In der Akademie der Künste findet am 
7. und 8. September das internationa¬ 
le Symposion Eisler und die Nachwelt 
statt, das am Vorabend mit einem Fest¬ 
vortrag von Professor Hartmut Krones 
(Wien) eröffnet wird. Eisler-Spezialis¬ 
ten aus der Bundesrepublik, Großbri¬ 
tannien, Japan, den USA und ande¬ 
ren Ländern ziehen eine Bilanz der 
Forschung 50 Jahre nach Eislers Tod. 
Aus unterschiedlichen Blickrichtungen 
werden analytische, biographische, äs¬ 
thetische und editorische Fragestellun¬ 
gen diskutiert, die ein Licht auf Eislers 
Stellung in der Musikgeschichte des 
20. Jahrhunderts werfen. 


Filmreihe zum 50. Todestag von Hanns Eisler 


Im Filmmuseum Potsdam, 

Breite Str. ia / Marstall, Potsdam 
Dienstag, 4. September, 20 Uhr 
Heldenlied (Pesn o gerojach) 

R: Joris Ivens, UdSSR 1933,50 min 
Einführung: Dr. Günter Agde 
Vorfilm: Regen. R: Joris Ivens, Mannus 
Franken, NL 1929,12 min 
Mittwoch, 5. September, 19 Uhr 
Nacht und Nebel (Nuit et brouillard) 


R: Alain Resnais, F1947, Dok., 31 min 
Eintritt: 3,- Euro 

Mittwoch, 5. September, 20 Uhr 

Vortrag Dr. Arnold Pistiak 
Anschließend: 

Auch Henker sterben (Hangmen Also 
Die). R: Fritz Lang, D: Brian Donlevy, 
Walter Brennan, Anna Lee 
USA 1943,134 min 

Donnerstag, 6. September, 18 Uhr 


Kuhle Wampe oder: Wem gehört die 
Welt? R: Slatan Dudow, D: Hertha Thie¬ 
le, Ernst Busch, Marta Wolter, D 1932, 
78 min 

Donnerstag, 6. September, 20 Uhr 

Frauenschicksale. R: Slatan Dudow, D: 
Sonja Sutter, Lotte Loebinger, 
Anneliese Book, DDR 1952,105 min 
Eintritt: 6,- Euro / erm. 5,- Euro 
Kartenreservierung: Tel. 033112718112 


Die Biografie? Bestenfalls: eine Biografie 

Annette Leos gut gemeintes Buch über Erwin Strittmatter 


I n den zurückliegenden Wochen wur¬ 
de Erwin Strittmatter vielfach geehrt; 
Versuche, ihn zu demontieren, gin¬ 
gen aus wie das Hornberger Schießen. 
Zwischen den Fronten hat die Stritt- 
matter-Biografie von Annette Leo 
eine untergeordnete Rolle gespielt. Die 
Rezensenten übten sich meist in allge¬ 
meiner Anerkennung und vornehmer 
Zurückhaltung. Doch ist die Biografie 
durchaus diskussionswürdig. Sie hatte 
einmal unbekannte Briefe aus dem Pri¬ 
vatarchiv Strittmatters zur Verfügung, 
sie suchte zum anderen Kontakt zu teils 
vernachlässigten Weggefährten. 

Das Ergebnis war Grundsätzliches zu 
Strittmatter: Sie betont „Er kam vom 
Lande“ und wird damit einer Konstante 
im Schaffen Strittmatters gerecht, die 
alles Politische flankiert, oft korrigiert 
und zum Lebenswert wurde. Mehrfach 
stellt sie fest, dass Strittmatter wie man¬ 
che seiner Helden aus „einer kleinbür¬ 
gerlichen Bäcker- und Ladenbesitzerfa¬ 
milie“, deshalb fehlt ihm ein ausgepräg¬ 
tes proletarisches Gemeinschafts- und 
Besitzdenken. Das prägte schon Tinko 
Kraske, das zwölfjährigen Kind, mit 
dem Sinn für ländliche Ordnung, natur¬ 
verbundenem Arbeiten - Strittmatters 
Großvater Kraske erkrankt auf den 
Tod, als er allein die Ernte bewältigen 
will, und Oie Bienkopp stirbt, nachdem 
er das dringend benötigte Düngemittel 
Mergel gefunden hat - und einer Ein¬ 
sicht in bäuerliche Gemeinschaft; Ge¬ 
nossenschaft hieß das für Strittmatter, 
in die er selbst in Schulzenhof eintrat. 
Leo legt ihrer unvoreingenommen an¬ 
gelegten Biografie Strittmatters für die 
Zeit nach 1945 zu Grunde, dass auch 
er die Chance bekommen habe, „noch 
einmal neu anzufangen, es besser zu 
machen, und der Eifer für das Neue 
half ihnen, die Vergangenheit weit von 
sich zu rücken“. Dagegen hatten seine 
Versuche, sich freiwillig 1939 und 1940 
zu Schutzpolizei und Wehrmacht zu 
melden, private Gründe: Er wollte aus 
einer gescheiterten Ehe ausbrechen, er 
wollte den Eltern Tüchtigkeit und Mut 
beweisen, weil er wusste wie ängstlich 
er war, und er wollte dabei sein, unstet 
wie oft. 

Diese Erkenntnisse bilden eine trag¬ 
fähige Grundlage. Es stellt sich aber 
der erste Einwand gegen Leo ein: Wa¬ 
rum hat sie diese Erkenntnisse nicht 
auf das Werk angewendet, das sie mit 
fast keinem Wort bedenkt? Warum hat 


sie nicht Authentisches und Fiktives zu 
trennen versucht? Warum ist sie nicht 
den Kindergestalten im Werk nachge¬ 
gangen? Für die leiblichen Kinder hat¬ 
te Strittmatter doch kaum Verständnis. 
„Tinko“ bekommt bei Leo fünf Sätze 
und die Bemerkung, dass der Film „in¬ 
teressanter und aufregender“ war, die 
einem potentiellen Leser die Lektüre 
vergällt. Dabei zeigt „Tinko“, wie ein¬ 
fallsreich Strittmatter mit seinen frü¬ 
hen Möglichkeiten umging: Der zwölf¬ 
jährige Tinko erzählt seine Geschichte, 
die er im Gesamtzusammenhang kaum 
zu überblicken vermag, weshalb er zu 
Hilfskonstruktionen greifen muss, die 
er von den Erwachsenen übernommen 
hat. Nimmt man diese Erzählsituation 
ernst, enttäuscht „Tinko“ auch heute 
noch nicht. 

Lebenslange Scham 

Zu Oie Bienkopp weiß Leo zu sagen, 
sie finde heute den Text „holzschnittar¬ 
tig, schwerfällig“. Der Hauptmangel der 
Biografie ist: Vom Werk will sie nichts 
wissen; die wenigen Bemerkungen 
dazu werden ihm nicht gerecht. Dabei 
wäre es richtig gewesen, die gewonne¬ 
nen Erkenntnisse auf das Werk und die 
künstlerische Gestaltung anzuwenden, 
denn was in den Literaturgeschichten 
der siebziger Jahre steht, ist überholt, 
allein durch die bis zu seinem Tod 1994 
erscheinenden Werke, die Strittmatters 
Weltbild differenzierter werden lassen: 
Zweifel am Sozialismus finden sich 
kaum, aber an den Methoden seiner 
Verwirklichung, die praktiziert wurden, 
sehr wohl. Das findet sich auch in der 
Auswahl der Tagebücher, aber in ein¬ 
dringlich bildhafter Weise im literari¬ 
schen Werk. Eines seiner Anliegen war 
ihm von Anfang eingeschrieben - man 
findet schon im „Tinko“ Ansätze: Mit 
dem großen literarischen Werk sollte 
Schuld gesühnt und abgearbeitet wer¬ 
den. Von der Scham, die er lebenslang 
zu bewältigen hatte, sprach Strittmat¬ 
ter mehrfach. Leo wusste darum, nutzte 
es aber zu wenig für die Biografie, im 
Interview mit dem MDR am 8. August 
2012 hat sie es deutlicher gesagt. 
Mensch und Lebenswerk, „Da ist ne 
Einheit“ verkündete der Sprember- 
ger SPD-Stadtrat und Fraktionsvor¬ 
sitzende Andreas Lemke vollmundig, 
ließ keinen guten Faden an Strittmat¬ 
ter und wusste nicht, dass seine dilet¬ 


tantische Betrachtung die Literaturge¬ 
schichte um Bedeutendes reduzierte: 
Was bliebe, wenn biografisches Ver¬ 
sagen zum ästhetischen Maßstab der 
Literatur gemacht würde, schon Stritt¬ 
matters großes Vorbild Tolstoi bekäme 
Probleme, von Verbrechern, überzeug¬ 
ten Faschisten und Hetzern ganz zu 
schweigen. Bei anderem sind die Ver¬ 
fasser, also auch die Biografien, unbe¬ 
kannt - von Homers Epen bis zum Ni¬ 
belungenlied. Vielleicht sollten Stadt¬ 
räte ein Mindestmaß an Kenntnissen 
mitbringen, ehe sie urteilen, auch in 
einer Zeit, in der Dilettantismus ver¬ 
breitet und gesellschaftsfähig ist. Bio¬ 
grafie und Werk bilden bei Strittmat¬ 
ter allerdings eine Einheit, anders als 
der SPD-Stadtrat es meinte: Ein Werk 
der Qualität Strittmatters, mit den Här¬ 
ten geschilderter Kämpfe, den Utopi¬ 
en für Erstrebenswertes und der Be¬ 
geisterung für Gerechtigkeit, Frieden 
und Gemeinschaftssinn, legitimiert 
das Werk, trotz biografischer Fehlent¬ 
scheidungen, möglichen ethischen Ver¬ 
sagens und ängstlicher Zugeständnisse. 

Betulichkeit statt Stringenz 

Anette Leo hatte Lierschs Verdächti¬ 
gungen, Strittmatter sei SS-Mitglied ge¬ 
wesen und beteiligt an Verbrechen, als 
Anregung genommen. Leider belässt 
sie es nicht dabei Liersch zu widerle¬ 
gen, sondern widmet Strittmatters Be¬ 
teiligung am Krieg unvertretbar gro¬ 
ßen Raum gegenüber der Zeit des li¬ 
terarischen Schaffens, das Strittmatter 
berühmt machte. Liersch konnte sie 
nicht einmal damit überzeugen: In ei¬ 
nem Interview vom 1. August 2012 im 
MDR blieb er bei seinen unhaltbaren 
Behauptungen, obwohl Annette Leo 
ihn sogar zu entschuldigen versucht 
hatte: Er „konnte nicht wissen“, was sie 
ausbreitete, auch eine Erzählung über 
den Wallerner Todesmarsch kannte er 
nicht. Nun aber konnte er es wissen und 
behauptete dennoch, Strittmatter habe 
sich nicht zu diesem Marsch geäußert. 
Und noch schlimmer: Er behauptete, 
die „Nachtigall-Geschichte“ „Grüner 
Juni“ verliere durch Strittmatters bio¬ 
grafische Geheimnisse ihren Wert. In 
der Verblendung des selbst ernannten 
Richters gab er seine germanistischen 
Kenntnisse, die er in einem Studium in 
der DDR gründlich erworben hatte, 
preis - eine „Nachtigall-Geschichte“ 


ist weder Biografie noch Autobiogra¬ 
fie, sondern fiktive Literatur, was auch 
immer an autobiografischem Gehalt 
enthalten sein mag. 

Als Biografie ist Leos Buch ungewöhn¬ 
lich: Indem die Autorin nicht nur die 
einzelnen Schritte der Materialauswer¬ 
tung mitteilt, sondern Interviews zu ei¬ 
genständigen Feuilletons ausweitet 
(Erika Brix), entsteht Betulichkeit, wo 
Stringenz angesagt wäre. Journalismus 
dominiert über Sachlichkeit. Die Lis¬ 
te dessen, was ich vermisse, ist zudem 
lang: Kein Wort über Strittmatters Le¬ 
sungen in den Internationalen Hoch¬ 
schulferienkursen wie 1968 in Weimar, 
in deren Gesprächen die Grenzen des 
biografisch Bekannten oft erreicht 
wurden; kein Wort über Strittmatters 
Beschäftigung mit dem Buddhismus 
und wie er sich im „Wundertäter III“ 
niederschlug, obwohl der von Leo be¬ 
nutzte Briefwechsel mit dem Freund 
Dr. Bernhard Igel, UZ-Lesern als Au¬ 
tor bekannt, Wesentliches dazu gebo¬ 
ten hätte. Kant und Loest wurden inter¬ 
viewt, Karl-Hermann Roehricht nicht, 
den so vieles - auch literarisch - mit 
Strittmatter verbindet. 

Auch methodisch bleiben Wünsche of¬ 
fen: Zahllose Fragen und Vermutun¬ 
gen werden gestellt, Lieblingsformu¬ 
lierungen Leos sind „offenbar“, „Es 
ist vorstellbar ...“. Was ist eigentlich 
nicht vorstellbar? Nichts ist bewiesen, 
nichts belegt, aber es entsteht der Ein¬ 
druck von Belastendem. Die Erzählung 
„Der Sargträger“ aus dem Nachlass, die 
es nach Liersch auch heute nicht gibt, 
wäre ein erhellendes Dokument für 
den Anhang und die Diskussion ge¬ 
wesen. 

Am Ende bleibt die Erkenntnis. Es ist 
nicht die Biografie Strittmatters, son¬ 
dern nur eine Biografie, eine brauch¬ 
bare, gut gemeinte und versucht ob¬ 
jektive, wie die Drommers (2000) 
und Jahns 4 (2011). Die Biografie muss 
noch geschrieben werden. Was aber die 
Liersch, Lemke usw. betrifft, so hat Leo 
einen schönen Satz von Erwin Berner 
(Strittmatter), Strittmatters Sohn, in die 
Biografie aufgenommen: „Sein Werk ist 
so groß ... es wird das aushalten.“ 

Rüdiger Bernhardt 

Annette Leo: Erwin Strittmatter. Die 
Biographie. Berlin: Aufbau-Verlag, 2012, 
447 S., 24,99 Euro. 


Rückkehr 
der „Tiger“ 

Treffsichere Beschreibungen 

In der Mitte des 19. Jahrhunderts waren 
sie schon einmal per Schiff an den Küs¬ 
ten und auf den Inseln Asiens kämp¬ 
fend unterwegs, die Tiger von Malay¬ 
sia, alias Sandokan - ein malaiischer 
Prinz - und sein Freund Yanez de Go- 
mara aus Portugal. 

Paco Ignacio Taibo II nimmt die Saga 
dieser beiden Piraten wieder auf, deren 
Legende der italienische Autor Emilio 
Salgari schon Ende des 19. Jahrhun¬ 
derts veröffentlich hatte. In drei Tei¬ 
len erzählt Taibo von den Kämpfen 
der „Tiger“ und ihrer Gefährten, einer 
bunten Schar von Mitstreitern. 

Fast unglaublich, wie aggressiv die eu¬ 
ropäischen Mächte vorgehen in ihren 
Bestrebungen, im südchinesischen 
Meer das Festland von Malaysia bis 
China und diverse Inseln als Kolonien 
unter sich aufzuteilen. Unfassbar wie 
die Situation der jeweiligen Bevölke¬ 
rung beeinflusst und ausgenutzt wird. 
Mehr als 20 Jahre zuvor hatten San¬ 
dokan und Yanez schon Erfahrungen 
sammeln können, besonders im Kampf 
gegen die Briten, denen es gelungen 
war, Indien und andere Teile der Re¬ 
gion zu unterjochen. Jetzt treten neue, 
weniger bekannte, aber nicht min¬ 
der gefährliche Gegner auf den Plan. 
Durch List und Tücke, Täuschungen 
und Tarnungen überschlagen sich die 
Ereignisse für die „Tiger“ und ihre Mit¬ 
streiter. 

Es sind aber nicht nur die aufregen¬ 
den Situationen, die die Leserschaft 
in Atem halten, sondern auch die ko¬ 
mischen und launigen Momente, die 
beschrieben werden. Schmunzelnd 
registriert man die treffsicheren Be¬ 
schreibungen bestimmter Menschen¬ 
typen, stolpert über Figuren und deren 
Namen. Ebenso ist man erstaunt über 
technische Möglichkeiten und Eigen¬ 
schaften, die die Tiger in der damaligen 
Zeit zu nutzen wissen und mit denen 
sie konfrontiert werden. 

Die klare Gliederung mit kurzen Ka¬ 
piteln erlaubt „flottes Lesen“, von der 
Spannung ganz zu schweigen. Natürlich 
spart der Autor nicht an einem Vor¬ 
wort und nicht an Bemerkungen über 
seinen Roman, die dazu beitragen, das 
eine oder andere „Kuriosum“ besser zu 
verstehen und einordnen zu können. 

Jochen Wiegand 

Paco Ignacio Taibo II: Die Rückkehr der 
Tiger von Malaysia, aus dem Spani¬ 
schen von Andreas Löhrer, Verlag Asso¬ 
ziation A, 320 Seiten, 19,90 Euro. 
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Demo und Aktions¬ 
tage in Kassel 

Zu einer Demonstration am 31. Au¬ 
gust gegen Waffenexporte und Milita¬ 
rismus am Standort des Rüstungsun¬ 
ternehmens Krauss-Maffei Wegmann 
in Kassel ruft ein breites Bündnis ver¬ 
schiedener Gruppen auf. Darunter be¬ 
finden sich neben den Initiatoren Occu- 
py Kassel, dem Kasseler Friedensforum 
und „occupy-public-space“ auch der 
AStA der Uni Kassel; die Jugendor¬ 
ganisationen von der Partei „Die Lin¬ 
ke“, SPD und den Grünen; die Gruppe 
VVN-BdA und weitere Gruppierun¬ 
gen. Neben der Demo veranstalten 
die Occupy-Gruppen, unterstützt von 
dem Großteil der Bündnisgruppen, 
Aktionstage zum Thema Rüstung und 
Militarismus vom 30. August bis 2. Sep¬ 
tember. 

„Wir wollen unseren Protest gegen 
die Rolle Deutschlands im internati¬ 
onalen Waffenhandel und insbeson¬ 
dere der Beteiligung der Kasseler 
Rüstungsindustrie am Geschäft mit 
Tod und Unterdrückung direkt vor 
das Werk des Panzerbauers Krauss- 
Maffei Wegmann tragen“, erklärt Ste¬ 
fanie Wolff von Occupy Kassel. Neben 
der Kritik an Rüstungsexporten wolle 
man vor allem darauf hinweisen, dass 
militärisches Gerät zunehmend auch 
zur Aufstandsbekämpfung eingesetzt 
wird. „Sogar in Deutschland selbst 
scheint der Griff zu Militäreinsatz 
im Inland nach der kürzlich getroffe¬ 
nen Plenarentscheidung des Bundes¬ 
verfassungsgerichts zum Einsatz der 
Streitkräfte im Inneren nah“, so Steven 
Heller von occupy-public-space. „Wir 
fordern, dass die Kasseler Produktions¬ 
stätten für Mordwerkzeuge umgewan¬ 
delt werden in zivile Güter herstellende 
Betriebe.“ 

Die Demo startet am Freitag, den 
31. August ab 13:30 Uhr vor dem 
Opernplatz in Kassel 

www.occupy-public-space.com 

Antikriegstag Müllheim 

Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschis¬ 
mus! Dieses Bekenntnis zu erneuern 
und laut und vernehmlich NEIN zu sa¬ 
gen zu Krieg, Kriegseinsätzen, Kriegs¬ 
vorbereitung und Kriegsverharmlo¬ 
sung dazu rufen der DGB und der 
Friedensrat Markgräflerland zu einer 
Kundgebung auf - am 1. September um 
11.00 Uhr auf dem Marktplatz Müll¬ 
heim. DGB & Friedensrat Markgräflerland 

Antifaschistische Stadt- 
führung in Gießen 

„Sowohl die Geschichte, als auch die 
Gegenwart zeigen: Krieg ist kein Bei¬ 
trag zur Konfliktlösung und darf kein 
Mittel der Politik sein!“ Mit diesen 
Worten macht Ernst Richter, der Ge¬ 
schäftsführer der DGB-Region Mit¬ 
telhessen, auf den diesjährigen Anti¬ 
kriegstag aufmerksam. Die weltweiten 
Auseinandersetzungen zeigten sehr 
deutlich: Waffen schaffen keinen Frie¬ 
den, keine Demokratie, keine Sicher¬ 
heit und keine Gerechtigkeit. 

„Nach den Erfahrungen von Krieg 
und Faschismus wollen wir [...] an 
diejenigen erinnern, die von den Na¬ 
zis ermordet wurden, unter ihnen viele 
Antifaschisten und Kriegsgegner“, er¬ 
klärt Richter. Aus diesem Grund lädt 
der DGB Mittelhessen 1. September ab 
14.00 Uhr zu einer öffentlichen Antifa¬ 
schistischen Stadtführung durch Gie¬ 
ßen ein. Treffpunkt ist das Gewerk¬ 
schaftshaus in der Walltorstraße. DGB 
Mittelhessen 


Widerstand lohnt sich 

Solinger Bürgerinnen erkämpfen Rückkauf der Stadtwerke 


A m 23. August wurde der Rückkauf 
der Anteile der Solinger Stadtwer¬ 
ke von 49,9 Prozent vereinbart. 
Diese gingen 2001 an den Energie-Multi 
MW (Mannheimer Versorgungs- und 
Verkehrsgesellschaft mbH). Die Stadt 
erhielt dafür 120 Millionen Euro. In den 
Folgejahren flössen der entsprechende 
Gewinnanteil und weitere Leistungen 
nach Mannheim. Die damalige Rats¬ 
mehrheit (CDU, SPD, FDP und andere) 
setzten sich über alle Bedenken von Bür¬ 
gern und Ratsmitgliedern hinweg und 
paukten den Deal mit dem Versprechen 
durch, damit gehe man eine strategische 
Partnerschaft zum Nutzen aller ein. Aber 
das Gegenteil ist eingetreten. Die MW 
versuchte immer mehr Profit aus ihrem 
Anteilpaket herauszuschlagen - zum 
Wohl ihrer Aktionäre. 

Von „strategischer Partnerschaft“ und 
„Brückenkopffunktion“ für ganz Nord¬ 
rhein-Westfalen, was vollmundig ange¬ 
kündigt wurde, blieb keine Spur. Zuletzt 
verlangte die MW noch eine Aufsto¬ 
ckung des Gewinnanteils und die Ver¬ 
lagerungen lukrativer Geschäftstei¬ 
le nach Mannheim. Das verstärkte die 
massenhaften Forderungen in Solingen, 
die MW-Anteile wieder zurück zu kau¬ 
fen. In den letzten Monaten wurde der 
öffentliche Druck so stark, dass es kein 


Ausweichen mehr gab: Zum 30. Septem¬ 
ber 2012 kommen die Stadtwerke wie¬ 
der vollständig in die Hand der Solinger 
Bürgerinnen! 

Das ist in erster Linie der Erfolg der Bür¬ 
gerinnen und Bürger. Ihre Forderungen, 
die „kommunale Daseinsvorsorge“ müsse 
vollständig Sache der Kommune sein und 
dürfe nicht Profit- und Spekulationszwe¬ 
cken dienen, setzte sich mehr und mehr 
durch. Auch ein Bürgerbegehren dieses 
Inhalts, das seinerzeit zwar genügend 
Unterschriften hatte, aber doch von Rat¬ 
haus und damaliger Ratsmehrheit abge¬ 
würgt wurde, hat zur Weiterverbreitung 
der Ideen des kommunalen Eigentums 
beigetragen. 

Verdienst gebührt der Initiative „Solin¬ 
gen gehört uns“. Ihre jahrelange Arbeit 
hat die Grundlagen für diesen Erfolg 
gebracht. Wesentlich ist auch der Anteil 
des DGB Solingen (in Kooperation mit 
den Solinger Kirchen). Mehrere Veran¬ 
staltungen mit sachkundigen Referen¬ 
ten haben Möglichkeiten aufgezeigt, die 
Energieversorgung in der Kommune ef¬ 
fektiv selbst zu organisieren. Der Erfolg 
zeigt: Widerstand lohnt sich! 

Die DKP Solingen war von Anfang an in 
dieser Bewegung dabei. Es erschien kei¬ 
ne Ausgabe der DKP-Zeitung „Klingen¬ 
stadt“ ohne Artikel zum Thema. Folgen¬ 


de Forderungen stellt sie anlässlich des 
gelungenen Rückkaufs der Stadtwerke: 

★ Die Stadtwerke müssen in kommuna¬ 
ler Hand bleiben. Auch Beteiligungen 
oder Anteilverkäufe dürfen nicht mehr 
sein. In Frage können nur Kooperations¬ 
vereinbarungen kommen. 

★ Die Öffentlichkeit muss einbezogen 
werden in die Entwicklung einer Kon¬ 
zeption für die neu aufgestellten Stadt¬ 
werke. Es ist viel Sachverstand vorhan¬ 
den, der ausgenutzt werden muss. Ent¬ 
scheidungen sind nicht allein Sache des 
Rates der Stadt. 

★ Über unseren Erfolg hinaus bleiben 
wir dabei: Eine grundlegende Energie- 
Wende ist nötig. Diese verlangt tiefge¬ 
hende Veränderungen in den Eigentums¬ 
und Entscheidungsverhältnissen. Die 
Herrschaft der Energieriesen muss been¬ 
det werden. Sie missbrauchen ihre Macht. 
Die Energiebewirtschaftung und -Versor¬ 
gung darf nicht länger in ihrer Hand sein. 
Das ist Sache der Allgemeinheit. 

★ Wir fordern: Entflechtung und Ent¬ 

machtung der Energiekonzerne, Über¬ 
führung in Öffentliches Eigentum, um¬ 
fassende demokratische Kontrolle der 
Energiebewirtschaftung. Dies steht in 
Übereinstimmung mit dem Grundgesetz 
und der Verfassung des Landes Nord¬ 
rhein-Westfalen. DKP Solingen 


Kehrtwende für höhere Müllgebühren 

Ein christlich-liberal-grünes Trauerspiel in Püttlingen 


Schon vor Jahren ist der Entsorgungsver¬ 
band Saar zur Zielscheibe scharfer Kritik 
geworden, denn immer wieder startete er 
neue Attacken, um die Bürger abzuzo¬ 
cken. Die exorbitant gestiegenen Gebüh¬ 
ren für Müll und Abwasser wurden von 
der DKP schon öfter zum Anlass für eine 
Auseinandersetzung mit der verfehlten 
Wirtschaftspolitik des EVS genommen. 
Inzwischen hat der Entsorgungsver¬ 
band die saarländische Müllentsorgung 
auf ein neues Abrechnungssystem um¬ 
gestellt und verlangt eine Basisgebühr, 
die sich (bei vier Mindestleerungen) auf 
84,20 Euro beläuft - eine Anhebung von 
9,5 Prozent. Noch gravierender ist der 
Preisauftrieb bei der Biotonne, die nun 
58 Euro kostet und somit 65,5 Prozent 
teurer ist als bisher. 

Dieses Räuberspiel wollte und konnte 
die DKP Püttlingen nicht mitmachen, 
deshalb votierte sie in der Sitzung vom 
25. April gegen die Erhöhung. Auch SPD 
und die Partei „Die Linke“ stellten sich 
auf den Standpunkt, dass beim EVS ein 
Umdenken beginnen müsse. Am Ende 
wurde es selbst der Union zu mulmig, sie 


beantragte eine Unterbrechung der Sit¬ 
zung. Danach erklärten CDU und ihre 
Koalitionäre, sie wollten „ein Exempel 
statuieren und durch unsere Ablehnung 
den EVS zwingen, seine Gebührenpoli¬ 
tik zu überdenken“, so Edmund Altmey¬ 
er, Vorsitzender der CDU Püttlingen. 

So kam es, dass der Stadtrat erstmals den 
Bürgermeister einstimmig beauftragte, in 
der EVS-Versammlung am 2. Mai gegen 
höhere Müllgebühren zu stimmen. Die 
EVS-Geschäftsführung konnte dabei 
aber nur ein knappes Ergebnis verbu¬ 
chen, welches dann noch von der Lan¬ 
desaufsicht gekippt wurde. Erneut muss¬ 
te eine Verbandsversammlung angesetzt 
werden. 

Am 19. Juni wurde erneut im Stadtrat 
darüber diskutiert, wie der Bürgermeis¬ 
ter in der EVS-Tagung zu votieren hat. 
Die DKP verwies darauf, dass der Ent¬ 
sorgungsverband am bisherigen Kurs 
festhalte, der EVS wolle „mit dem Kopf 
durch die Wand“, von einem Umdenken 
könne keine Rede sein. Auch die Partei 
„Die Linke“ und die SPD vermissten An¬ 
zeichen dafür, dass der EVS aus den Kri¬ 


tiken der Kommunen endlich vernünfti¬ 
ge Lehren ziehen will. 

Nur die CDU und ihre „Dienstleister“ 
von FDP und Grünen schwenkten wie¬ 
der um und gaben der Gebührenerhö¬ 
hung ihr Plazet. Sie behaupteten, der Ver¬ 
band habe sich bewegt - in welcher Rich¬ 
tung und mit welchem Ergebnis, konnte 
niemand sagen. Außer Zahlenspielereien 
passierte nichts, der „Jamaika“-Koalition 
reichte es aber, um eine Kehrtwende zu 
vollziehen. Von wegen den „EVS zwin¬ 
gen“ wollen, seine Gebührenpolitik zu 
überdenken - kuschen und mitmachen 
war wieder mal angesagt! 

Da mittlerweile auch andere Kommunen 
in der Verbandsversammlung umgefal¬ 
len sind, konnte der EVS seine Gebüh¬ 
renerhöhung letztendlich durchsetzen. 
Jetzt heißt es also, tiefer in die Tasche 
greifen. Fragt sich nur, wie lange sich die 
Verbraucher diese unverschämten Belas¬ 
tungen noch gefallen lassen? 

Aus: „pro + kontra“ - 
Stadtzeitung der DKP für Püttlingen 


So wollen wir in Bottrop nicht leben! 

Details des geplanten Spardiktats der Stadtverwaltung 


Letzte Woche (UZ vom 24. August) be¬ 
richteten wir über das geplante Spardik¬ 
tat der Stadt Bottrop und wie die DKP 
Bottrop und ihre Ratsfraktion sich die¬ 
sem Kahlschlag widersetzen. Das von 
der Stadtverwaltung geforderte Still¬ 
schweigen der Fraktionen über die ge¬ 
planten Streichungen an öffentlichen 
Ausgaben - um nicht den Unmut der 
Bürgerinnen zu erregen - wurde von 
der DKP gebrochen. Die Bürgerinnen 
müssen über die ihnen bevorstehenden 
Kürzungen informiert werden, damit sie 
sich zur Wehr setzen können. Eine Bür¬ 
gerinitiative zur Rettung des Freibades 
Stankhoffbad wurde bereits formiert. 
An dieser Stelle werden nun weitere De¬ 
tails des geplanten Spardiktats öffentlich 
gemacht. 

- Im Bildungsbereich wird drastisch ge¬ 
spart werden. Einsparungen von jährlich 
bis zu 2,2 Mill. Euro sind kalkuliert. Das 
bedeutet unter anderem: Die Aufgabe 
von Bildungsstandorten, die Anhebung 
der Elternbeiträge, die Aufgabe der letz¬ 
ten Schulschwimmbecken, die Halbie¬ 
rung der Sachmittel für Schulverweige¬ 
rer, sowie die Streichung der Zuschüsse 
für die Mittagsverpflegung. 


- Die Kita-Beiträge werden erhöht, dort 
werden ebenfalls die Zuschüsse für die 
Mittagsverpflegung gestrichen. 

- Der Bottrop-Pass wird abgeschafft. 
Zuschüsse für den Behindertenfahr¬ 
dienst, für die Schwangerenkonfliktbe- 
ratung, für die AG Bottroper Selbsthil¬ 
fegruppen, für Altentagesstätten und 
andere soziale Einrichtungen werden 
fallengelassen. 

- Die Grundsteuer B wird auf 590 Pro¬ 
zent steigen - eine entsprechende Miet¬ 
erhöhung wird wohl nicht ausbleiben. 

- Im Kulturbereich wird es in allen Be¬ 
reichen Gebührenerhöhungen geben: In 
der Stadtbibliothek, der Musikschule, 
der Kunstwerkstatt, der VHS, sowie im 
Kino, Theater und bei Konzerten. Kultu¬ 
relle Bildung wird wieder vorrangig zu 
einer Frage des Geldbeutels. 

- Die Öffnungszeiten im Bürgerservice 
werden reduziert. Die Aufgabenredu¬ 
zierung der Stadtverwaltung soll dazu 
führen, dass 61 Vollzeitstellen abgebaut 
werden. Auch die Zahl der Ausbildungs¬ 
stellen wird weiter gesenkt. 

- Nicht zu vergessen: Das Stenkhoff- 
bad als einziges Freibad in Bottrop soll 
geschlossen werden, ebenso mehrere 
Sportplätze. 


Deutlich wird, wen das Spardiktat am 
meisten treffen wird: Die arbeitende 
Klasse. „Heilige Kühe“ der Stadtverwal¬ 
tung, wie etwa der Flugplatz Schwarze 
Heide, die Gesellschaft für Stadtmar¬ 
keting oder etwa die Sitzungsgelder für 
den Rat, die Bezirks Vertretungen und 
für Vorbesprechungen von CDU und 
SPD, bleiben unangetastet. Auch die 
Zahlungen für den „Fonds Deutsche 
Einheit“ und die Zinszahlungen für die 
Banken - die Hauptprofiteure der öf¬ 
fentlichen Verschuldung - bleiben im 
vollen Umfang erhalten. 

„Die schlimmsten Befürchtungen ha¬ 
ben sich leider bewahrheitet“, kritisiert 
DKP-Ratsherr Michael Gerber. „Am 
Ende des Stärkungspaktes wird Bottrop 
kaputt gespart sein. [...] Wird dieses 
Spardiktat umgesetzt, will niemand 
mehr in unserer Stadt leben.“ Es bleibt 
für die Bürgerinnen der Stadt Bottrop 
nur eins - das gilt für Bottrop, wie auch 
für alle anderen in sich kaputt sparen¬ 
den Städten lebenden Bürgerinnen - 
wenn sie weiter in einer lebenswerten 
Stadt leben wollen: Sich zusammen tun 
und sich wehren! 

Aus: UZ-Notizen Bottrop und Kirchhellen 


unsere zeit m 


„Wir in Moers 
sagen nein“ 

Moers muss sparen - so schallt es aus 
allen im Stadtrat vertretenen Partei¬ 
en. Unterschiede gibt es zwischen ih¬ 
nen nur darin, welche Vorschläge des 
Horrorkataloges umgesetzt, reduziert 
oder verworfen werden. Die Wahrheit 
ist: Keine Streichorgie führt aus der 
Schuldenfalle heraus. Teurer werden 
soll beispielsweise das Wohnen durch 
Erhöhung der Grundsteuer, das Par¬ 
ken, das Wasser, die Kita-Gebühr und 
vieles mehr. Die vorliegende Streichlis¬ 
te umfasst des Weiteren den gesamten 
kulturellen und sportlichen Bereich. 
Die wirklichen Ursachen der Misere 
vieler Städte und Gemeinden werden 
vertuscht und damit eine Lösung ver¬ 
hindert. Tatsache ist: Die Städte und 
Gemeinden werden durch von Bund 
und Land beschlossene Senkung ihrer 
Einnahmen, bei gleichzeitig zusätzli¬ 
cher Belastung, in die Schuldenkrise 
getrieben. Die Bürger sollen sparen, 
während gleichzeitig mit leichter Hand 
hunderte Milliarden den Banken und 
Spekulanten in Deutschland und ganz 
Europa „zur Rettung“ zugewiesen wer¬ 
den. 

Die Bürgerinitiative „Wir in Moers sa¬ 
gen nein“ ruft zum Protest gegen den 
beabsichtigten Kahlschlag auf. Gegrün¬ 
det wurde die Bürgerinitiative auf In¬ 
itiative von Parteilosen Linken, Akti¬ 
ven der Offenen Linken Liste, der DKP 
und dem Kreisvorstand der Partei „Die 
Linke“. Die Bürgerinnen sind aufgefor¬ 
dert gemeinsam Widerstand zu leisten, 
denn „nur Reiche können sich arme 
Städte leisten.“ 

Aus: Rotes vom Niederrhein - 
Informationen der DKP Kreis Wesel/Kleve 

Hurra, die Burgschule 
Nordhorn bleibt erhalten! 

Nach vielen Diskussionen in den un¬ 
terschiedlichsten Gremien des Nord¬ 
horner Stadtrates hat der Ausschuss 
sich jetzt dafür entschieden die älteste 
Nordhorner Schule, die Burgschule als 
Gebäude zu erhalten. 

Dabei hat die ganze Geschichte gar 
nicht erfreulich angefangen. Die rück¬ 
läufigen Schülerzahlen haben dazu ge¬ 
führt, dass über die Schließung von 
Schulstandorten nachgedacht werden 
musste. In diesem Zusammenhang fiel 
das Auge auf die Burgschule, deren Ge¬ 
bäude mehr als sanierungsbedürftig ist. 
Schnell traten diejenigen auf den Plan, 
die ohne Rücksicht auf die Geschichte 
der Burgschule durch einen lukrativen 
Verkauf an einen Investor das schnelle 
Geld machen wollten. Der Abriss war 
schon fast beschlossene Sache. 

Dann gründete sich die Initiative „Ret¬ 
tet die Burgschule“ und rückte auch 
den Umgang mit einem nicht unbe¬ 
deutenden Kapitel der Nordhorner 
Geschichte in den Mittelpunkt. Den 
engagierten Bürgerinnen ging es da¬ 
bei auch um sichtbare Zeichen der 
Geschichte ihrer Stadt. Auf Grund des 
Drucks „von der Straße“ wurde nach 
intensiver Diskussion der Erhalt der 
Burgschule entschieden. Gemeinsam 
lässt sich vieles erreichen. 

Aus: Die Rote Spindel/DKP Niedersachsen 

Ein rundum gelungenes 
Sommerfest 

Ein fröhliches Sommerfest veranstal¬ 
tete kürzlich die DKP Main-Kinzig. 
Bei 35 Grad heißem Wetter und küh¬ 
len Getränken ließ es sich rund um die 
Reinhardskirche in Hanau-Kesselstadt 
vortrefflich feiern. Auch an leckerem 
Gegrillten und vielen vorzüglichen, 
selbstgemachten Salaten erfreuten sich 
die über 50 Gäste. Etliche Freunde und 
Weggefährten aus Gewerkschaften, der 
Partei „Die Linke“ und Initiativen lie¬ 
ßen es sich an diesem Nachmittag bei 
der DKP gut gehen. Viele anregende 
Gespräche wurden geführt und Erfah¬ 
rungen ausgetauscht. Aber auch man¬ 
cher Schwank über vergangene Aktio¬ 
nen wurde zum Besten gegeben. Und 
als einer der jüngsten Teilnehmer die 
Klampfe zu Wecker- und Wader-Lie¬ 
dern ergriff, haben (fast) alle mitge¬ 
sungen. Es war rundum eine gelunge¬ 
ne Sache. 



1 93 0- BB»«Duschen << - Ferienlager der „Roten Falken“ Hannover bei Bothfeld Hannover, 20.4.1933,„Pennäler marschieren mit“ -„Führers“ Geburtstag Kamera-Auge und das (selbst fotografierte) Auge von W.B. 
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Fotografie im Klassenkampf 
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Der unsichtbare 
Fotograf 


Walter 

Ballhause 


„Es geht um das Überleben der 
Menschen auf der Erde über¬ 
haupt. Darum: Nichts verwi¬ 
schen, aber alles Trennende 
beiseite schieben und alles Ge¬ 
meinsame in den Vordergrund 
rücken. Das wünsche ich.“ Das 
sagte Walter Ballhause, als er 
1982 zum ersten Ehrenmitglied 
des Bundesverbands Arbeiter¬ 
fotografie berufen wurde. Als 
Amateur und 20-jähriger Ar¬ 
beitsloser fotografierte er in der 


Zeit des aufziehenden Faschis¬ 
mus sein Lebensumfeld. 

In seinen klar strukturierten Bil¬ 
dern wird spürbar, wie deutlich 
er die Zeichen der Zeit erkannt 
hat. Sein fotografisches Werk 
hat einen unschätzbaren Wert, 
hilft es uns doch, in der heutigen 
(Vor-)Kriegszeit zu erkennen, 
worauf es ankommt - was es an¬ 
zuklagen und zu bekämpfen gilt. 

2011 wäre Walter Ballhause 
100 Jahre alt geworden. Er starb 
1991 in Plauen. af 





1982, anlässlich der Verleihung der Ehrenmitgliedschaft der Arbeiterfotografie an Walter Ballhause in Hannover, rief 
er dazu auf: „Kämpfen wir! Wenn wir es nicht tun, so verlieren wir auch heute diesen Kampf.“ Ballhause war nicht nur 
ein herausragender, autodidaktisch gebildeter Künstler - er war eine vorbildliche Persönlichkeit und ein politisch ak¬ 
tiver, sozial engagierter Mensch. 



Walter Ballhause — 

Der unsichtbare Fotograf 

Ausstellung in der Galerie Arbei¬ 
terfotografie zur 21. Internationalen 
Photoszene, 6. bis 29. Sept. 2012 
Merheimer Straße 107,50733 Köln 
Eröffnung Do. 6.9., 20 Uhr 
Mi/Do 19 bis 21, Sa 11 bis 14 Uhr und 
nach Vereinbarung 
Filmvorführung: Einer von Millionen 


Arbeiterfotografie auf der photokina 

18. bis 23. September 2012 täglich 
von 10 bis 18 Uhr, KölnMesse, Halle 
4.1 mit einem Stand und Vortrag von 
Prof. Jörg Boström über das Werk 
von Walter Ballhause 

Zeitschrift Arbeiterfotografie 

Doppel-Ausgabe 96/97 mit Schwer¬ 
punkt Walter Ballhause und vielen, 


bisher unveröffentlichten Fotos und 
Dokumenten erscheint Anfang Sep¬ 
tember 2012. 

18 Euro, bei Versand zzgl. Porto, im 
Abo 16 Euro inkl. Versand 
zu beziehen über Galerie Arbeiter¬ 
fotografie 

arbeiterfotografie@t-online.de 

Weitere Infos: 0221/72 79 99 


Hannover, Frühjahr 1932, „Arbeitslosenschlange beim Stempeln im Hof des Arbeitsamtes Hannover (Wählt Hitler)“ Hannover, 1930-33, „Eingedämmert“ -Trostsuchende (Alkohol...) alle Fotos: Walter Ballhause, (c) Walter-Ballhause-Archiv 
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Alida Klee 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung findet 
am Freitag, den 7 September um 13.45 Uhr in der Kapelle 
des Waller Friedhofs statt. 

Anstelle von Blumen und Kränzen bitten wir im Sinne der 
Verstorbenen um Spenden für die 
„Initiative Solidaritäts-Basar e.V.“ auf das Konto Dr. Ernst 
Busche, Konto-Nr. 5 632749, Sparda-Bank Hannover, BLZ 
250 905 00. Kennwort: „Alida Klee“. 

DKP Bremen 



Kapitalismus in der Krise 

Hamburger Veranstaltungsreihe September - November 2012 

Auftaktveranstaltung: 

Kapitalismus in der Krise - 
Plädoyer für eine Revolte 
mit Winfried Wolf 

Donnerstag | 6. September | 19 Uhr 
Georg-Asmussen-Haus 
Böckmannstraße 3 (St. Georg) 

Informationen zu weiteren Veranstaltungen: 

www.kapitalismus-in-der-krise.de 


MASCH-Skript 



Einzelpreis 3,- Euro 


Robert Steigerwald beschäftigt 
sich in diesem MASCH-Skript 
mit der Frage, ob der Kapitalis¬ 
mus zum Sozialismus „trans- 
ferm ierf werden kann. Ist ein 
unvorbereiteter Sprung in den 
Sozialismus möglich? Wie kann 
und muss mit dem Kapitalismus 
gebrochen werden? Gill das 
„Kommunistische Manifest" noch 
und wie sollte eine antimomo- 
polistische Strategie aussehen? 
Wie ist das mit dem Zusammen¬ 
hang von Reform und Revolu¬ 
tion? Wie können die Massen 
erreicht werden und wann kann 
die Machtfrage gestellt werden? 


DKP-Gliederungen bezahlen bei einer Bestellung 
ab 10 Stück lediglich 2 t - Euro pro Exemplar 


Neue Impulse Verlag 

Hoffnungstraße 18 - 45127 Essen - Tel. 0201-2 486 482 
www.neue-rmpulse-verlag.de - infb@neueTmpulse-verIag.de 


MASCH-Skript 



DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45 418 - bzw. 02151/315 838 
E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So. 22.123. September 2012 

Zur Klassenbasis des Faschismus: Die Rolle des 
Großkapitals bei der Durchsetzung des Faschismus 

Referent: Jürgen Lloyd 

Faschismus - eine der Herrschaftsformen im Kapitalismus. 

Die ideologischen und politischen Quellen des Faschismus 
Heutige Quellen des Rassismus und der sozialen Diskriminierung 
Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr, Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirks¬ 
vorstand abklären. 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


@to§tIjof Reimes 


* Superior 


15911 


mm 


1759 


IHM) 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hodisauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


r 


Ir unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salalbüftet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Ütaemaehtung/Frühstück 30,-bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 €p.P. * VP, 22,-Cp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthoFheimes.de * www.gasthof-heimes.de 


Am 21. August 2012 wurde unser 

Daniel Soeryadi Klemp 

geboren! 

Es grüßen Euch 
Ingrid, Georg und Julian 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 7 311 99 



Entschlewiigung: 


KliIic & Natur satt im Milriiz-NaLiurial- 
purk, 2 Fe Wo je 2 3 Pens, ganzjährig in 
Kraizcbur^Granzin. Havel & Havclsccn, 
Bum & Rad, Inlo; www.trinogga.de «kr 
03 31/8707 96 (AB) 


PapyRoSSa Verlag I Luxemburger Str. 202150937 Köln 



Domenico Losurdo: Stalin 

Geschichte und Kritik einer schwarzen Legende 

Staatsmänner wie Churchill und Intellektuelle wie Hannah 
Arendt zollten Stalin enst g r oße Achtung. Im Kalten Kneg 
wurde dieser dann zu einem Hitler ebenbürtigen Monster 
dämonisiert. Losurdo hinterfragt diese Stalinbilder allesamt 
und setzt Stalins Politik in ihren konkreten historischen Kon¬ 
text. Mit einem Essay von L. Canfora. 

451 S. I EUR 22,90 



Luciano Canfora: Zeitenwende 1956 

Entstalinisierung, Suez-Krise, Ungarn-Aufstand 

Chruschtschows Geheimrede. Demütigung der traditio¬ 
nellen Kolonialmächte durch die USA im Nahen Osten, 
Panzer in Budapest, erste Anzeichen einer Entspannung 
zwischen USA und UdSSR, die scheinbar spiegelbildlich 
agierten. Canfora zeigt, wie eng diese Ereignisse mitein¬ 
ander verflochten waren. 

126 S.| EUR 9,90 


v L 







/ -♦ i 


Peter Rau: Der Spanienkrieg 1936-39 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Unvergessen sind der Kampf der Spanischen Republik 
gegen den Faschismus und die Internationale Solidarität, die 
sie erfuhr. Peter Rau beschreibt die Vorgeschichte und den 
Verlauf des Krieges, die Konflikte im republikanischen La¬ 
ger, die verhängnisvolle Politik der Westmächte und die 
nicht immer uneigennützige Hilfe der Sowjetunion. 

130 S. | EUR 9,90 


Tel.: (02 21) 44 85 45 | mail@papyrossa.de | www.papyrossa.de 



Pille-Fest jl 


Zeitung der DKP für die 


Kolleginnen und Kollegen der Bayer-Chemie-Parks 

DKP Rheinland-Westfalen und der Arbeitskreis Baver laden ein: 



für Samstag, 

den 8. September 2012, ab 15.00 Uhr 
In Leverkusen. Karl-LJebknecht-Schule. 
Am Stadtpark 68 


Die Künstler, 

Paco de Sousa & 
Madeleine Walldorf 
kommen zu uns mit 
Arbeiter- und Protestlieder 
aus Lateinamerika und Europa 


Bücherstände 


Essen und Tttnken: 

Kaffee und Kuchen. Leckeres vom Grill, 
Limonade, Bier vom Fass 
und noch vieles mehr! 


DKP-Beiirk Rheinland-Westfalen 
Am Stsdtpsrh 64 
51373 Levsrkuten-Wleadorf 
Tel.: 0214/4 93 23 - Fax: 0214/4 64 50 


Mall: snkretariaterikp-rhoinland-weatfalcn.org 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Sommerfest der DKP Frankfurt/Main 
„Die Roten feiern im Grünen“ 
am Samstag, dem 8. September 2012 

D - Diskussion + Gemütlichkeit 
K - Kultur + Information 
P - Politik + Party 

im DGB-Jugendclub, 

Wilhelm-Leuschner-Straße/Untermainkai 68, Frankfurt/Main 

Wir starten um 12.00 Uhr. 

Buffet und Kuchen sind im Beitrag von 5 Euro enthalten. 
Gegrilltes und Getränke werden, wie immer, angeboten und einzeln 
berechnet. 


BlumenAfür 

Stukenbrock 

Antikriegstag 2012 

Mahn- und Gedenkveranstaltung 
Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock 

Sonnabend, 1. September 
14.00 Uhr Friedhofsführung 

15.00 Uhr Kranzniederlegung 

Gedenkansprache: 

Michael Sommer, Bundesvorsitzender des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) 

Freitag, 31. 8. - Sonntag, 2. 9.2012: 

Jugendzeltlager neben dem Friedhof 

www.Blumen-fuer-Stukenbrock.de 

www.antifa-workcamp.de.vu 


Neuheiten bei JUMP UP 

Franz Josef Degenhanlt: Ziiudschnüre (DVD) - EUR 12,50 
Das packende Drama nach dem Roman des Proteslsüngers Franz Josef Degen¬ 
hardt schildert auf beeindruckende Weise solidarisches Verhalten in der dün¬ 
ke Islen Zeit des Nazi-Regimes. 

Helmut Krätzig: Salut Genua in (DDR Archiv)-3 DVDs - CUR 26,50 
Beliebte DDR-Serie über Widerstandkampf im besetzten Frankreich während 
des Zweiten Weltkriegs, 

Jiri Krejcik: Das höhere Prinzip - DVD - EUR 13,50 
Ein psychologisches Drama aus der Zeil der deutschen Okkupation der Tsche¬ 
choslowakei. Deutsche Erstveröffentlichung des lange verbotenen Films mit 
restauriertem Bild und Ion. 

Rudi Kurz: Artur Becker (DDR TV-Archiv) - 3 DVDs - EUR 26,50 
Lebensgeschichte des Kommunisten Artur Becker, der bei einem leidenschaft¬ 
lichen Kampf für die Interessen der Arbeiterklasse den Tod findet. 

Hans-Eckardt Wenzel & Band mit Billy Bragg & Tom Morello: 
Woody 100 CD EUR 15,50 
Zu Woody Guthries 100. Geburtstag: 

Wenzel live mit Band, feat. Billy Bragg und Tom Morello. 

Woody Guthrie - WOODY AT 100: 

THE WOODY GUTHRIE CENTENNi AL COLLECTION 
3 CDs Buch im LP Format über 150 Seiten in engl. EIJR 65,50 
Das 150-seitige Buch enthält 57 Tracks auf drei CDs, darunter die wichtigsten 
Aufnahmen Woodys, 21 bisher unveröffentlichte Auftritte, und sechs noch nie 
zuvor gehörte Original-Songs. 

Reich illustriert mit Fotos, Artefakte und Woodys bildende Kunst und Text. 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

SchallgdulknVersand [Matthias Henk, Postfach 11 04 47, 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 


An alle DKP-Gruppen 



LENINS 
AUFFASSUNG 
DER 

PARTEIORGAN ISATIC 



Einzelpreis 2 T - Euro 


Nicht nur aus Anlass seines To¬ 
destages am 24. Juli 1992 gibt 
der Neue Impulse Verleg diese 
Broschüre mit einem Beitrag von 
Jupp Schleifstein zu „Lenins 
Auffassung der Parteiorgani¬ 
sation als geschichtliches Pro¬ 
blem“ heraus, den er 1990/91 
für die Marxistischen Blätter ge¬ 
schrieben hatte. Ihn erneut zu le¬ 
sen löst zwar nicht alle Entwick- 
lungs- und Zukunftsprobleme der 
bundesdeutschen Kommunistin¬ 
nen, kann aber helfen, sich in hit¬ 
zigen aktuellen Debatten seiner 
Wurzeln zu vergewissern bzw. 
das eigene Erbe für die Zukunft 
nutzbar zu machen. 


DKP-Gliederungen bezahlen bei einer Bestellung 
ab 10 Stück lediglich 1,- Euro pro Exemplar 

Neue Impulse Verlag 

Hoffnungstraße 18 - 45127 Essen - Tel. 0201-2 486 482 
www.neue4mpulse-verlag.de - fnfo@neue4mpulse-verlag.de 


An alle DKP-Gruppen 

































































































Freitag, 31. August 2012 15 


m unsere zeit _Leserforum/ Termine/ Impressum 


Zum Antikriegstag 

Betr.: Kalkar 

Weitere Militarisierung seitens NATO 
und Bundeswehr in Kalkar: Es ent¬ 
steht das Führungskommando für den 
Luftkrieg gegen das Ausland sowie die 
Führungszentrale für „Nationale Luft¬ 
verteidigung („Combinaed Air Opera- 
tionscentre“ = „CAOC“) Ebenfalls das 
Kommando der „schnellen Eingreif¬ 
truppe“ wird disloziert. Die BRD wird 
zunehmend Kriegsschauplatz und Aus¬ 
gangspunkt von militärischen Aggres¬ 
sionen. Von Abrüstung und Deeskala¬ 
tion keine Spur! 

Falk Moldenhauer ; Bochum 

Fragen über Fragen 

Betr.: Mark Twains „Kriegsgebet“, UZ 
vom 24.8.2012, S. 16 

Was sollen wir denn aus Mark Twains 
Kriegsgebet lernen? Dass ein gewon¬ 
nener Krieg auch ein verlorener Krieg 
(für die Verlierer) ist? 

Dass der Liebe Gott das auch so sieht? 
Dass Krieg an sich amoralisch ist? (...) 
Dass Mensch sich nicht den Sieg sei¬ 
ner Seite wünschen soll, weil er damit 
die Niederlage der anderen Seite her¬ 
beiwünscht? Vielleicht, dass wir nicht 
für die Revolution kämpfen sollen, weil 
das ja die Niederlage der Bourgeoisie 
zur Folge hätte? 

Was wollt ihr mit diesem Beitrag an¬ 
stoßen? 

Fragen über Fragen an die Zeitung der 
Deutschen Kommunistischen Partei. 
An ein christlich-pazifistisches Blätt¬ 
chen hätte ich die nicht gestellt, deren 
Haltung hätte ich schon verstanden. 

Stephan Krützner y Herdecke 

Es hat sich wenig geändert 

Betr.: Rostock-Lichtenhagen 1992 

Zeitungen erinnern an Rostock vor 
20 Jahren. Bis heute und auch in Zu¬ 
kunft werden die damaligen Pogromer¬ 
eignisse viele in diesem Lande bedrü¬ 
cken, Scham und peinliches Empfinden 
wecken. Man mag nicht glauben wol¬ 
len, dass die Beifall spendenden An¬ 
wohner, Passanten, Sympathisanten,der 
klatschende und grölende Mob zu einer 
Jagd auf Menschen die „ganz normalen 
Bürger“ Rostocks oder Deutschlands 
sind. Dennoch, ein solches Ereignis ruft 
uns sofort in Erinnerung: Es hat das 
nicht erst einmal gegeben, diese „ganz 
normalen Bürger“. Rostock hat er¬ 
schreckend sichtbar werden lassen,wie 
schnell es möglich ist Pogromstimmun¬ 
gen zu erzeugen und Beifall für die 
Jagd auf Menschen zu erhalten. 
Vergessen wir das nicht. Und glauben 
wir nicht mit Finger auf den Osten zei¬ 
gen zu müssen. 

(...) Vor dem Hintergrund von Ros¬ 
tock 1992, von Hoyerswerda und zahl¬ 
reichen neofaschistischen Gewalttaten 
bis in unsere Tage muss die Frage ge¬ 
stellt werden, was es (...) gegen aus¬ 
länderfeindliche Stimmungen wirklich 
gegeben hat und was dagegen getan 
wurde. (...) 


Bei alledem fällt es reichlich schwer die 
nationalen,vaterländischen Töne, das 
Fordern von Stolz auf Deutschland bis 
zum Theater um das Singen der Natio¬ 
nalhymne vor Spielbeginn ohne Scham 
(...) hinzunehmen. 

Und vor allem,es hat sich so wenig zum 
Positiven verändert. Die Stimmungs¬ 
mache gegen andere Länder schürt 
weiter Hass bei ganz normalen Bürgern 
im Lande und an den Biertischen. Na¬ 
zihorden ziehen heute weit mehr und 
sichtbarer durch alle Städte Deutsch¬ 
lands mit ihren ausländerfeindlichen 
Parolen. Ihnen wird der Weg frei ge¬ 
macht und Antifaschisten werden ver- 
folgt. (...) 

Da gibt es nichts schönzureden ange¬ 
sichts aktueller Entwicklungen samt 
den Skandalen beim Verfassungsschutz 
und in Sicherheitskräften. 

Roland Winkler ; Aue 

Schluss damit! Aber wie? 

Betr.: Aufmacher, UZ vom 24.8.2012, 

S.l 

Manfred Dietenberger schreibt: 
„Schluss damit! Das kollektive Men¬ 
schenrecht auf auskömmliche Arbeit 
muss von uns gegen die Profitinteres¬ 
sen des Kapitals verteidigt bzw. erst 
noch erkämpft werden.“ 

Verteidigen! 

Dazu ruft die soziale Bewegung mit ih¬ 
rem Aktionstag „Rote Linie gegen Ar¬ 
mut“ zum“Tag der Deutschen Einheit“ 
2012 auf. Unter der Losung „Erwerbs¬ 
tätige und Erwerbslose gemeinsam!“ 
erinnert der Aufruf (unter www.min- 
destlohn-10-euro.de/) daran, dass „aus 
Anlass des Tags der Deutschen Einheit 
„die Einheit von Erwerbslosen und Er¬ 


werbstätigen von offiziellen Repräsen¬ 
tanten Deutschlands massiv bekämpft 
wird“: Einen Tag die Einheit Deutsch¬ 
lands feiern, 365 Tage die soziale Spal¬ 
tung vertiefen! 

Die Durchsetzung des Existenzmini¬ 
mums, gemessen am Bedarf, als Mini¬ 
mum des Arbeitslohns ist die Halteli¬ 
nie, ohne die auskömmliche Entloh¬ 
nung der Arbeit nicht in Sicht ist. Für 
die Haltelinie gegen die Lohnabwärts- 
spirale -10 Euro gesetzlicher Mindest¬ 
lohn, lohnsteuerfrei, 500 Euro Eckre¬ 
gelsatz beim ALG II - wird Druck 
gemacht zum „Tag der deutschen Ein¬ 
heit“, weil ohne ausreichenden Druck 
keine Bundestagspartei bewegt wird, 
auch nicht die Partei „Die Linke“. 

Helmut Woda, Karlsruhe 

Träumen? 

Betr.: „Curiosity“: Neue Daten 
über den roten Planeten, UZ vom 
24. 8.2012, S. 16 

In dem Artikel „‘Curiosity 4 : Neue Da¬ 
ten über den roten Planeten“ fragt Nina 
zum Schluss“. Aber man darf doch mal 
träumen. Oder?“ 

Zwar in anderen Zusammenhängen 
geschrieben, aber auch hier zutreffend 
antwortet Wladimir Iljitsch Uljanow: 
„Träumen müssen!“ Ich schrieb diese 
Worte nieder und erschrak. (...) Ich 
frage, ob ein Marxist überhaupt das 
Recht hat zu träumen, wenn er nicht 
vergisst, das sich die Menschheit nach 
Marx immer nur Aufgaben stellt, die 
sie lösen kann, und dass die Taktik ein 
Prozess des Wachsens der Aufgaben ist, 
die zusammen mit der Partei wachsen? 
Bei dem bloßen Gedanken an diese 
drohenden Fragen überläuft es mich 


eiskalt, und ich überlege nur, wo ich 
mich verstecken könnte. Ich will ver¬ 
suchen, mich hinter Pissarew zu ver¬ 
stecken. 

„Ein Zwiespalt gleicht dem anderen 
nicht“, schrieb Pissarew über den Zwie¬ 
spalt zwischen Traum und Wirklichkeit. 
„Meine Träume können dem natürli¬ 
chen Gang der Ereignisse vorauseilen, 
(...) Wäre der Mensch aller Fähigkeit 
bar, in dieser Weise zu träumen, könn¬ 
te er nicht dann und wann vorauseilen, 
um in seiner Fantasie als einheitliches 
und vollendetes Bild das Werk zu erbli¬ 
cken, das eben erst unter seinen Hän¬ 
den zu entstehen beginnt, dann kann 
ich mir absolut nicht vorstellen, welcher 
Beweggrund den Menschen zwingen 
würde, große anstrengende Arbeiten 
auf dem Gebiet der Kunst, der Wissen¬ 
schaft und des praktischen Lebens in 
Angriff zu nehmen und zu Ende zu füh¬ 
ren ...Der Zwiespalt zwischen Traum 
und Wirklichkeit ist nicht schädlich, 
wenn nur der Träumende ernstlich an 
seinen Traum glaubt, wenn er das Le¬ 
ben aufmerksam beobachtet, seine Be¬ 
obachtungen mit seinen Luftschlössern 
vergleicht und überhaupt gewissenhaft 
an der Realisierung seines Traumgebil¬ 
des arbeitet. Gibt es nur irgendeinen 
Berührungspunkt zwischen Traum und 
Leben, dann ist alles in bester Ordnung. 
Träume solcher Art gibt es leider in 
unserer Bewegung allzuwenig. (...)“ 
W.I. Lenin in „Ausgewählte Werke“, 
Dietz-Verlag Berlin 1988, Band I, Sei¬ 
te 518/519 

Träumen ist notwendig! 

Heide Janicki, Braunschweig 


SO ★ 2.SEPT 


Hamburg: Tag des offenen Denkmals. 
Führung durch die neue, erweiterte 
Dauerausstellung zur Zwangsarbeit in 
Hamburg 1939-1945. Die Ausstellung 
befindet sich in den letzten erhaltenen 
ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken 
Hamburgs, Lager Kowahl+Bruns. Veran¬ 
stalter ist die Willi-Bredel-Gesellschaft. 
Wilhelm-Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn 
Flughafen Hamburg, 14.00 Uhr bis 
17.00 Uhr. - Die Führung findet auch am 
9. September (Tag des offenen Denk¬ 
mals) von 14.00-17.00 Uhr statt 


Dl ★ 4. SEPT 


München: G0 Abend der DKP-Grup- 
pe Neuhausen-Süd, Thema: Syrien, im 
KommTreff, 19.00 Uhr 


SA ★ 8 . SEPT 


Frankfurt/Main: „Die Roten feiern im 
Grünen“, Sommerfest der DKP. Buffet 
und Kuchen sind im Beitrag von 5,00 Euro 
enthalten. Gegrilltes und Getränke wer¬ 
den, wie immer, angeboten und einzeln 
berechnet. DGB-Jugendclub, Wilhelm- 
Leuschner-Straße/Untermainkai 68, 
12.00 Uhr. 


Dl ★ 11. SEPT 


Oberhausen: Film „Zeit für Zeugen - Eine 
Hommage an Ettie und Peter Gingold“, 
mit Alice Czyborra. Veranstalter „Die Lin¬ 
ke“ Oberhausen, Ort: Linkes Zentrum, El¬ 
sässer Str. 19,46 045 Oberhausen, 19.00 
Uhr. 


SA ★ 22. SEPT 


Dortmund: Die DKP Dortmund lädt ein 
ins Z zum Brecht-Abend. Unter dem Titel 
„Frauenschicksale“ erweckt der bekann¬ 
te Dortmunder Schauspieler Andreas Wei- 
ßert einige der eindrucksvollsten Frauen¬ 
gestalten der Literatur des 20. Jahrhun¬ 
derts zu neuem Leben. Samstag, 22.9., 
um 19 Uhr. Im Z - Zentrum für Kultur und 
Politik, Oesterholzstr. 27. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte so schnell wie möglich, 
spätestens am Freitag eine Woche vor 
dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ, möglichst 
auch mit Angabe des Themas der Ver¬ 
anstaltung an termine@unsere-zeit.de 
oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 


Spenden helfen der UZ 

Spenden für die UZ bitte an 
den Parteivorstand der DKP, 
Konto-Nummer 4002 487 502 
bei der GLS-Bank Bochum, 
BLZ 430 609 67. 

Herzlichen Dank. 


Dampf machen für die UZ! 


Wageri 

i 

Glei smat erial 

■ i 'T -U" 







Die Teile werden vermarktet, der 
Erlös kommt der UZ zugute. 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 
von den Schienen zu räumen. 


UZ-Redaktion 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 

Rückfragen: 0201/225447 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 18. bis 24. August 


... 22 Millionen Menschen leben in Mexiko-Stadt. Wie versorgt man so eine Megacity mit Süßwasser? Indem man die 
vornehmen Viertel überversorgt, die schlechten Viertel dagegen austrocknet. Aber trinken sollte man auch das Wasser aus 
den vornehmen Hähnen nicht.“ So beschrieb der ARD-Weltspiegel die Wasserversorgung in der Hauptstadt von Mexiko am 
vergangenen Sonntag. Was der Bericht verschweigt, ist der übergroße Wasserverbrauch multinationaler Konzerne. 

Der US-Konzern Coca-Cola z. B. bemächtigt sich im großen Stile der Wasserressourcen des Nachbarlandes. In der wasserrei¬ 
chen Provinz Chiapas kämpft der Konzern seit 20 Jahren um den exklusiven Zugang zu dem kostbaren Nass. Der Wasser¬ 
verbrauch allein der Produktionsanlage in San Cristöbal de las Casas beträgt an nur einem Tag 823 500 Liter, dies entspricht 
dem Konsum von 223 Familien im Monat. 

Mit dem obigen Bild machte unicef am Weltwassertag, dem 22. März 2012, auf die prekäre Situation aufmerksam. 

Taten sagen mehr als Worte 


Montag 

Heute kommt die Meldung vom drohen¬ 
den Verlust von 2 000 Arbeitsplätzen bei 
den P+S-Werften in Stralsund und Wol¬ 
gast. Nach drei Urlaubswochen im wun¬ 
derschönen Mecklenburg können wir 
uns gut vorstellen, wie hart das die Regi¬ 
on treffen würde. Die Folgen der Wieder¬ 
vereinigung sind dort noch lange nicht 
überwunden. 

Immer noch gelten verschiedene Ta¬ 
rifbestimmungen in Ost und West, die 
Verbraucherpreise sind aber längst an¬ 
geglichen. In der Gastronomie werden 
selten Löhne über fünf Euro die Stunde 
gezahlt. Für die Teuerung verantwortlich 
ist auch der Tourismus, der die zahlrei¬ 
chen plattgemachten Industriebetriebe 
ersetzen soll. Dass das wirklich funktio¬ 
niert, glauben hier wohl nicht mehr vie¬ 
le. Zumindest kaum einer von denen, die 
wir danach fragen. 

Eine von den Kneipen, an denen wir vor¬ 
beifahren, heißt „Blühende Landschaf¬ 
ten“ - bittere Ironie. 

Dienstag 

Ein gutes Beispiel für den Klamauk und 
die Augenwischerei, die Ministerien mit 
Gesetzesinitiativen betreiben, ist das 
neue Vorhaben der Bundesregierung, 
sogenannte Spielerkarten in Zockerbu¬ 
den zur Pflicht zu machen. Der Zweck: 
Jeder Spieler soll nur einen Automaten 
bedienen dürfen. Angeblich soll das die 
Spielsucht eindämmen. Die Spielerkar¬ 
te soll unpersönlich sein. Wer süchtig ist, 
legt sich also einfach 2,3, ganz viele Kar¬ 
ten zu. 

Alle wirklich effektiven Maßnahmen ge¬ 
gen Spielsucht wie Glücksspielverbote, 
Verbot von Internetwetten, Schließung 
von Spielhallen, ernsthafte Therapie- 
und Entschuldungsangebote usw. wer¬ 
den - wie immer - nicht einmal in Erwä¬ 
gung gezogen. Wie auch, solange die Poli¬ 
tik vom aktuellen Finanzmarkt bestimmt 
wird. Der ist bekanntlich das größte Ka¬ 
sino der Welt(-geschichte). 

Donnerstag 

Weißrussische Polizisten wurden in der 
Bundesrepublik geschult und haben kei¬ 
ne Demokratie gelernt! Potztausend! 
Und das, obwohl sie die 1-A-Demokratie- 
Einsätze der Polizei beim Castor-Trans- 
port vorgeführt bekamen. Das weißrus¬ 
sische Gehirn ist offensichtlich Demo¬ 
kratie-resistent. Oder hat jemand eine 
andere Erklärung? 


Am 2. September 1957 ließ Orval Fau- 
bus, der Gouverneur des US-Bundes- 
staates Arkansas, die ihm unterstehen¬ 
de Nationalgarde aufmarschieren, um 
neun afro-amerikanischen Schülern den 
Zutritt in die Little Rock Central High 
School zu verweigern. Vor dem Schulge¬ 
bäude demonstrierte ein „weißer“ Mob. 
Auf Transparenten äußerte er Meinun¬ 
gen wie „Race Mixing is Communism“ 
(„Rassenmischung ist Kommunismus“) 
und „Stop the Race Mixing March of 
the Anti-Christ“ („Stoppt den rassenmi¬ 
schenden Marsch des Anti-Christen“). 
Bereits im Mai 1954 hatte das oberste 
Gericht der USA die Rassentrennung 
an den Schulen für verfassungswidrig 
erklärt. In Little Rock dauerte es über 
drei Jahre bis die Schulbehörde neun 
Schülerinnen ausgesucht hatte, die auf 
die bis dahin „reinrassig weiße“ Central 
High School gehen sollten. 

Eines dieser Kinder war die damals 
15-jährige Elizabeth Eckford. Sie erin¬ 
nert sich an diesen Tag: „Ich bestieg den 
Bus, um zur Schule zu fahren. Aber ich 
hatte nicht damit gerechnet, zur Ziel¬ 
scheibe einer wütenden Menge zu wer¬ 
den. Ich hatte nicht erwartet, ganz alleine 
dazustehen.“ 

Die Nationalgarde stoppte sie: „Kein 
Zutritt für Schwarze“. Der Mob tobte. 
Elizabeths Rückzug wurde zum Spieß¬ 
rutenlauf durch ein Spalier wütender 
„Weißer“. Eine davon war Hazel Brian: 
„Ich ging gleich hinter ihr, ich schrie sie 
an: ,Hau ab, du Nigger“. Elisabeth erin¬ 
nert sich weiter: „Ich habe versucht, ein 
freundliches Gesicht irgendwo zu se¬ 
hen ... Ich sah in das Gesicht einer al- 


Freitag 

Das Werfen von Nebelkerzen im Falle 
der faschistischen Terroristen der NSU 
geht munter weiter. Ein einzelner Poli¬ 
zist soll nun dafür verantwortlich sein, 
dass die Mörder Informationen aus dem 
Staatsapparat bekamen. Heute erfah¬ 
ren wir, dass man diesbezügliche Ak¬ 
ten „gefunden“ hat. Irgendjemand hat 
dann wohl entschieden, dass der „Fund“ 
diesmal nicht geschreddert wird. Viel¬ 
leicht weil sich der „Fund“ eignet, einen 
Sündenbock zu konstruieren? Der von 
dem Staatsskandal ablenkt, dass Polizei, 
Dienste und rechter Sumpf ein symbi¬ 
otisches Dasein führ(t)en? Die rhetori¬ 
schen Fragen ließen sich beliebig fort¬ 
setzen. 

★ 

Dass Breivik zur höchstmöglichen Strafe 
verurteilt wurde, ist ein immerhin kor¬ 
rekter Akt der norwegischen Justiz. Aber 
dem Mörder nur das Wort abzuschnei¬ 
den, als er sich bei den militanten Nati¬ 
onalisten entschuldigt, nicht noch mehr 
Menschen getötet zu haben, ist zu wenig. 
Man kann Breiviks „Entschuldigung“ 
wie die meisten seiner Einlassungen auch 
als rassistische Propaganda und Auffor¬ 
derung zum Massenmord auffassen. Es 
wäre ein gutes Zeichen der norwegischen 
Justiz gewesen, wenn sie demgegenüber 
die entsprechenden (verfahrens)rechtli- 
chen Schritte unternommen hätte. Brei¬ 
vik, seinen „Mitkämpfern“ und (stillen) 
Bewunderern muss klargemacht werden, 
dass es für Leute ihres Schlages kein war¬ 
mes Plätzchen im Knast gibt. 
Gegenüber Linken ist es der Justiz nie 
schwer gefallen, sich Sanktionen für „un¬ 
botmäßiges“ Verhalten auszudenken und 
wenn es nur ein scheeler Blick gegen den 
Herrn Kammergerichtspräsidenten war. 

★ 

Dass wir Verbraucher (mindestens) drei 
Mrd. Euro zuviel für Strom bezahlen sagt 
uns heute eine Studie der Grünen. Sie 
sehen den Grund bei Energiekonzernen 
und der Regierung. Bundesumweltmi¬ 
nister Peter Altmaier schert das einen 
feuchten Kehricht. Er erwartet höhere 
Strompreise im Herbst. Zur Begründung 
führte er den zu schnellen Ausbau der 
Solarenergie an. Altmaier will deshalb 
die Förderung schneller beenden als 
geplant. Wären die Grünen an der Re¬ 
gierung, hätten sie genau das auch ge¬ 
sagt und getan. 

Adi Reiher 


ten Frau und es schien freundlich, aber 
als ich sie wieder ansah, spuckte sie auf 
mich ... Ich wusste, dass ich mich nicht 
herumdrehen durfte. Die Menge war mir 
auf den Fersen. Ich wollte unbedingt die 
nächste Bushaltestelle erreichen.“ An der 
Bushaltestelle wartete eine Gruppe von 
Reportern aus dem ganzen Land, die sich 
schützend vor Elizabeth stellten. 
Landesweit gab es eine Protestwelle, 
vor allem von Afro-Amerikanern. Am 
23. September versuchten die Little 
Rock Nine erneut in ihre Schule zu ge¬ 
hen. Wieder wurden sie von der örtli¬ 
chen Nationalgarde und einem wüten¬ 
den Mob gehindert. Am Abend sprach 
endlich US-Präsident Eisenhower. Nicht 
gerade als Bürgerrechtler bekannt, for¬ 
derte er trotzdem die Einhaltung der 
Verfassung. Und schickte 1 000 Solda¬ 
ten der Nationalgarde des Bundes, die 
den Schulzugang der Little Rock Nine 
erzwangen. 

Jede/r der neuen Schülerinnen erhielt 
eine Leibwache, die vor dem Klassenzim¬ 
mer Aufstellung nahm. Vor dem Psycho- 
Terror der „weißen“ Mitschüler schützte 
das jedoch nicht. Die jungen Menschen 
nahmen das auf sich, weil sie sich als Ver¬ 
treter der gesamten Bürgerrechtsbewe¬ 
gung der USA sahen. Bis heute genie¬ 
ßen sie hohes Ansehen vor allem bei den 
Afro-Amerikanern. 

Die „braven Weißen“ von Little Rock 
nennen den Mob von damals heute eine 
extremistische Minderheit. Fast genau 
ein Jahr nach dem 25. September 1957 
stimmten 7 561 Bürger von Little Rock 
für die Rassenintegration ihrer Schulen. 
Und 129 470 dagegen. AR 


Mit folgendem Text wirbt das Netz¬ 
werk FARE für seine Aktionswochen 
im Oktober 2012: 

Die FARE-Aktionswochen vereinen 
Fans, Vereine und potenzielle Opfer 
von Rassismus und Diskriminierung 
auf dem ganzen Kontinent in der ge¬ 
meinsamen Anstrengung, beides zu 
Problemen der Vergangenheit zu ma¬ 
chen. Die Aktionswochen des FARE- 
Netzwerks soll die öffentliche Wahr¬ 
nehmung und das Bewusstsein für das 
Vorhandensein von Rassismus und 
Ausgrenzung im Fußball und der Ge¬ 
sellschaft schärfen und eine gemein¬ 
same Front im Kampf gegen diesen 
zerstörerischen Einfluss auf Europas 
Sportart Nummer 1 schaffen. 

Die Idee hinter den FARE-Aktions¬ 
wochen ist, dass durch breit gefächer¬ 
te Initiativen und Aktivitäten lokale 
Probleme bei den Vereinen oder in 
den Communities angesprochen wer¬ 
den und gleichzeitig mit Gruppen auf 


FARE*-Aktionswochen 

dem ganzen Kontinent zusammenge¬ 
arbeitet wird, um vereint Stellung ge¬ 
gen die Diskriminierung im Fußball zu 
beziehen. 

Was 2001 als kleine Kampagne in neun 
Ländern begann, ist mittlerweile zur 
größten Initiative gegen Diskriminie¬ 
rung im Sport angewachsen. 

Die Aktionswochen 2011 fanden mit 
einer Rekordzahl von mehr als 1 000 
Veranstaltungen in 40 Ländern in und 
um Fußballstadien in ganz Europa 
statt. Europas Topstars unterstützen 
die Kampagne. Alle 32 Mannschaften 
der UEFA-Champions-League ha¬ 
ben an der „United against Racism“- 
Kampagne teilgenommen und mehr als 
600 000 Fans direkt bei den Spielen und 
Millionen weitere durch die Liveüber¬ 
tragungen im Fernsehen erreicht. Die 
Zahl der teilnehmenden Profi-Ligen ist 
auf 14 angestiegen. Auch die symboli¬ 
schen Aktionen, die von den nationalen 
Fußballverbänden und einzelnen Ver¬ 


einen organisiert werden, erreichen von 
Jahr zu Jahr mehr Menschen. 

Jedes Jahr stellt das FARE-Netzwerk 
finanzielle Unterstützung für Fans, 
Initiativen, kleine Vereine und Com¬ 
munity-Gruppen für deren Aktionen 
während der Aktionswochen zur Ver¬ 
fügung, um sie bei der Bekämpfung von 
Diskriminierung und Ausgrenzung in 
ihren Fußballvereinen vor Ort zu un¬ 
terstützen. 

2011 bewarben sich über 250 Gruppen, 
unter anderem Fanklubs, Organisatio¬ 
nen ethnischer Minderheiten, Fußball¬ 
vereine und eine Reihe von NGOs aus 
ganz Europa, mit kreativen Vorschlä¬ 
gen um Fördergelder. Mit Unterstüt¬ 
zung der UEFA hat das FARE-Netz- 
werk über 175 Gruppen finanziell un¬ 
terstützen können und darüber hinaus 
kostenlos Materialien für deren Kam¬ 
pagnen bereitgestellt. Viele weitere 
Fangruppen organisieren sich selbst, 
um Diskriminierung und Ausgrenzung 
zu bekämpfen. 

Wenn auch Ihr bei den Aktionswochen 
mitmachen wollt, schreibt uns mit Eu¬ 
ren Ideen und lasst uns wissen, welche 
Aktionen Ihr bei Euch plant. 
Rassismus und Diskriminierung zu ig¬ 
norieren heißt, sie zu akzeptieren - be¬ 
ziehe Stellung und mach mit bei der 
FARE-Aktionswoche! 

Die Aktionswoche 2012 findet vom 
16.-31. Oktober statt! Mach mit! 

*Football Against Racism in Europe 
(Fußball gegen Rassismus in Europa) 


Der rote Kanal 


Stülpner-Legende, DDR 1973 

„Mit Mutterwitz, leiser Ironie und deftigem 
Charme verlieh Manfred Krug dem legen¬ 
dären erzgebirgischen Volkshelden Karl 
Stülpner Gestalt“, so wirbt der mdr für die 
Abenteuerserie des DDR-Fernsehens, de¬ 
ren sieben Folgen heute an einem Stück 
gezeigt werden. Am Sonntag um 20.15 Uhr 
zeigt der Sender eine Doku über das Leben 
Stülpners. 

Sa., 1.9., 23.20-4.40 Uhr, mdr 

Meine Familie, die Nazis 
und Ich, D 2012 

Der jüdische Filmemacher beobachtet und 
interviewt fünf Nachkommen der Nazi-Grö¬ 
ßen Göring, Himmler, Frank, Höß und Göth. 

So., 2.9., 23.35-0.55 Uhr, mdr 

Silkwood, USA 1983 

Meryl Streep als Anti-Atom-Aktivistin. 

Mo., 3.9., 21.00-23.05 Uhr, arte 


The Little Rock Nine 

„Weißer Mob“ für Rassismus 




2012 FARE Action Weeks 




























